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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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ATOM/264: Strahlende Wege - die Uhr tickt stur ... (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Mitglied im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Pressemitteilung, 25.05.2020

Protest gegen Uranmüllexporte 

NRW-Landesregierung soll Uranmüllproduktion in Gronau beenden



Bonn, Gronau - Am Montag, 25.5.2020, wurde mit einer
Mahnwache auf der Brücke vor der bundesweit einzigen
Urananreicherungsanlage (UAA) in Gronau (NRW) gegen Uranmüllexporte von
Gronau nach Russland demonstriert. Veranstalter war der Arbeitskreis
Umwelt (AKU) Gronau, der im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz
(BBU) organisiert ist. Der BBU (mit Sitz in Bonn) bekräftigte inzwischen
seine Forderung, dass die zuständige NRW-Landesregierung die Gronauer
Uranfabrik sofort und dauerhaft schließen und damit die
Uranmüllproduktion beenden soll.

"Die Mahnwache in Gronau wurde wie geplant durchgeführt, die
Bahnwaggons, die schon länger auf dem Gelände der Uranfabrik stehen,
haben das Werksgelände aber noch nicht verlassen. Weitere
Protestaktionen an der Bahnstrecke von Gronau bis Amsterdam, die bereits
geplant waren, wurden verschoben. Die Anti-Atomkraft-Bewegung wird auf
jeden Fall weiterhin aufmerksam bleiben und weitere Proteste
vorbereiten", erklärte das Gronauer BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Der AKU Gronau befürchtete, dass heute Vormittag wieder ein Sonderzug mit
Uranmüll von Gronau über Münster Richtung Amsterdam (Hafen) starten
könnte. Entsprechende Transporte erfolgten in der jüngeren Vergangenheit
wiederholt alle drei bis vier Wochen an Montagen. So verließ auch am 4.
Mai 2020 unter Protest um 11.13 Uhr ein Sonderzug mit Uranmüll mit
vermutlich 600 Tonnen abgereichertem Uranhexafluorid (UF6) die
Urananreicherungsanlage Gronau. Erstes Fahrtziel war der Hafen
von Amsterdam, von wo der Uranmüll per Schiff nach Russland transportiert
wurde.

"Bei einem Transportunfall mit Uranhexafluorid-Freisetzungen müsste die
Bevölkerung weiträumig evakuiert werden. Das ist unter normalen
Umständen kaum machbar. In Corona-Zeiten müsste solch eine Katastrophe
unbedingt verhindert werden. Letztlich ist die sofortige Stilllegung der
Gronauer Uranfabrik unser Ziel", betont Udo Buchholz, Gronauer
Vorstandsmitglied des Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).

Die Route der Uranmüllzüge, die häufiger fahren, führt von Gronau über
Burgsteinfurt, Münster, Drensteinfurt, Hamm, den Kreis Unna, das
Ruhrgebiet, Duisburg, Viersen, Mönchengladbach, Venlo und viele
niederländische Orte bis zum Hafen Amsterdam. Nach der Verschiffung nach
St. Petersburg geht es per Bahn weiter zum Zielort Novouralsk bei
Ekaterinburg. Dort wird der Uranmüll, ebenso wie in Gronau, unter freiem
Himmel für unbestimmte Zeit gelagert.

Gegen den Uranmüllexport von Gronau nach Russland wurde bereits vielfach
in Gronau und Münster, sowie in anderen Orten an der Strecke,
protestiert. Anfang April hatte sich die Stadt Münster beim
Urenco-Konzern gegen die Urantransporte durch Münster ausgesprochen.

Hauptziel des AKU Gronau, des Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen, des BBU und anderer Organisationen ist die Stilllegung der
Gronauer Urananreicherungsanlage. Noch bis Ende Mai kann im Internet
eine Petition gegen Urananreicherung, Atomwaffen und Uranmüllexporte
unterschrieben werden:

www.ostermarsch-gronau.de


Hintergründe:

Die Urananreicherungsanlage in Gronau wird vom Urenco-Konzern betrieben.
Sie gehört zu je einem Drittel dem niederländischen und britischen Staat
- das deutsche Drittel teilen sich RWE und EON zu gleichen Teilen. Die
Bundesregierung und die NRW-Landesregierung üben die fachliche und
politische Atomaufsicht über die Urananreicherung in Gronau aus. Beide
Regierungen lehnen eine Stilllegung der Urananreicherungsanlage im
Rahmen des deutschen Atomausstiegs bislang ab. Dagegen gab es in den
letzten Jahren immer wieder Proteste von Anti-Atomkraft-Initiativen und
Umweltverbänden. Im Januar hatten die russischen Umweltorganisationen
Greenpeace und Ecodefense im Bundesumweltministerium 70 000
Unterschriften aus Russland gegen die Uranmüllexporte überreicht.

Weitere
Informationen zum Themenkomplex Urenco und Urananreicherungsanlagen:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

http://urantransport.de

http://www.enschedevoorvrede.nl

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

https://www.ippnw.de

https://www.laka.org

http://www.wise-uranium.org

http://close-capenhurst.org.uk

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 26. Mai 2020 
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LATEINAMERIKA/128: Covid-19 in Brasilien - Doppelte Sterberate unter Indigenen

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Covid-19 in Brasilien: Doppelte Sterberate unter Indigenen



Brasilien ist insgesamt stark von der Coronavirus-Pandemie betroffen.
Die indigene Bevölkerung des Landes trifft es überproportional hart:
Unter den etwa 900.000 Indigenen sind bisher 980 Infektionen
bestätigt. Es gab mindestens 125 Todesfälle durch Covid-19. Die
Sterberate liegt damit bei 12,6 Prozent - fast doppelt so hoch wie
die nationale Rate von 6,4 Prozent. "In der Pandemie ist die Lage der
indigenen Bevölkerung in Brasilien doppelt prekär", erklärt Juliana
Miyazaki, Referentin für Indigene Völker bei der Gesellschaft für
bedrohte Völker. "Während täglich neue Infektionen und Todesfälle
dazukommen, müssen sie in der Legislative um soziale und medizinische
Hilfe kämpfen." Die indigenenfeindliche Regierung unter Jair
Bolsanaro verweigere diese Hilfe wo immer möglich.

"Die Pandemie hat den institutionellen Rassismus gegen die indigene
Bevölkerung erneut deutlich gemacht", so Miyazaki. "Der Zugang zu
angemessener medizinischer Versorgung ist schwierig, da selbst die
indigenen Mitarbeiter des Gesundheitswesens überfordert sind und den
Bedürfnissen der indigenen Gemeinschaften nicht gerecht werden
können." Ärzte der Behörde für Indigene Gesundheit SESAI hätten bis
jetzt keine rigorose Quarantäne eingehalten. Die erste registrierte
Covid-Erkrankung unter Indigenen sei von einem Arzt der SESAI
übertragen worden. Ärzte, aber auch Missionare und Eindringlinge auf
der Suche nach Ressourcen hätten das Virus in indigene Gemeinschaften
getragen. "Trotz der Risiken dringen immer mehr Fremde in indigene
Gebiete ein, um Holz zu fällen oder Gold zu suchen", berichtet
Miyazaki.

Bisher sind Infektionen in 60 indigenen Völkern in Brasilien
nachgewiesen. "Ihnen zugewiesene öffentliche Mittel werden aber von
den Behörden nicht bereitgestellt", kritisiert Miyazaki.
"Hygieneartikel und Test-Kits sind knapp, die Krankenhäuser
überlastet." Laut einer Studie der Non-Profit-Organisation
InfoAmazonia beträgt die durchschnittliche Entfernung zwischen
indigenen Dörfern und der nächstgelegenen Intensivstation in
Brasilien 315 Kilometer. Zehn Prozent dieser Dörfer sind sogar 700
bis über 1.000 Kilometer von einer solchen Einrichtung entfernt.

Viele Indigene sind von dem niedrigen Einkommen abhängig, das sie in
der Stadt durch informelle Jobs oder den Verkauf von Kunsthandwerk
erzielen können. Trotz des hohen Infektionsrisikos können sie es sich
nicht leisten, sich zu ihrem eigenen Schutz zu isolieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AUFRUF/069: "Friedensnobelpreis für kubanische Ärztinnen und Ärzte" (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Italien vom 24. Mai 2020

AUFRUF: "Friedensnobelpreis für kubanische Ärztinnen und Ärzte"



Die COVID-19 Pandemie geht um die Welt, ganz unabhängig von Längen-
und Breitengraden, nationalen Grenzen oder der jeweiligen technischen
und wirtschaftlichen Entwicklung. Ungewöhnlich schnell hat sich das
Virus in der Bevölkerung ausgebreitet. Die Gesundheitssysteme vieler
Länder waren darauf nicht vorbereitet, auch nicht in Europa und
Nordamerika.

Kuba hat schon zu einem frühen Zeitpunkt des Gesundheitsnotstandes
Kontingente seiner Medizinbrigade "Brigada Médica Internacional Henry
Reeve" in mehr als 20 Länder geschickt und dort als Geste der
Solidarität umsonst medizinische Hilfe angeboten. Kuba hat dafür keine
"politische Gegenleistung" gefordert und das ist besonders beachtlich
aufgrund des harten Embargos unter dem das Land seit Jahren zu leiden
hat. In einigen Fällen haben lokale Verwaltungen wie z.B. in Italien
direkt Hilfe durch Gesundheitsbrigaden aus Kuba angefragt. Und sie
kamen mit Ärzt*innen, medizinischem Personal, Techniker*innen,
technischer und medizinischer Ausrüstung. Allein in den ersten Monaten
der Pandemie reisten kubanische Brigaden in mehr als 20 Länder. Dort
standen sie immer an vorderster Front, wenn es um Hilfe für vom Virus
betroffene lokale Bevölkerung ging.

Die kubanischen "Brigada Médica Internacional" haben eine lange und
beeindruckende Geschichte im Kampf gegen globale Gesundheitsnotstände.
So sind im Jahr 2014 mehr als 250 kubanische Ärzte nach Westafrika
gereist, um den Kampf gegen Ebola aufzunehmen. Die internationale
Presse - ausgehend von der New York Times - erkannte übereinstimmend
an, dass Kuba eine "führende Rolle" im Sieg gegen das Virus zugekommen
war. Einige Jahre zuvor waren kubanische Ärzte in Haiti präsent, als
ein Erdbeben die Insel zerstört hatte und im Gefolge eine
Choleraepidemie ausgebrochen war. Nach dem Hurrikan Katrina, der die
Stadt New Orleans so schwer getroffen hatte, waren sie sogar bereit,
sich in die Vereinigten Staaten aufzumachen. Ihre Hilfe wurde von der
damaligen US-Administration zurückgewiesen. Zurzeit sind zusätzlich zu
den COVID 19-"Missionen" Ärzt*innen und Krankenpfleger*innen aus Kuba
an fast 70 Aufträgen in der ganzen Welt beteiligt.

"Wir bieten nicht das an, was wir übrig haben: Wir teilen was wir
haben" lautet ihr Slogan. Mit diesem großartigen Engagement stellen
sie idealerweise den Menschen in den Mittelpunkt, unabhängig von den
politischen, sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen. Die Zahl der
Leben, die sie gerettet haben, ist unschätzbar, sowohl im Kampf gegen
COVID-19 als auch bei all ihren anderen Missionen. Dahinter steckt als
Grundhaltung eine tief empfundene menschliche und internationale
Solidarität, die eine Quelle der Inspiration sein kann für alle
Menschen auf der Welt, sich dem Kampf gegen das Virus und den
Schwierigkeiten des "Wiederaufbaus" zu stellen.

Aus all diesen Gründen bitten wir Sie und Euch den Aufruf für eine
Nominierung der kubanischen Ärzte der Cuban International Medical
Brigades "Henry Reeve" für den Friedensnobelpreis zu unterstützen!


Zur Petition:

https://www.change.org/p/comitato-per-il-nobel-ai-medici-cubani-il-premio-nobel-per-la-pace?recruiter=619343744&utm_source=share_petition&utm_medium=email&utm_campaign=psf_combo_share_initial&utm_term=psf_combo_share_initial&recruited_by_id=ee781d50-9ce2-11e6-938e-11dd7552ad27


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Heidi Meinzolt
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/469: Wiederaufnahme von Atomwaffentests vollkommen inakzeptabel (Kampagne "Büchel ist überall")

Presseinformation der Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt vom
25.05.2020

Wiederaufnahme von Atomwaffentests vollkommen inakzeptabel

Erklärung der Mitgliederversammlung von Abolition 2000, Globales Netzwerk
für die Abschaffung von Atomwaffen als Videokonferenz durchgeführt am 23.
Mai 2020



Eine Wiederaufnahme von Atomwaffentests ist vollkommen inakzeptabel.
Atomwaffentests auch nur in Betracht zu ziehen ist bereits höchst
destabilisierend. Genau solche Überlegungen wurden aber gemäß
Medienberichten kürzlich im Weißen Haus in Washington angestellt. Die
Wiederaufnahme von Atomwaffentests durch die USA birgt die Gefahr weiterer
Tests durch Staaten wie China, Russland, Indien, Pakistan und Nordkorea.
Damit würde das sich abzeichnende nukleare Wettrüsten beschleunigt, und die
Aussicht auf Gespräche über nukleare Rüstungskontrolle würde weiter
schwinden. Ein Atomwaffentest ist an sich schon eine Art Bedrohung. Neue
Tests würden Angst und Misstrauen hervorrufen und die Abhängigkeit von
Atomwaffen zementieren. Das Ziel einer atomwaffenfreien Welt würde damit in
die Ferne rücken. Atomwaffentests dürfen nicht stattfinden, und sie dürfen
auch nicht als Option im Raume stehen. Vielmehr sollte unbedingt der
Umfassende Teststoppvertrag (Comprehensive Nuclear Test Ban Treaty, kurz
CTBT) in Kraft gesetzt werden.

Dieser Vorfall ist im Kontext der anhaltenden nuklearen Aufrüstung
sämtlicher Atomwaffenstaaten der Welt zu sehen. Die Aufrüstungsaktivitäten
werden durch umfangreiche Laborforschung und -versuche unterstützt, die
Atomwaffentests teilweise ersetzen. Wir fordern, Atomwaffentests auf keinen
Fall wieder aufzunehmen und nehmen mit großer Sorge die Gefahren, die sich
aus den anhaltenden Atomwaffenaktivitäten ergeben, zur Kenntnis. Diese
Gefahren sind in der Regel weder im Fokus der Öffentlichkeit noch der
Medien, sie sind aber real und müssen thematisiert werden. Abhilfe schafft
letztlich nur die weltweite Abschaffung von Atomwaffen.

 * 

Quelle:

Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: info@atomwaffenfrei.de

Internt: www.atomwaffenfrei.de
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STANDPUNKT/468: Schweiz - Stimmrechtsalter 16 jetzt! (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 24. Mai 2020

Stimmrechtsalter 16 jetzt!



Die Schweiz steht vor einer Zukunftsentscheidung: Am Donnerstag (28.
Mai 2020) hat es die Staatspolitische Kommission des Nationalrates in
der Hand, den Weg für Stimmrechtsalter 16 frei zu machen.

Das Entscheid könnte sehr knapp ausfallen: Bisher sagen 11 von 25
Mitgliedern der Kommission Ja zur Senkung des Stimmrechtsalters. Darum
führt eine Gruppe von Jugendlichen eine öffentliche Lobbying-Kampagne
auf www.16.crowdlobbying.ch durch.

Zeit für Stimmrechtsalter 16!

Beim Klima- und beim Frauenstreik haben hunderttausende Jugendliche
gezeigt, dass sie politisch mitreden wollen. Engagierte
Jugendorganisationen erfahren massiven Zuwachs. Die Zeiten haben sich
geändert - höchste Zeit für ein Demokratie-Update!

Was für ein Vorschlag liegt auf dem Tisch?

Die parlamentarische Initiative von Sibel Arslan fordert, dass die
Bundesverfassung um Artikel 136, Abs. 3 mit folgendem Satz ergänzt
werden soll: "Alle Schweizerinnen und Schweizer, die das 16.
Altersjahr zurückgelegt haben und die nicht entmündigt sind, haben das
aktive Wahl- und Stimmrecht." Stimmrechtsalter 16 ist ein Anliegen,
dass parteiübergreifend unterstützt wird. Die parlamentarische
Initiative haben Ende März 2019 folgende Parlamentsmitglieder
mitunterzeichnet: Guillaume Barazzone (CVP), Isabelle Chevalley (GLP),
Niklaus-Samuel Gugger (EVP), Irène Kälin (GPS), Martin Landolt (BDP),
Christa Markwalder (FDP), Samira Marti (SP), Nadine Masshardt (SP),
Lisa Mazzone (GPS), Tiana Angelina Moser (GLP), Rosmarie Quadranti
(BDP), Mathias Reynard (SP) und Marianne Streiff-Feller (EVP).

Warum brauchen wir Stimmrechtsalter 16?

So wie sich unsere Gesellschaft verändert, muss sich auch unsere
direkte Demokratie laufend anpassen. Mit dem Stimmrechtsalter 16 wird
die junge Generation besser in die Demokratie eingebunden, die
Stimmbeteiligung angehoben, das Vertrauen in die Demokratie gestärkt.

Warum ist von einer "Überalterung der Demokratie" die Rede?

In der Schweiz gibt es ein wachsendes Ungleichgewicht zwischen den
Generationen. Machen wir ein Beispiel: Gehen wir davon aus, dass nur
die 20-Jährigen und die 55-Jährigen abstimmen würden und die
Wahlbeteiligung durchschnittlich für die jeweilige Altersgruppe wäre.
Dann überstimmen die Älteren die Jungen - mit ungefähr doppelt so
vielen Stimmen! Das treibt einen Graben zwischen die Generationen und
verleitet junge Menschen dazu, sich von der demokratischen Teilhabe
abzuwenden.

Hat Stimmrechtsalter 16 Auswirkungen auf die Wahlbeteiligung?

Studien zeigen, dass, wer bei seiner ersten Wahl mitmacht,
wahrscheinlich weiterhin regelmässig abstimmen wird. Gleichzeitig
zeigt sich auch, dass sich die Gruppe der 16- bis 17-Jährigen stärker
für Politik interessiert als die 18- bis 21-Jährigen. Wenn 16- und
17-Jährige schon abstimmen können, steigt die Wahrscheinlichkeit, dass
Erstwähler auch tatsächlich abstimmen. Dies bestätigt auch das
Beispiel Österreich, wo das Stimmrechtsalter bereits vor über zehn
Jahren auf 16 gesenkt wurde. Auch im Kanton Glarus ist die Erfahrung
positiv. So hielt Ratschreiber Hansjörg Dürst fest:

"Seit der Senkung des Stimmrechtsalters hat sich der Stimmkörper an
der Landsgemeinde sichtbar verjüngt."

Sind 16-Jährige in der Lage abzustimmen?

Jugendliche treffen heute wichtige Entscheidungen wie zum Beispiel
die Wahl ihres Berufs oder ihrer Religionszugehörigkeit. Mit 16 Jahren
ist - gemäss der Entwicklungspsychologie - das strategische Denken,
das gebraucht wird, um bei einer Abstimmung oder einer Wahl
mitentscheiden zu können, voll entwickelt. Also sind 16-Jährige
durchaus in der Lage abzustimmen.

Mehr Informationen auf:


http://www.16.crowdlobbying.ch/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/467: 72,9 Milliarden Dollar für Atomwaffenarsenale verschwendet (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

72,9 Milliarden Dollar verschwendet

Von ICAN, International Campaign to Abolish Nuclear Weapons, 22. Mai
2020



Neun nuklear bewaffnete Staaten haben im vergangenen Jahr rund 73
Milliarden Dollar für ihre Atomwaffenarsenale ausgegeben! Das sind
138.699 Dollar pro Minute! Diese Zahlen stammen aus unserer neuesten
Untersuchung, die am 15. Mai veröffentlicht wurde: "Enough is Enough:
Global Nuclear Weapons Spending in 2020" ("Genug ist Genug: Die
globalen Atomwaffenausgaben im Jahr 2020"). Diese Schätzung umfasst
die Kosten für die Wartung der derzeitigen Atomsprengköpfe und
nuklearen Trägersysteme sowie für die Entwicklung und den Bau neuer
Systeme. (Der Bericht kann als PDF heruntergeladen werden, siehe den
Link unter [1].)

Bei unseren Recherchen fanden wir auch heraus, dass die neun nuklear
bewaffneten Staaten im Jahr 2019 schätzungsweise 14 Milliarden Dollar
mehr für ihre Arsenale ausgaben als im Jahr 2018. Und die
Nuklearausgaben werden im nächsten Jahrzehnt voraussichtlich erheblich
steigen, da diese Länder weiterhin neue Atomwaffensysteme entwickeln
und bauen.

Wie können wir also verhindern, dass diese Länder Milliarden von
Dollar verschwenden und gleichzeitig die ganze Welt in Gefahr bringen?
Mit unseren Erkenntnissen können die Bürger in atomar bewaffneten
Staaten ihre Regierungen zur Verantwortung ziehen, wenn diese sich
dafür entscheiden, Massenvernichtungswaffen dem Gesundheitswesen, der
Bildung oder der Bekämpfung des Klimawandels vorzuziehen. Sie können
uns helfen, die Botschaft zu verbreiten, indem Sie den Bericht lesen
und mit anderen teilen [2].

Diese Menschen können ihre Länder dazu ermutigen, sich dem Rest der
Welt anzuschließen. Im Jahr 2017 hat sich die Mehrheit der Länder der
Welt hinter den UN-Vertrag über das Verbot von Nuklearwaffen gestellt
und damit den neun Atomwaffenstaaten (sowie den Banken, Universitäten
und anderen Institutionen, die in die Produktion von Atomwaffen
verwickelt sind) ein klares Signal gegeben, dass Atomwaffen
inakzeptabel sind und bald völkerrechtlich illegal werden. Mit 36
Vertragsstaaten steht das Abkommen kurz vor seinem Inkrafttreten. Es
ist an der Zeit, dass alle Länder ihre Unterstützung für eine
atomwaffenfreie Welt zeigen, indem sie dem Abkommen beitreten. Und wir
werden weiterhin darauf drängen, bis sie es tun.

Alicia Sanders-Zakre, Koordinatorin für Politik und Forschung, ICAN.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Anita Köbler vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Die Internationale Kampagne zur Abschaffung von Nuklearwaffen
(ICAN) ist eine globale Organisation, die sich bemüht, Menschen auf
der ganzen Welt zu mobilisieren, ihre Regierungen zu inspirieren, zu
überzeugen und unter Druck zu setzen, Verhandlungen für einen
umfassenden Nuklearwaffenverbotsvertrag durchzusetzen. Seitdem die
Organisation 2007 gegründet wurde, hat sie weltweit 360
Partnerorganisationen in 93 Ländern dazugewonnen. www.icanw.org


Anmerkungen:

[1] https://d3n8a8pro7vhmx.cloudfront.net/ican/pages/1549/attachments/original/1589365383/ICAN-Enough-is-Enough-Global-Nuclear-Weapons-Spending-2020-published-13052020.pdf?1589365383

[2] https://www.icanw.org/global_nuclear_weapons_spending_2020?e=7c571c57529d23d8668d96ca1e02326d&utm_source=ican&utm_medium=email&utm_campaign=nuclear_weapons_spending_2020&n=5&v=36


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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AUSSICHTEN/8995: Und morgen, den 26. Mai 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 26.05.2020 bis zum 27.05.2020 +++






[image: Jean-Luc 8995 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Weiße Wolken, Sonnenschein

werden es bestimmen,

Wetter, und noch obendrein

darin auch noch schwimmen.
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ITALIEN/329: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 25.5.2020 (SB)



Wie die Nachrichtenagentur ANSA und weitere italienische Medien am
heutigen Montag melden, haben sich nach weitgehender Aufhebung der
wegen der Corona-Pandemie verhängten Einschränkungen am Wochenende auf
den Zufahrtsstraßen zu den Stränden kilometerlange Staus gebildet. Die
Badeorte wurden regelrecht gestürmt. In Palermo hat es den Berichten
zufolge Menschenansammlungen wie vor der Epidemie gegeben, auch seien
von manchen Menschen die Corona-Regeln bewußt ignoriert, der gebotene
Abstand sowie die Mundschutzpflicht nicht eingehalten worden.

In den letzten 24 Stunden hat es laut ANSA weitere 50 Todesopfer durch
den Coronavirus gegeben, die Gesamtzahl der in Italien Verstorbenen
stieg damit auf 32.785.

In der Regierung in Rom dauern unterdessen die Auseinandersetzungen
wegen der Beantragung finanzieller Hilfen aus dem EU-Wiederaufbauplan
auf der Basis des von Ministerpräsident Giuseppe Conte vorgelegten
"Dekrets für Wiederbelegung" (Decreto Rilancio), das dem Senat noch
nicht zur Abstimmung vorgelegt wurde, an. Wie "La Repubblica" meldete,
werde auch der von Österreich, Dänemark, Schweden und den Niederlanden
zu dem Konzept von Bundeskanzlerin Angela Merkel und dem französischen
Präsidenten Emmanuel Macron vorgelegte Gegenentwurf erörtert. Der
Zeitung zufolge sei dieser eine "Umkehr von Berlin", wo
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier und der Kanzlerin wachsendes
Verständnis dafür zeigten, daß das Wohlergehen Deutschlands "eng mit
dem der Nachbarländer verbunden" sei.

Entscheidend an dem Merkel-Macron-Vorschlag für einen
500-Milliarden-Euro-Wiederaufbaufonds, dessen Mittel zum großen Teil
als Zuschüsse in die von der Corona-bedingten wirtschaftlichen Krise
besonders stark betroffenen Branchen und Regionen fließen sollen [1],
sei der Zeitung zufolge "nicht nur die Höhe der Hilfssumme, sondern
auch die Tatsache, daß er, wenn auch mit erheblicher Zeitverzögerung,
den europäischen Zusammenhalt als notwendig erachtet bei dem Versuch,
denjenigen mit den größten Schäden schnell und effektiv zu helfen".

Mit Blick auf den von Österreich, Schweden, Dänemark und den
Niederlanden, die bereits deutlich gemacht haben, einer
Vergemeinschaftung der Schulden nicht zuzustimmen, vorgelegten
Gegenentwurf, der einen einmaligen und auf zwei Jahre befristeten
Notfallfonds beinhaltet [2], meint "La Repubblica" zum
Merkel-Macron-Voschlag: "Alles in dem Bewusstsein, daß sich die
Europäische Union gemeinsam von dem Pandemie-Desaster erholen wird
oder den Zusammenbruch riskiert. Die sogenannten sparsamen Länder
schlagen dagegen die entgegengesetzte Richtung ein."

Die parteilose und der sozialdemokratischen Partito Democratico (PD)
nahestehende Innenministerin Italiens, Luciana Lamorgese, fordert laut
ANSA, die Regierung müsse schnell die entsprechenden Anträge in
Brüssel stellen, da die Gelder dringend gebraucht werden. Die Debatte
verdeutlicht, wie sich die Corona-Krise auf die politische
Auseinandersetzung bereits ausgewirkt hat und weiter auswirken wird.
Der im Senat in der vorigen Woche gegen den italienischen
Ministerpräsidenten gestellte Mißtrauensantrag ist vorerst
gescheitert. Es war ein erneuter Versuch der faschistischen Rechten,
für die der Sturz Contes beschlossene Sache ist. Nach Einschätzung von
Beobachtern könnte dies auch auf Brüssel zutreffen, wo Conte mit
seiner ablehnenden Haltung gegenüber den ESM-Geldern auf Granit stieß.


Anmerkungen:

[1] https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wiederaufbau-fonds-am-ende-kommt-alles-auf-merkel-an-16782626.html

[2] https://www.merkur.de/politik/coronavirus-merkel-macron-merz-eu-500-milliarden-soeder-oesterreich-italien-bonds-berlin-paris-zr-13770417.html

25. Mai 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





FORSCHUNG/213: Renaissance 2.0 - Wie Wissenschaftler die letzte antike Bibliothek entziffern wollen (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Renaissance 2.0: Wie Wissenschaftler die letzte antike 
Bibliothek entziffern wollen

Vom Humanistischen Pressedienst, 23. Mai 2020



Pompeji, Herculaneum - 23.05.2020. Vor genau 1.940 Jahren begrub der
Vesuv die antiken Städte Pompeji und Herculaneum unter einer viele
Meter dicken Schicht aus Asche und Gestein. Die Tragödie ist ein
archäologischer Glücksfall, denn so wurde vieles konserviert, was
andernorts verloren gegangen ist. So auch die Schriftensammlung einer
Villa, die man mit einem neuartigen Verfahren unter Einsatz
künstlicher Intelligenz nun lesbar machen will.

Um die 1.800 Papyrusrollen hat man in einer Villa gefunden, die
angeblich dem Schwiegervater Julius Cäsars gehört haben soll [1].
Entdeckt wurde diese einzige vollständige Bibliothek der Antike
bereits Mitte des 18. Jahrhunderts. Alle bisherigen Versuche, die
fragilen Dokumente zu entrollen oder gar zu entziffern, scheiterten.
Jetzt will man es mit einer neuen Methode versuchen: Brent Seales,
Inhaber des Lehrstuhls für Computerwissenschaften an der University of
Kentucky, und sein Team durchleuchten die Papyri nun mit Hilfe eines
Teilchenbeschleunigers. Die "Digital Restauration Initiative"
beschreibt ihr Vorgehen auf der Seite des UK College of
Engineering [2] wie folgt: "Die gewaltige, unsichtbare Bibliothek
der Welt kann endlich in einem nichtinvasiven, völlig
beschädigungsfreien Verfahren sichtbar gemacht werden."

"Virtuelles Entrollen" nennen die Wissenschaftler die Methode. Die
Manuskripte werden in geschlossenem Zustand komplett gescannt, das
verhindert ihre Beschädigung oder gar den Zerfall und schont zudem die
Schrift, die beim Kontakt mit der Luft gänzlich verschwinden könnte.
"Es scheint fast ein bisschen magisch: Wir lesen etwas, ohne es
überhaupt zu öffnen", beschreibt es Seales in einem Video [3]. Jede
Schicht wird einzeln digitalisiert, virtuell aufgefaltet und
zusammengefügt.

2015 haben die Forscher um Brent Seales bereits eine hebräische
Schriftrolle lesbar gemacht, die die ersten beiden Kapitel aus dem
biblischen Buch Leviticus enthielt: Dank metallhaltiger Pigmente in
der Tinte konnte man hier mit Röntgenstrahlen arbeiten. Bei den
Dokumenten vom Golf von Neapel funktioniert das nicht, denn hier ist
Ruß die Ausgangsbasis. Hierfür nutzt man nun Synchrotronstrahlung [4],
die extrem hell ist und im Teilchenbeschleuniger "Diamond Light
Source" [5] in Oxfordshire erzeugt wird. Seales glaubt, dass man so
feine, nicht durch ihre Dichte definierte Spuren von Tinte nachweisen
könne.

Erst danach kommt die Computerwissenschaft ins Spiel: Mit Hilfe eines
maschinellen Lernprogramms wollen die Wissenschaftler dieses
Tinten-Signal verstärken und einen Algorithmus darauf trainieren, es
zunächst auf Fragmenten zu erkennen, die bei früheren Versuchen, die
Papyrusrollen physisch zu öffnen, entstanden sind. Dann soll die
künstliche Intelligenz diese Strukturen in den geschlossen gescannten
Manuskripten wiedererkennen, so der Plan. "Es ist ironisch und ein
bisschen poetisch, dass die Schriftrollen, die während der vergangenen
Ära der desaströsen physischen Methoden geopfert wurden, als Schlüssel
dienen werden, um den Text derer, die überlebt haben, aber unlesbar
sind, wiederzufinden. Und indem wir diese Texte digital
wiederherstellen und lesen (...) bahnen wir uns einen Weg, um jegliche
Art von Tinte auf jeglichem Untergrund von jeglichen beschädigten
Kulturgegenständen zu enthüllen", ist Brent Seales überzeugt. Für alle
Beteiligten sei das ein Mammut-Projekt, heißt es auf der Seite der
Britischen Forschungseinrichtung.

Seales freut sich vor allem auf frühe christliche Zeugnisse. Seine
Forschung sieht er als Gelegenheit, seinen Glauben und seine Arbeit
miteinander zu verbinden, erzählt er im Video, das von einer
christlichen Studierendengemeinschaft veröffentlicht wurde. Zum
Christentum gibt es bei dieser Thematik noch eine weitere, jedoch
unschöne Verbindung: Denn die frühen Anhänger dieser Religion sind
maßgeblich dafür verantwortlich, dass keine weiteren antiken
Bibliotheken mehr erhalten sind. Dies brachte die britische
Historikerin Catherine Nixey im dieses Jahr erschienen Buch "Heiliger
Zorn" [6] auf den Punkt: "Die Christen haben die Antike zerstört."
Gerade einmal ein Hundertstel der lateinischen Literatur habe die
Jahrhunderte überlebt, 99 Prozent seien für immer verschwunden. Mit
viel Glück könnte nun das ein oder andere verschollene Werk wieder
auftauchen.


Erstveröffentlichung:

https://hpd.de/artikel/renaissance-2-0-wissenschaftler-letzte-antike-bibliothek-entziffern-wollen-17283


Anmerkungen:

[1] https://www.derstandard.at/story/2000109503244/werden-die-verkohlten-papyri-aus-pompeji-nun-endlich-entziffert?utm_source=pocket-newtab

[2] http://www2.cs.uky.edu/dri/

[3] https://youtu.be/OYy1S19DSyE

[4] https://www.spektrum.de/news/beschleuniger-soll-verbrannte-bibliothek-lesbar-machen/1677920

[5] https://www.diamond.ac.uk/Home/News/LatestNews/2019/03-10-2019.html 

[6] https://hpd.de/artikel/heilige-zorn-16931


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 26. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





FERIEN/977: Lippstadt - Kleine Stadtranderholung und Ferienspaß ab 13.07.2020

Stadt Lippstadt

Kleine Stadtranderholung und Ferienspaß

Angebote in den Ferien laufen unter angepassten Bedingungen



Lippstadt. Ferienzeit: Das bedeutet für viele Lippstädter Kinder auch
die Teilnahme an Ferienspaß, Stadtranderholung, Ferienclub und
weiteren Veranstaltungen. Dies soll auch in diesem Jahr so sein,
zumindest hoffen dies die Organisatoren aus dem städtischen Jugend-
und Familienbüro, dem Stadtjugendring und aus den vielen mitwirkenden
Vereinen. "Wir haben trotz Corona bis jetzt noch alle Veranstaltungen
in der Planung, lediglich bei Freizeiten ins Ausland oder Zeltlagern
müssen wir dieses Jahr von einem sehr eingeschränkten Angebot
ausgehen", geben sich Frank Osinski und Sabrina Janetzky vom
Familienbüro zuversichtlich. Allerdings werden alle ortsnahen
Veranstaltungen mit verringerter Teilnehmerzahl, in kleinen Gruppen
und mit den bekannten Auflagen aus der geltenden Schutzverordnung
durchgeführt.

Bereits ab Mittwoch, 27. Mai 2020, kann man sich für die sogenannte
"Kleine Stadtranderholung" anmelden, die in der dritten Ferienwoche
stattfindet und besonders für Familien mit berufstätigen Eltern
interessant ist.

Unter dem Motto "Ein Koffer - fünf Abenteuer" geht es dabei für
interessierte Jungen und Mädchen von sechs bis zwölf Jahren im
Zeitraum vom 13. Juli bis 17. Juli 2020 auf eine abenteuerliche
Reise in ferne Länder und Kulturen. Auf spielerische und unterhaltsame
Weise werden die Teilnehmer die verschiedenen Kontinente bereisen und
erforschen. Die Abenteuer finden täglich von 8.30 bis 15.30 Uhr statt.
Kinder berufstätiger Eltern können bereits ab 7.30 Uhr an einem
Frühstück teilnehmen. Die Anmeldungen für diese Stadtranderholung sind
unter www.lippstadt.feripro.de möglich.

Auch das Ferienspaßprogramm mit vielen Einzelveranstaltungen
von Reiten bis Kanufahren wird zurzeit vorbereitet. Auf die sich
zurzeit schnell verändernden Schutzauflagen reagieren die
Veranstalter, indem sie statt einer gedruckten Version erstmalig ein
rein digitales Programmheft veröffentlichen wollen. "Auf diese Weise
können wir das Programm sehr schnell an die geltenden Bedingungen
anpassen und den Kindern und Eltern immer ein aktuelles
Veranstaltungsangebot präsentieren", sieht Osinski auch Vorteile in
den krisenbedingten Veränderungen. Das Heft wird ab dem 10. Juni auf
der Homepage der Stadt Lippstadt in Form eines E-Papers aufrufbar
sein.

Der Last-Minute-Ferienclub ist, wie gewohnt, für die letzten
drei Ferienwochen in der Planung. Am Ferienclub können Kinder von fünf
bis elf Jahren teilnehmen. Das Besondere ist dabei die Möglichkeit -
je nach Bedarf - nur einzelne Wochen oder tageweise teilzunehmen.

Für Fragen zu den Angeboten ist das Jugend- und Familienbüro unter
02941/ 980-703 zu erreichen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 25.05.20

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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THEATER/1487: Fundus Theater - Spielen und Forschen in Zeiten der Corona - 29.5. - 5.6.2020

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Spielen und Forschen in Zeiten der Corona

Digitaler Festivalauftakt TRANSGENERATOREN - 29. Mai 2020 /
Online-Uraufführung GRUSEL GRUSEL - 5. Juni 2020 / aktuelles Projekt
vom FUNDUS THEATER



Seit der Theaterschließung haben wir sieben Wochen lang jeden Tag auf
Facebook und Instagram eine Spielanleitung für Zuhause aus unserem
Performance-Spiel "PLAYING UP" wie auch Aktionen in Anlehnung an
weitere Projekte und Theaterproduktionen aus unserem Haus gepostet -
und wir haben uns vorgestellt: Jedes Mal, wenn eins der Spiele
gespielt wurde, war unser Theater in einer anderen Wohnung - ein
bisschen jedenfalls. 

www.fundus-theater.de/spielen-in-den-zeiten-der-corona/

Und dann sind wir in eine neue Phase der Arbeit in und mit der Krise
eingetreten. Wir teilten die Sorge der Kinder- und Jugendärzte und der
ASSITEJ Deutschland, die darauf hinwiesen, dass die Stimmen der Kinder
in dieser Krise nicht zu hören sind, dass ihre Perspektive auf das
Geschehen stark unterrepräsentiert ist. Es kam uns vor, als wären wir
wieder in unserem Club, dem Club der Autonomen Astronaut*innen: Als
hätte sich das Theater in ein Raumschiff verwandelt, das auf einem
neuen Planeten gelandet ist, einem gefährlichen Planeten. So startete
das Forschungstheaterteam Mitte Mai erste Expeditionen in Schulen, um
sich persönlich zu erkundigen, wie es den Schüler*innen geht und was
sie über den Corona-Planeten schon herausgefunden haben, natürlich mit
Abstand und allem Drum und Dran, ausgestattet mit Schutzmasken, die
unterschiedliche Stimmungen anzeigen können, und selbstgebauten
Raumanzügen, die den nötigen Abstand zwischen Personen materialisieren
und erfahrbar machen. 

www.fundus-theater.de/autonome-astronautinnen-2/

Im Unterschied zur alten Erde haben auf dem Corona-Planeten alle mit
demselben Thema zu tun. Deshalb haben wir eine Kooperation mit dem
Vernacular Art Space in Iwaya gestartet. Iwaya ist ein Stadtteil von
Lagos in Nigeria. Wir wollen Kinder und Erwachsene hier und dort ins
Gespräch zu bringen. Erste Eindrücke aus Lagos sind bereits filmisch
festgehalten: 

https://vimeo.com/420284249

Nun freuen wir uns noch auf zwei Highlights vor der Sommerpause - wenn
auch in anderen Formaten:


I. Auftakt TRANSGENERATOREN

TRANSGENERATOREN: Kunst & Politik für Kinder & Erwachsene

Eine Reihe von PROFUND Kindertheater e.V. in Zusammenarbeit mit
Kampnagel und FUNDUS THEATER | Theatre of Research

Durch die Corona-Krise hat sich das für Mai 2020 geplante
TRANSGENERATOREN Festival in eine Reihe verwandelt. Wir bleiben also
dran. Solidarität zwischen den Generationen - das ist mit Corona noch
wichtiger geworden. Und gerade jetzt müssen wir neu darüber
nachdenken, wie Alte und Junge sich begegnen und füreinander einstehen
können. Kinder verzichten in dieser Zeit auf so vieles. In der Reihe
TRANSGENERATOREN sollen sie deshalb umso lauter zu hören sein. Wir
beginnen die Reihe mit einem Online-Gespräch, zu dem Jim Anton (13
Jahre) Luisa Neubauer von Fridays for Future und Roda Verheyen
(Anwältin für Greenpeace und Spezialistin für Grundrechte und Klima)
eingeladen hat: Wer hat Macht über die Zukunft?

Freitag, 29. Mai 2020, 18 Uhr (live gestreamt über den YouTube Kanal
von Kampnagel) 

www.kampnagel.de/de/programm/transgeneratoren-2020-macht-ueber-zukunft/?datum=&id_datum=8842

TRANSGENERATOREN wird gefördert aus Mitteln des Elbkulturfonds der
Behörde für Kultur und Medien der Freien und Hansestadt Hamburg

TRANSGENERATOREN - Weiter geht es dann in der kommenden Spielzeit:

www.fundus-theater.de/transgeneratoren/


II. Gastpremiere

DIE NEUE KOMPANIE lädt herzlich ein zu:

GRUSEL GRUSEL

Eine digitale Performance für Menschen ab 6 Jahre

Online-Uraufführung: ab dem 5. Juni 2020 um 18 Uhr könnt ihr euch
GRUSEL GRUSEL unter folgendem Link anschauen:

https://www.fundus-theater.de/grusel-grusel/

Publikumsgespräch (live über ZOOM) im Anschluss an die Premiere am
Freitag, den 05. Juni 2020 um 19 Uhr mit den Akteur*innen von Die Neue
Kompanie.

Anmeldung im Vorfeld mit einer kurzen Mail an: zoom@fundus-theater.de
/ Betreff: Publikumsgespräch Grusel Grusel

Kennst du die blinde Hexe Haga Baba aus Helsinki, die in den Haaren
haust? Hast du schon mal einen Wams gesehen? Oder von der japanischen
Zetze und dem bolivianischen Tompas gehört, denen scharfe Zähne aus
Reiskörnern wachsen?

Stell dir vor, du öffnest ein Alphabet der Monster und triffst auf die
26 gruseligsten Wesen des Schreckens, die diese Welt jemals
hervorgebracht hat. Ob Giftzwerg oder Waldspinnenhexe, ob Singapur
oder Sierra Leone, Portugal oder Pinneberg: überall gibt es Monster
und Kreaturen, vor denen Kinder sich fürchten. Aber fürchten sie sich
auch vor den gleichen Dingen? Eines ist sicher. Kinder gruseln sich
gerne, egal wo auf der Welt und auch gerne mit anderen zusammen. Das
nennen wir "Angstlust".

Von A bis Z, von Schauerwesen zu Schauerwesen, von Stadt zu Stadt, von
einem zum anderen Kontinent entstehen fabelhafte Kreaturen und
Landschaften aus den gewöhnlichsten Dingen. Schneebesen und
Korkenzieher verwandeln sich in Monster und Riesen. Eine Sprühflasche
ist alles, was es braucht, um einen feuerspeienden Drachen
nachzuspielen, der sich aus den argentinischen Urwäldern aus Broccoli
erhebt. In 26 kurzen Stop-Motion Videos erforscht GRUSEL GRUSEL die
Welt des Grauens und nimmt uns mit auf eine Reise in den
phantastischen Kosmos der Dinge.

TEAM: Christine Grosche, Katharina Irion, Angela Kecinski, Lea
Kissing, Guy Marsan, Hanna Scherwinski, Helen Schröder, Edda
Sickinger, Ekaterina Statkus, Giovanni Zocco

GRUSEL GRUSEL ist eine Produktion von Die Neue Kompanie in
Koproduktion mit dem FUNDUS THEATER und SCHAUBUDE BERLIN. Gefördert
durch die Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Kultur und Medien,
den Fonds Darstellende Künste aus Mitteln der Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien und die Hamburgische
Kulturstiftung.

Das FUNDUS THEATER ist ein zentraler Ort für zeitgemäßes
Kindertheater. Es zeigt Eigenproduktionen und Stücke Hamburger und
überregionaler Gruppen. Als neue Kooperationspartner und zusätzliche
Spielstätten begrüßen wir sehr herzlich das HoheLuftschiff und das
Hamburger Puppentheater.

KARTENTELEFON: 040 - 250 72 70

TICKETKAUF ONLINE: WWW.FUNDUS-THEATER.DE

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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AUSSTELLUNG/9782: Braunschweig - The Faculty of Sensing. Thinking With, Through and by Anton Wilhelm Amo, 28.3.-13.9.2020

Kunstverein Braunschweig

THE FACULTY OF SENSING - Thinking With, Through and by Anton
Wilhelm Amo

28. März - 13. September 2020



Worin besteht der Unterschied, etwas über Amos Denken zu lernen oder
seine Biografie zu konsumieren? Sind wir sicher, dass wir in jedem
Moment der Begegnung wissen, womit genau wir uns beschäftigen?

Wir freuen uns sehr, dass der Kunstverein und unsere Ausstellung THE
FACULTY OF SENSING - Thinking With, Through and by Anton Wilhelm Amo
geöffnet sind!

Für den Ausstellungsbesuch bitten wir Sie, sich an die bekannten
Abstands- und Hygieneregeln zu halten. Bitte tragen Sie im Kunstverein
eine Mund-Nase-Schutzmaske.

Neben der Ausstellung vor Ort werden wir weiterhin digitale Inhalte,
Videos und Literaturhinweise in unserem Newsletter, auf unserer
Webseite und unseren Social Media-Profilen mit Ihnen teilen.

What is the difference between learning about Amo?s thought and
consuming his biography? Are we sure we know which we are engaged in
at each moment of encounter?


INTERVIEW MIT DEN KÜNSTLER_INNEN / ARTIST INTERVIEW

AUSGEWÄHLTE POSITIONEN / SELECTED WORKS


OLIVIER GUESSELÉ-GARAI

In einem 2015 verfassten Gedicht beschäftigt sich der Künstler mit
generationsübergreifenden Identitätsfragen einer "race of doubt". Der
Titel der Arbeit nimmt explizit Bezug auf das literarische Werk Their
Eyes Were Watching God, 1937, von Zora Neale Hurston. Mit der
orthografisch nicht weit auseinander liegenden Verschiebung von "God"
zu "Cop" transportiert der Künstler dieselben, mit Blick auf Anton
Wilhelm Amo, jahrhundertealten Fragestellungen in die heutige Zeit und
ermöglicht Bezüge zu Bewegungen wie Black Lives Matter, die sich u. a.
gegen systematische (Polizei-)Gewalt gegenüber Black People of Colour
(BPoC) formiert.


ANTJE MAJEWSKI

Der Werkreihe Die Apatheia der menschlichen Seele von Antje
Majewski liegt Anton Wilhelm Amos gleichnamige Dissertationsschrift an
der Universität Wittenberg von 1734 zu Grunde. Majewski setzt bei Amos
Idee einer Unantastbarkeit der Seele an und findet malerische
Übersetzungen ihrer möglichen Erscheinung, die in Amos Schriften
unberücksichtigt bleibt.


WEITERFÜHRENDES MATERIAL / FURTHER INFORMATION:

TRANSKRIPTE


ANTJE MAJEWSKI

Den Malereien Majewskis gingen Gesprächen mit an der Ausstellung
beteiligten Personen über deren bildliche Vorstellung der Seele
vorweg. Dabei werden auch die Herausforderungen des Sprechens über
Nichtsagbares und das Malen von Nichtmalbarem sichtbar. Die
Transkripte werden in der Sprache präsentiert, in der die Interviews
jeweils geführt wurden.

 * 

Quelle:

Kunstverein Braunschweig

Pressemitteilung vom 22.5.2020

Lessingplatz 12, 38100 Braunschweig

Telefon: +49 531 49556

E-Mail: info@kunstvereinbraunschweig.de

Internet: www.kunstvereinbraunschweig.de
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GLEICHHEIT/7070: WHO warnt - Südamerika ist "neues Epizentrum" der Corona-Pandemie

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

WHO warnt: Südamerika ist "neues Epizentrum" der Corona-Pandemie

Von Bill Van Auken

25. Mai 2020



Der Nothilfekoordinator der Weltgesundheitsorganisation (WHO), Michael
Ryan, erklärte am Freitag auf einer Pressekonferenz in Genf, dass
Südamerika zum "neuen Epizentrum" der weltweiten Corona-Pandemie geworden
ist.

Er fügte hinzu: "Wir verzeichnen zwar in vielen südamerikanischen Ländern
einen Anstieg der Erkrankten... Doch Brasilien ist momentan eindeutig das
am schwersten betroffene Land."

Am Freitag stieg die Zahl der bestätigten Fälle auf dem südamerikanischen
Kontinent auf 578.187, die Zahl der Toten auf 29.361. Auf Brasilien, das
größte Land Südamerikas, entfallen 320.000 bestätigte Fälle, die Zahl der
Todesopfer liegt bei über 20.000 und steigt um mehr als 1.000 pro Tag.

Ryan hob besonders die Konzentration von Fällen in den Bundesstaaten São
Paulo und Amazonas hervor, wo die Infektionsrate mit 450 auf 100.000
Einwohner zu den höchsten der Welt zählt.

Die Einschätzung der WHO ist eine Warnung vor der sozialen Katastrophe, die
den 430 Millionen Bewohnern des Kontinents bevorsteht. Imperialistische
Unterdrückung und kapitalistische Ausbeutung haben hier eine soziale
Ungleichheit geschaffen, wie sie auf dem Planeten ihresgleichen sucht.

Brasilien

In Brasilien - ebenso wie in Lateinamerika insgesamt und auf Weltebene -
offenbart die Zahl der bestätigten Fälle nur einen Bruchteil der
tatsächlichen Ausbreitung des tödlichen Virus. Laut einer aktuellen Studie,
der die wenigen in Brasilien gemachten Tests zugrunde liegen, registriert
die Regierung mit großer Wahrscheinlichkeit nur einen von 20 Fällen.
Gleichzeitig wird berichtet, dass viele Menschen zu Hause an dem Virus
sterben oder sogar in den Straßen der Favelas von Rio de Janeiro und São
Paulo.

In den verarmten Gebieten im brasilianischen Inland breitet sich die
Krankheit sogar noch schneller aus. Im Bundesstaat Amazonas tritt sie auch
in abgelegenen Dörfern auf, die teilweise zwei Stunden Flussfahrt vom
nächsten Krankenhaus entfernt liegen. Das Überleben ganzer indigener
Volksstämme ist dort bedroht.

Bei der Gesamtzahl der gemeldeten Infektionen hat Brasilien bereits
Russland überholt, wobei die bestätigte Zahl der Toten in Brasilien
siebenmal höher ist. Mehr Tote und Infizierte gibt es weltweit nur in den
USA.

Das Gesundheitssystem des Landes steht am Rande des Zusammenbruchs. In den
sechs öffentlichen Krankenhäusern von São Paulo sind nach eigenen Angaben
bereits sämtliche Intensivpflegebetten belegt, obwohl die Zahl der Fälle
weiter ansteigt. Die Patienten in den Notaufnahmen sind in vielen Fällen
Arbeiter zwischen 30 und 40, die trotz der Pandemie weiterarbeiten müssen.

Das brasilianische Pflegepersonal leidet unter den Auswirkungen der
Krankheit sogar noch mehr als ihre Kollegen im Rest der Welt: 137
Pflegekräfte sind bereits an dem Virus gestorben, viele Tausende weitere
haben sich infiziert. Im ganzen Land demonstrieren und streiken
Pflegekräfte und medizinische Fachkräfte gegen die unerträglichen
Bedingungen in den Krankenhäusern und Pflegezentren. Sie fordern
ausreichende Schutzausrüstung, Personal und medizinische Ausstattung wie
Beatmungsgeräte, sowie eine angemessene Bezahlung dafür, dass sie sich
täglich in Lebensgefahr begeben.

Der faschistische brasilianische Präsident Jair Bolsonaro reagierte mit der
Ankündigung, seine Regierung werde die Regeln für den Einsatz des
Malariamittels Hydroxychloroquin ändern. Auch Bolsonaros politischer
Verbündeter US-Präsident Donald Trump wirbt für den Einsatz des Mittels.
Bisher wurde das Medikament nur Personen verabreicht, die mit äußerst
ernsten Symptomen stationär behandelt werden. Doch laut Bolsonaro soll es
künftig auch bei einem leichten Verlauf empfohlen werden.

Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg, dass das Medikament irgendeine
Wirkung im Kampf gegen das Coronavirus zeigt. Dafür deuten Studien jedoch
darauf hin, dass der Einsatz von Hydroxychloroquin das Sterberisiko für
Patienten deutlich erhöht, da u.a. Herzrhythmusstörungen auftreten können.

Bolsonaro, der das Coronavirus in der Vergangenheit als "kleine Grippe"
bezeichnet hat, verteidigte seine Empfehlung, gab aber gleichzeitig zu,
dass es keine wissenschaftlichen Beweise für die Wirksamkeit des Mittels
gebe. "Wir sind im Krieg. Die Schande, nicht gekämpft zu haben, ist
schlimmer als eine Niederlage", erklärte er.

Nachdem bereits zwei Gesundheitsminister aufgrund von
Meinungsverschiedenheiten mit der Politik Bolsonaros zurückgetreten sind,
besetzte der ehemalige Militär-Hauptmann den Posten nun mit einem General.
Mittlerweile ist mindestens ein Dutzend der wichtigsten Positionen des
Ministeriums mit Offizieren besetzt.

Während die brasilianische Regierung Hydroxychloroquin als Wundermittel
darstellt, setzt sie ihren verbrecherischen Kurs fort, der auf ein Ende der
Quarantänemaßnahmen und die Wiederaufnahme der Produktion abzielt. Die
Arbeiter werden zur Rückkehr in Autofabriken, Fleischverarbeitungsbetriebe
und andere Industrien gezwungen, um unter Lebensgefahr Profite für die
herrschende Klasse zu erwirtschaften.

Unterdessen bemühen sich die Friedhofsangestellten, genügend Gräber für die
Tausenden Menschen auszuheben, die jede Woche sterben.

Peru

Peru weist nach Brasilien die höchste Zahl bestätigter Corona-Fälle in
Südamerika auf (111.000 Infizierte sowie mehr als 3 100 offizielle
Todesfälle). Präsident Martín Vizcarra kündigte am Freitag die Verlängerung
des seit 68 Tagen andauernden Ausnahmezustands und der Quarantänemaßnahmen
bis zum 30. Juni an - allerdings mit einigen "Veränderungen und
Flexibilisierungen". In ärmeren Gebieten kam es daraufhin zu vereinzelten
Protesten, weil die Arbeiter dort von einer informellen Schattenwirtschaft
abhängig sind, über kein Einkommen verfügen und zunehmend unter Hunger
leiden.

Die "Flexibilisierungen", die die Vizcarra-Regierung angekündigt hat,
betreffen unter anderem die Bergbauindustrie, die von transnationalen
Konzernen dominiert ist und die wichtigste Einnahmequelle des Landes
darstellt. Während der Betrieb aufrechterhalten wird, sprechen selbst die
Berichte der Unternehmen von 603 infizierten Bergarbeitern. Die
tatsächliche Zahl dürfte zweifellos viel höher sein.

Einen Eindruck von der tatsächlichen Zahl der Todesopfer vermitteln
Informationen des peruanischen Innenministers, denen zufolge 106
Polizeibeamte an dem Virus bereits gestorben sind. Die Gefängnisse des
Landes meldeten unterdessen 182 Häftlinge, die an der Krankheit gestorben
sind. Die unkontrollierte Ausbreitung des Virus in den peruanischen
Gefängnissen hat bereits zu Aufständen geführt. Bei einem davon wurden neun
Insassen getötet.

Laut einem Bericht der Financial Times werden rund 8.000 
Covid-19-Todesfälle in der offiziellen Statistik der Regierung Vizcarra nicht
aufgeführt. Ein Regierungssprecher stellte zwar den Bericht an sich nicht
in Frage, dementierte aber die Behauptung, die Zahl der Toten werde bewusst
nach unten korrigiert. Er behauptete, die "anachronistischen Instrumente",
mit denen die Toten gezählt werden, führten zu Verzögerungen bei der
Aktualisierung der Zahlen.

Genau wie im Rest der Welt bricht auch in Peru das Gesundheitssystem unter
der Last des Virus zusammen. Der Pfleger Miguel Armas aus dem 
Hipólito-Unanue-Krankenhaus in Lima erklärte gegenüber AFP: "Es ist wie in einem
Horrorfilm: Innen (im Krankenhaus) sieht es aus wie auf einem Friedhof
voller Leichen. Die Patienten sterben im Sitzen oder in ihren Rollstühlen."

Chile

Mit einer Zahl von 61.000 Infizierten liegt Chile derzeit an dritter Stelle
und weist eine der höchsten Ausbreitungsraten auf. Am Freitag wurden mehr
als 4.000 neue Fälle und 45 Todesopfer bestätigt. Da 90 Prozent der
Intensivpflegebetten besetzt sind, hat die rechte Regierung von Präsident
Sebastián Piñera das Militär angewiesen, Feldlazarette zu öffnen, um den
Ansturm von Patienten zu bewältigen. In Santiago wurden als Reaktion auf
die steigenden Todesopfer 1.000 neue Gräber ausgehoben.

Ende April hatte Piñera erklärt, das Land habe den Höhepunkt der Pandemie
erreicht und hatte auf die Wiedereröffnung der Wirtschaft und des
Einzelhandels gedrängt. Seither ist die Zahl der Infizierten in die Höhe
geschossen.

Die Wut der Arbeiter und der Armen über die fehlenden Sozialleistungen
während der Quarantäne hat zu Protesten gegen die Regierung und zu
Konfrontationen mit den Carabineros geführt, der brutalen militarisierten
Polizei des Landes. Im Arbeiterviertel El Bosque im Süden von Santiago
gingen die Arbeiter am Freitag nach vorherigen Zusammenstößen mit den
Sicherheitskräften erneut auf die Straße. Einer der Demonstranten erklärte
gegenüber einem chilenischen Nachrichtensender: "Wir sind nicht gegen die
Quarantäne, sondern gegen den Hunger!"

Die Proteste in El Bosque haben sich auf weitere Teile des Landes
ausgedehnt. Die offensichtliche Unfähigkeit der Regierung, das Coronavirus
zu bekämpfen oder die Millionen zu versorgen, die ohne Arbeit oder
Einkommen dastehen, könnte die Massenproteste gegen soziale Ungleichheit
wiederaufflammen lassen, an denen sich im letzten Oktober Millionen
Menschen beteiligt hatten.

Ecuador

Ecuador liegt zwar mit 36 000 bestätigten Fällen hinter Chile -
hauptsächlich, weil weniger getestet wird -, hat aber unter den
südamerikanischen Ländern die dritthöchste Zahl an Todesopfern (3.056). In
der größten Stadt des Landes, der Hafenstadt Guayaquil am Pazifik, spielten
sich im März und April grauenhafte Szenen ab: Weil die Krankenhäuser
überfüllt waren, blieben die Leichen in ihren Wohnungen oder auf den
Straßen liegen. Der Anstieg der Todesfälle in Guayaquil ist zwar
zurückgegangen, doch in der im Hochland liegenden Hauptstadt Quito ist sie
gestiegen. Auch hier sterben Menschen auf offener Straße.

Die rechte Regierung von Präsident Lenín Moreno, die enge Beziehungen zu
den USA pflegt, hat die Pandemie ausgenutzt, um mit weiteren drastischen
Sparmaßnahmen die Forderungen des IWF und des ausländischen Kapitals zu
erfüllen. Unter dem zynischen Deckmantel eines "Gesetzes über humanitäre
Unterstützung" hat die Regierung die Subventionen für Benzinpreise
abgeschafft sowie Arbeitszeiten und Gehälter im öffentlichen Dienst
gekürzt. Die großen Gewerkschaften, Bauernverbände und andere soziale
Gruppen haben für Montag zu Massenprotesten aufgerufen.

Kolumbien

Auch Kolumbien verzeichnete bis Freitag mit 18.330 bzw. 652 einen starken
Anstieg von Erkrankungen und Todesfällen. Am Donnerstag demonstrierten
Pflegekräfte in Bogotá gegen das Versäumnis der rechten Regierung von Iván
Duque, ausreichend Material und Ausrüstung für die Krankenhäuser des Landes
zur Verfügung zu stellen. Laut dem Nationalen Gesundheitsinstitut sind 12
Pflegekräfte gestorben, fast 1.000 sind erkrankt. Demonstranten berichteten
über fehlende Schutzausrüstung und warfen der Regierung vor, seit Monaten
kein Gehalt bekommen zu haben.

Auch in Argentinien und Bolivien steigt die Zahl der Infizierten und der
Todesfälle rasch an. In Bolivien wird die diktatorische Regierung, die
letztes Jahr durch einen von den USA unterstützten Putsch an die Macht kam,
von einem Korruptionsskandal erschüttert: Sie zahlte für ungeeignete
Beatmungsgeräte einen Preis, der das Doppelte der wirklichen Kosten betrug.
Der verantwortliche Gesundheitsminister ist ein enger politischer
Verbündeter der nicht gewählten Präsidentin Jeanine Áñez.

Abgesehen von unzähligen Todesopfern durch das Coronavirus sind Arbeiter in
Südamerika auch mit den verheerenden wirtschaftlichen Folgen der Pandemie
konfrontiert. Die UN-Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die
Karibik rechnet mit einem Anstieg der Armutsquote auf 34,7 Prozent der
Bevölkerung, was 215 Millionen Menschen entspricht. 13 Prozent bzw. 80
Millionen Menschen werden in extreme Armut stürzen.

Die Internationale Arbeitsorganisation rechnet damit, dass die Zahl der
Arbeitslosen in Südamerika im zweiten Quartal des Jahres 2020 auf 305
Millionen ansteigen wird. Den 158 Millionen Beschäftigten in der
Schattenwirtschaft Südamerikas und der Karibik - rund 54 Prozent der
arbeitenden Bevölkerung - drohen aufgrund der Krise Einkommensverluste von
mehr als 80 Prozent.

Die kapitalistische Ausbeutung und die imperialistische Unterdrückung, die
soziale Ungleichheit und die autoritäre Herrschaft, die bereits vor der
Coronavirus-Pandemie herrschten, werden von der derzeitigen Krise noch
einmal drastisch verschärft. Dies schafft zugleich die Bedingungen für
revolutionäre Erhebungen in der ganzen Hemisphäre. Die Krise legt immer
deutlicher dar, dass die unabhängige politische Mobilisierung und die
internationale Vereinigung der Arbeiterklasse für den Sozialismus die
entscheidenden Aufgaben im Kampf gegen die Pandemie und ihre Auswirkungen
auf die Bevölkerung sind.
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KAZ/326: IG-Metall-Tarifrunde 2020 - Die Basis übergangen, der Kampfkraft einen Tritt versetzt

KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 371, April 2020

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

IG-Metall-Tarifrunde 2020:

Die Basis übergangen - der Kampfkraft einen Tritt versetzt!

von Ludwig Jost, 10.04.2020



"Verantwortung in unsicheren Zeiten" hat
IGM-Bezirksleiter Knut Giesler Verhandlungen und Abschluss mit dem
Metall- und Elektrokapital in Nordrhein-Westfalen (NRW) gelobt. Dem
vereinbarten Tarifvertrag wurde dabei der Name verpasst:
"Zukunft in Arbeit 2020". Folgen wir hierbei der
IGM-Pressemitteilung vom 20. März 2020, dann ist den sogenannten
"Tarifpartnern", Gewerkschaft und Kapitalisten, eine absolute
Meisterleistung gelungen. Darin heißt es u. a.: "Mit ihrem
schnellen Handeln stellen die Tarifvertragsparteien unter Beweis,
wieviel eine durch starke Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände
getragene Tarifpartnerschaft für die Menschen bewegen kann. Die IG
Metall strebt solche Branchenregelungen kurzfristig auch in anderen
Branchen an."

Diese Feststellung wird von den Worten des IGM-Vorsitzenden Jörg
Hofmann flankiert. Er hat erklärt: "Wir haben einen Tarifvertrag
geschlossen, mit dem Beschäftigung und Einkommen geschützt werden und
Eltern sich um ihre Kinder kümmern können, wenn Kitas und Schulen
geschlossen sind. Dieser Abschluss ist ein Beitrag zur Abfederung der
Coronakrise und stärkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt."

Bei dieser Aussage ist dem Vorsitzenden offensichtlich beim
Virus-Abfedern, wie so oft, die gesellschaftliche Realität der
Klassenspaltung, der unversöhnliche Interessengegensatz zwischen
Kapital und Arbeit, von der Feder in die
Klassenkampf-Verschleierungskiste gesprungen. Ergebnisbezogen hat
dabei die "starke Tarifpartnerschaft" bewirkt, dass in erster Linie
die Milliardenprofite des Kapitals geschützt werden. Eine Beteiligung
daran, für Maloche, Ausbeutung und Verschleiß der Arbeitskraft, für
die vom Tarifvertrag erfassten "Menschen" in den Metall- und
Elektrobetrieben, wurde hierbei "abgefedert". Dabei bleibt die - wie
es im Tarifdeutsch heißt - "tabellenwirksame Lohnerhöhung", für die am
Ende der Tarifvertragslaufzeit üblicherweise gekämpft wird, durch
Tarifvertrag geschützt in den Tresoren der Metall- und
Elektrokapitalisten. Mit der Übertragung des Tarifvertrags auf alle
Tarifgebiete und "andere Branchen" (s. o.) kommt dabei mit den von der
Regierung locker gemachten Milliardenzuschüssen fürs Kapital genug im
zum "Solidartarifvertrag" gehörenden "Solidartopf" zusammen. Daraus
lässt sich mit Leichtigkeit der bis zum Jahresende vereinbarte pro
Kopf-Zuschuss von 350 Euro zum möglichen Kurzarbeitergeld finanzieren
(s. Kasten Regelungen im Tarifvertrag).

Wie aus den März IGM-Presse-Erklärungen und den Medien bekannt ist,
wurde die begonnene IGM-Tarifrunde vor dem Hintergrund der 
Corona-Krise "ausgesetzt". Die hierbei abgeschlossenen o. g. Tarifverträge
sind beide zum 31.12.2020 kündbar. Grund genug sich an ihre
Vorgeschichte zu erinnern, bevor sie, statt darüber zu reden, hinter
Ergebnis- und Zusammenhalts-Lobhudeleien ganz verschwindet. Das gilt
insbesondere für die gewerkschaftliche Basis, für Betriebsräte,
Belegschaften und ihre Vertreter in den Tarifkommissionen. Sie wurden
bereits von der Aufstellung einer Forderung ausgeschlossen und als
notwendige gewerkschaftliche Kampfkraft mehr oder weniger
ausgeschaltet. Die Voraussetzung dafür hat die IGM-Führung bereits auf
dem Gewerkschaftstag im Oktober 2019 geschaffen. Sie hat alle Anträge,
die auch nur etwas mit der Forderung nach kurzfristigem
gewerkschaftlichem Kampf und Streik zu tun haben könnten, eingesammelt
und ihren Entschließungen und Leitanträgen zu- bzw. untergeordnet. Auf
diesem Wege hat sie sich die Handlungshoheit vor unerwünschten
Beschlüssen und Einmischungen der Basis, zumindest auf dem Papier als
Rechtfertigung ihres Vorgehens gesichert. In dem Sinne hat sie sich
für die diesjährige Tarifrunde eine besonders hinterhältige Finte
ausgedacht. Nachdem sie dem Kapitalverband Gesamtmetall und seinen 22
Mitgliedsverbänden am 24. Januar 2020 ihr bekanntes "Moratorium für
einen fairen Wandel" zugestellt hat, rief sie Tarif- und
Verhandlungskommissionen der 7 IGM-Bezirke auf den Plan. Sie bekamen
den als "Empfehlung" bezeichneten Auftrag, als ihre Meinung und
Forderung zu diskutieren und zur Verhandlung mit den Kapitalisten zu
beschließen, was den Kapitalverbänden als Stillhalteabkommen und
Vorstandsforderung längst auf dem Tisch lag. Mit diesem Coup ist die
IGM-Spitze den in verschiedensten Betrieben und Tarifgebieten in den
ersten Januarwochen angelaufenen Forderungs-Diskussionen in die Beine
gegrätscht und hat ihnen einen Maulkorb verpasst. Bereits gestellte
Lohnforderungen wurden dabei abgewürgt. Abgesehen von anderen, so z.
B. die 5-Prozent plus 180 Euro Festgeld-Forderung einer Stuttgarter
IGM-Funktionärskonferenz sowie die der Stuttgarter Porsche
Belegschaft. Sie hatte 6,5 Prozent, mindestens 300 Euro mehr für alle
gefordert. Zu dem Zeitpunkt konnten die Kolleginnen und Kollegen noch
nicht wissen, was ihnen von oben zwischen die Hörner geknallt wird.
Nämlich die vom IGM-Vorstand für die Tarifrunde 2020 beschlossene
Feststellung im "Moratorium": "Die IG Metall sieht für diese nun
anstehenden Verhandlungen von einer bezifferten Forderung zur Erhöhung
der Entgelte ab."

IGM-Vorsitzender Hofmann hat dazu festgestellt, dass die IGM 2020 im
Rahmen einer Tarifbewegung das zweite Mal ohne Aufstellung einer
Lohnforderung in Verhandlungen mit dem Kapital eingetreten ist. Das
erste Mal war vor genau 10 Jahren in der Tarifrunde 2010. Hierbei hieß
das groß in metallzeitung und Medien angekündigte "Moratorium" der 
IGM-Führung: "Wir wollen einen Abschluss ohne die alten Rituale". Die
"alten Rituale" - Forderungs- und Mobilisierungsdiskussionen in den
Betrieben, Vorbereitung von möglicher Urabstimmung, Warn- und/oder
Flächenstreiks usw. - wurden dabei gegen "Sondierungsgespräche" mit
dem Kapital getauscht. Das Ergebnis war der Tarifvertrag "Zukunft in
Arbeit". Seinen Abschluss hat der IGM-Vorstand 2010 in der März
metallzeitung mit der Feststellung gefeiert: "Keine roten Fahnen,
keine Demos, keine Kundgebungen - in der Metalltarifrunde 2010 war
alles anders (...) Und der neue Tarifvertrag kam ohne Warnstreiks
zustande."

Dafür wurde NRW-Bezirksleiter Oliver Burkhard in der Presse als
"einer der Vorreiter der IG Metall, die sich von den früheren
Kampfzeiten lösen wollen" (Stuttgarter Zeitung 16.01.2010) und die
IG-Metall-Führung als fürs Kapital unverzichtbarer und perfekter
Krisenmanager gelobt. IGM-Krisenmanager Huber, damaliger
IGM-Vorsitzender erklärte dabei den Tarifvertrag am 23.02.2010 im
IGM-Interview als "weltweites Modell für sichere Arbeitsplätze".
Und der in 2010 amtierende Präsident vom Kapitalistenverband
Gesamtmetall, Martin Kannegießer, stellte fest: "Dieser Abschluss
ist ein eindrucksvolles Zeichen gemeinsamen Krisenmanagements ... mit
unserem Krisenpaket 2012 haben wir die Tarifautonomie und die Soziale
Marktwirtschaft gestärkt".

Der IGM-Vorstand hat den 2010er Abschluss - offensichtlich von der
Verantwortung fürs "gemeinsame Krisenmanagement" geleitet - als
Vorlage für 2020 genutzt. In oben erwähnter Pressemitteilung wird
erklärt: "Der Tarifvertrag 'Zukunft in Arbeit' hat in der Krise
2009/2010 dafür gesorgt, dass es keine Entlassungen gegeben hat. Er
wird reaktiviert und den aktuellen Gegebenheiten angepasst ..."
(s. Kasten Regelungen im Tarifvertrag)

Reaktiviert wurde damit auch seine Entstehungsgeschichte. Die vom
Kapital als Reformer bezeichneten IGM-Führer, die in der IGM gegen die
"alten Kampfzeiten" kämpfen, haben hierbei ihr Markenzeichen
hinterlassen und in der März metallzeitung erklärt: "Diese Tarifrunde
ist anders." Das andere dabei ist: Sie haben die Kapitalisten auch
2020 vor den "alten Ritualen" geschützt. Der neue Tarifvertrag
"Zukunft in Arbeit 2020" kam ebenfalls ohne "rote Fahnen", "Demos"
"ohne Warnstreiks" und wie 2010 im Tarifgebiet NRW hinter
verschlossenen Türen als Pilotabschluss zustande.

Stillhalten für den "gesellschaftlichen Zusammenhalt"

Im Editorial der metallzeitung vom April erklärt IGM-Vorsitzender
Hofmann unter der Überschrift "Niemand steht allein: Der
Kampf gegen die Coronapandemie ist ein notwendiger Solidarakt der
gesamten Gesellschaft. Jetzt brauchen die Menschen einen starken
Partner. Die IG Metall ist ein starker Partner ..."

Mit o.g. Zukunftstarifvertrag hat der IGM-Vorstand dem "starken
Partner" vor Ablauf der Friedenspflicht am 28. April 2020 bis zum
Jahresende weitere 8 Monate ans Bein gebunden. Statt ihre Kampfkraft
zu mobilisieren, werden die Metallerinnen und Metaller damit als
kampfstärkster Teil der organisierten Arbeiterbewegung aufs
Stillhalten festgelegt. Wer hierbei im Stich gelassen wird und "allein
steht", sind die "Menschen", die Belegschaften in den vielen
nichttarifgebundenen und betriebsratslosen Betrieben. Ohne Streikrecht
für Betriebsräte und Belegschaften, wie allgemein bekannt, von der
Klassenjustiz verboten, haben sie wenig Chancen. Insbesondere sie
brauchen deswegen einen "starken Partner", der ihnen als Solidarakt
zur Seite steht. Der sie im Kampf mitnimmt und von der Notwendigkeit,
Mitglied in der Gewerkschaft zu werden, überzeugt und ihnen zeigt, wo
es z. B. lang gehen muss, in der Auseinandersetzung für mehr Lohn und
Arbeitszeitverkürzung. Und besonders in der jetzigen Situation beim
Aufbau einer gewerkschaftlichen Kampffront zur Überwachung und
Verteidigung von demokratischen und Arbeiterschutzrechten.

Was der IGM-Vorsitzende verkündet, ist das genaue Gegenteil davon. Der
von ihm beschworene "notwendige Solidarakt" wird dabei zur Akzeptanz
und Unterstützung der "Ermächtigung" von Ministern. Wie z.B. für
Heil-Arbeit und Spahn-Gesundheit, an Parlament und Regierung vorbei
Grundrechte außer Kraft zu setzen, die zu einem Teil mit dem Schutz
der "gesamten Gesellschaft" vor dem Corona-Virus nichts zu tun haben.
Hierbei wirkt das Stillhalte-Angebot der IGM-Führer als Beschleuniger
zur Durchsetzung von Kapital-Forderungen. Mit der Aussetzung der
Tarifverhandlungen hat der IGM-Vorstand mit den Kapitalverbänden
vereinbart, "... die Tarifgespräche zu den in der Tarifrunde 2020
aufgeworfenen Fragen, insbesondere zur betrieblichen Bewältigung der
Herausforderungen durch Transformation fortzusetzen."

Das Metall - und Elektro-Kapital kann sich dabei zur Durchsetzung
eigener und der Ablehnung von IGM-Forderungen auf den ersten
Moratoriums-Absatz berufen. Einleitend heißt es dort: "Die IG
Metall fordert die Arbeitgeber auf, sich ihrer Verantwortung für den
Industriestandort Deutschland in der Transformation und für die
Zukunft der dort beschäftigten Kolleginnen und Kollegen zu stellen."


Die Verantwortungsübernahme haben die "Arbeitgeber" allerdings
spätestens seit Mitte 2019 mit der Ankündigung Zigtausender
Entlassungen als Notwendigkeit zur Industriestandortsicherung sehr
eindrucksvoll unter Beweis gestellt. Sie wurden in zahlreichen
"Zukunftstarifverträgen" - vor allem mit den Automobilkapitalisten -
von IGM-Verantwortlichen unterschrieben und bestätigt. Die
Gegenleistung des Kapitals: Im Tarifvertrag steht, für die Zukunft in
den nächsten Jahren: Keine "betriebsbedingten Kündigungen". Dabei
bereiten die so Gesicherten die nächste Welle vor. Sie fliegt dann wie
bisher unter anderen Namen.

Der IGM-Führung scheint es nicht auszureichen, was die Kapitalisten
mit Entlassungen, Leiharbeit, Werkverträgen, Hartz I-IV und den
massenweisen anderen Schikanen gegen die Lohnabhägigen zur
Standortsicherung unternehmen. Ihre obige ans Kapital gerichtete
Aufforderung heißt unter den Bedingungen des kapitalistischen
Ausbeutungssystems: "He, tut mal 'ne Schippe drauf beim
Profitsteigern und Konkurrenten-Nieder- und Plattmachen, sonst geht
uns der Industrie-Standort BRD flöten."

Dabei ist die jetzige Situation ein weiteres Beispiel dafür, wie die
Kapitalisten den Standort auf Kosten der Arbeiterklasse und der
breiten Schichten der lohnabhängigen Werktätigen mit Hinweis auf die
Corona-Viren-Krise sichern. Sie macht nicht nur klar, welche
Möglichkeiten die Bourgeoisie längst in der Hand hat, sondern ebenso,
dass ihr geschäftsführender Ausschuss, die Regierung bereitsteht, mit
allen Mitteln Unterstützung zu leisten. Was dabei vielfach abgeht,
wurde u. a. in unserer, in der im Internet abrufbaren Erklärung der
Gruppe KAZ: "Zur politischen Ökonomie der Seuche oder Das Virus und
der Klassenkampf" erläutert und festgestellt.

Hierbei besteht die große Gefahr, dass die Bourgeoisie "Corona" - wie
bereits vielfach festgestellt - als Rechtfertigung dafür nutzt, Rechte
für die Zukunft zu streichen, wofür die Arbeiterklasse in der
Vergangenheit zig Jahre gekämpft hat. Dazu gehören insbesondere das
Demonstrations- und Versammlungs- sowie das Streikrecht und die Frage
der Arbeitszeit. Der nicht endende Kampf um die Dauer bzw. Begrenzung
der Ausbeutungszeit in den Betrieben. Die Forderung nach Streichung
des Acht-Stundentags steht dabei bekannterweise seit Jahren auf der
Tagesordnung des Kapitals. Darum geht es in der aktuellen Situation
ebenfalls. Die Regierung hat dabei die Corona-Krise bereits genutzt,
um im Zusammenhang mit dem Infektionsschutzgesetz, den §en 14 im
Arbeitszeitgesetz zu ändern (siehe Artikel "Überfall auf das
Arbeitszeitgesetz" in dieser Ausgabe).

Fortsetzung der Tarifrunde zum Jahresende

Die Kapitalverbände haben dafür bereits im Januar/Februar 2020 ihre
Positionen festgeklopft. In einer Erklärung der Metall- und
Elektro-Kapitalisten in Bayern (vbm) und Baden-Württemberg
(Südwestmetall) wird festgestellt, was zur Sicherung des
Industrie-Standorts BRD u. a. zu tun ist. Dazu benennt der vbm in
einer Antwort auf das Moratoriumsangebot des IGM-Vorstands 6 Punkte
als seine Position. Der 1. Punkt davon lautet: "Wir sagen ja zu
einem echten Belastungs-Moratorium (Stillhalteabkommen) als
langfristigem Commitment zwischen dem vbm Verband der Bayrischen
Metall- und Elektroindustrie e. V. und der IG Metall mit einer
Laufzeit von mindestens fünf Jahren. Für die Löhne setzt der vbm
in Punkt 4 "auf einen fixen Gesamtprozentsatz möglicher
Entgeltbestandteile (Tabelle, Einmalzahlungen usw.) während der
gesamten fünfjährigen Laufzeit des Moratoriums."

Zum Jahresende stehen die genannten Punkte, mit allem, was dabei von
der IGM akzeptiert werden soll, wieder als nicht erledigt auf der
Tagesordnung der Kapitalisten. Die haben mit dem in der Presse als
Nottarifvertrag bezeichneten Abschluss "Zukunft in Arbeit 2020"
bereits demonstriert, was dabei aus ihrer Sicht rauskommen muss. Aus
der im Moratorium "unbezifferten Lohnforderung" der IGM haben sie -
das Stillhalten eingeschlossen - für die Kolleginnen und Kollegen
daraus die bekannte und mit Null "bezifferte" Lohnrunde gemacht.

Zusammen mit den vom Kapital geforderten Laufzeiten bietet sich der
Tarifvertrag ebenfalls wieder als Blaupause für die nächste Runde an:
Stillhalten und Lohnverzicht als "echtes Belastungsmoratorium" zur
Überwindung der Pandemie folgen. Die von Kapital und Regierung
erhobenen Rund-um-die-Uhr-Beschwörungen vom "wirtschaftlichen
Wiederaufbau", der Existenzsicherung von Betrieben und Arbeitsplätzen,
wirken hierbei als kräftige Unterstützung. Sie sind das geeignete
Mittel, um die IGM-Führung unter Druck zu setzen und sie bei
Tarifbewegungen an ihre Verantwortung für den Industrie-Standort
Deutschland zu erinnern. Ob es danach wieder heißt: "Der Tarifvertrag
kam ohne die alten Rituale, ohne Trillerpfeifen, rote Fahnen, Demos,
Kundgebungen und ohne Warn- und/oder 'Powerstreiks' zustande, liegt
bei den Metallerinnen und Metallern." Es ist abhängig davon, ob sie
jetzt die Zeit nutzen, um selber aktiv einzugreifen, um die
Kapitalforderungen abzuwehren und damit gegen Stillhalten und
Lohnverzicht zu kämpfen oder sich wie in der abgelaufenen Runde, aufs
Zuschauen festnageln lassen.



Anfang Texteinschub

Regelungen im Tarifvertrag: "Zukunft in Arbeit 2020"


Im "reaktivierten" Tarifvertrag von 2009/2010 getroffene Regelungen:


"Um die Einführung von Kurzarbeit zu erleichtern, können in der
Laufzeit des Tarifvertrages die Sonderzahlung von Urlaubs- und
Weihnachtsgeld gezwölftelt und dem monatlichen Einkommen
hinzugerechnet werden. Dadurch erhöht sich das monatliche
Kurzarbeitergeld. Dafür erhalten die Beschäftigten einen Schutz vor
betriebsbedingten Kündigungen.


Der Tarifvertrag tritt sofort in Kraft und kann frühestens zum
31.12.2020 gekündigt werden.


Ein "Solidartarifvertrag 2020" ergänzt die Regelungen des
Tarifvertrages "Zukunft in Arbeit 2020" u. a. um folgende Punkte: "Zur
Verminderung sozialer Härten insbesondere bei Kurzarbeit wird in jedem
Betrieb ein Solidartopf eingerichtet. Der Betrag, der in diesen Topf
eingezahlt wird, errechnet sich aus der Anzahl der Beschäftigten im
Betrieb multipliziert mit 350 Euro. Die konkreten
Auszahlungsmodalitäten werden in einer Betriebsvereinbarung geregelt.
Nicht verwendete Mittel des Solidartopfes werden an die zum Stichtag
1. Dezember 2020 im Betrieb Beschäftigten zu gleichen Teilen
ausgezahlt.


Bei Kinderbetreuungsengpässen im Zuge der Schul- und
Kitaschließungen wird die Möglichkeit, 8 freie Tage statt des
tariflichen Zusatzgeldes (T-Zug, d. Verf.) zu nehmen, auf Eltern von
Kindern bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres erweitert. Zusätzlich
erhalten Beschäftigte im Jahr 2020 für die Betreuung von Kindern
mindestens fünf freie Tage ohne Anrechnung auf den Urlaub unter
Weiterzahlung des Entgelts.


Alle Regelungen des 'Solidartarifvertrag 2020' treten sofort in
Kraft. Der Vertrag kann zum 31.12.2020 gekündigt werden."

Ende Texteinschub
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Anfang Texteinschub

DGB und BDA


Besonders viel Klassenversöhnung in einer "besonderen Situation"



Auf dieser Suppe schwimmt auch der DGB-Vorstand. Und der besteht nicht
nur aus seinem opportunistischen Vorsitzenden, sondern ebenfalls aus
den mehrheitlich sozialdemokratischen Vorsitzenden der
Einzelgewerkschaften. Sie repräsentieren und verantworten die
DGB-Politik. Das gilt auch für die gemeinsame Presseerklärung von DGB
und BDA, dem Bund Deutscher Arbeitgeber vom 13. März 2020. Den
Lohnabhängigen wird damit wieder ungefragt die "Sozialpartnerschaft" -
im Klartext, die Zusammenarbeit der Ausgebeuteten mit ihren Ausbeutern
- als das höchste der Gefühle untergejubelt. DGB-Vorsitzender Rainer
Hoffmann und Arbeitgeberpräsidenten Ingo Kramer erklären darin:
"Die Sozialpartner stellen gemeinsame Verantwortung in der
Coronakrise über Differenzen". Dazu stellen sie weiter fest:
"Die Sozialpartnerschaft ist einer der Eckpfeiler der Sozialen
Marktwirtschaft der Bundesrepublik Deutschland. Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbände haben sich in Krisenzeiten stets gemeinsam und
verantwortungsvoll für das Gemeinwohl eingesetzt. Rettungsschirme für
Unternehmen und Beschäftigte sind das Gebot der Stunde. Die Gesundheit
der Menschen und die verlässliche Versorgung der Bevölkerung müssen im
Mittelpunkt stehen. Genau in dieser Zeit brauchen Menschen Sicherheit.
Auf unsere Arbeits- und Sozialstandards muss Verlass sein. Konflikte
und Interessen-Gegensätze bleiben bestehen, aber in besonderen
Situationen werden sie hintenan gestellt." 

(www.dgb.de/presse/++co++6f58fa66-652b-11ea-833c-52540088cada)


Was das "Hintenanstellen", Verschleiern und Leugnen von
"Interessen-Gegensätzen" angeht, bedarf es allerdings für die
opportunistischen sozialdemokratischen Gewerkschaftsführer keiner
"besonderen Situationen". Das gehört zu ihrer ihnen von der
Bourgeoisie zugedachten politischen Rolle und Hauptaufgabe. Hierbei
lässt sich die gesellschaftliche Realität, der unversöhnliche
Interessengegensatz zwischen Kapital und Arbeit, nicht wie ein Besen
"hintenan" in die Ecke stellen. Was die Gewerkschaftsführer
hintenanstellen und unter ihre Füße treten, sind die Interessen der
Lohnabhängigen, um ihnen evtl. revolutionäre Gedanken auszutreiben
bzw. sie erst gar nicht aufkommen zu lassen. Ein Auftrag, der in aller
Regel zuverlässig ausgeführt wird. Und das spätestens seitdem sie die
"Sozialpartnerschaft" als Erfolg der von ihnen verratenen Revolution
nach Kriegsende 1918 und gesellschaftlichen Fortschritt für die
Arbeiterklasse feiern und verkaufen. Die Geschichte aus den Jahren
danach füllt die Geschichtsbücher in vielen Bibliotheken. Was dabei
die "besonderen Situationen" angeht, steigern die sozialdemokratischen
Gewerkschaftsführer in dem Zusammenhang das Hintenanstellen von
Interessen-Gegensätzen über das übliche Maß hinaus, bis zum sich
selber überflüssig machen. Ein Beispiel dafür sind die Führer des
ADGB, des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbunds. Mit der Ablehnung
des Generalstreiks (Forderung der KPD) zur Verhinderung des
verbrecherischen faschistischen Systems am 30. Januar 1933 und dem
Aufruf an die Gewerkschaftsmitglieder, sich am 1. Mai 1933 an der
faschistischen Kundgebung zu beteiligen, haben sie es bis zur
Selbstvernichtung praktiziert. Der Sozialpartner aus dem Lager des
Kapitals hat dabei die "gemeinsame Verantwortung" nicht "über
Differenzen gestellt". Im Gegenteil. In seinem Auftrag haben die
Hitlerfaschisten die Gewerkschaften als seine Kriegspläne und das
"Gemeinwohl" eines faschistischen Staates störende Organisationen am
2. Mai 1933 zerschlagen. Dabei sind eine Reihe der
"Interessen-Hintenansteller" gemeinsam mit vielen Kämpferinnen und
Kämpfern gegen die faschistische Herrschaft ermordet worden und in den
Kerkern und Konzentrationslagern der Faschisten gelandet. Die haben
mit dem Interessen-Hintenanstellen kurzen Prozess gemacht und die
"Interessen-Gegensätze" ihrer Volksgemeinschaftsideologie gewaltsam
unterworfen. Hierbei haben die Sozialpartner aus den
Arbeitgeberverbänden die Belegschaften in den Betrieben als
"Wehrwirtschaftsführer" nach dem Prinzip - "Führer befiehl', wir
folgen dir" - als "Gefolgschaft" unterm Hakenkreuz trainiert und
kommandiert, mit Nazisprüchen wie diesem: "Wir können die soziale
Befreiung der deutschen Menschen erst dann restlos durchführen, wenn
wir uns in dieser Welt das erobert haben, was wir für unser Leben
brauchen" (Firma Seb. Lutz Söhne Holzbau München, 4. April 1940).


Wir haben über diesen Teil der Geschichte der Arbeiterbewegung in
vielen Ausgaben der KAZ geschrieben und berichtet. Sie verschwindet
bei den sozialdemokratischen Gewerkschaftsführern hinter den
"Eckpfeilern" der Klassenzusammenarbeit. Jetzt schwätzen sie auch
schon wieder rauf und runter von ihrer gemeinsamen Verantwortung mit
dem Kapital fürs "Gemeinwohl". Die dafür verantwortlich gemachte
"besondere Situation" müsste bei allen noch etwas kritischeren und
bewussteren Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter alle Alarmglocken
schrillen und die Warnleuchten rot blinken lassen. Durch den Aufbau
von Widerstand in Gewerkschaften, Betrieben und Gesellschaft muss
gemeinsam verhindert werden, dass mit der "Stunde der Rettungsschirme"
der Kurs noch mehr in Richtung der "Stunde der Volksgemeinschaft"
gedreht wird, als es jetzt bereits der Fall ist.

Ende Texteinschub
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Anfang Texteinschub

Die Kapitalisten kriegen nicht genug


Das verlautbarten die bayerischen Metallkapitalisten gnädig auf den
Kotau der IGM-Führung:


"Wir begrüßen die Bereitschaft der IG Metall, angesichts der
aktuellen Herausforderungen für die M+E Industrie - Konjunktur,
Wettbewerbsfähigkeit und Transformation - den Fokus auf die Zukunfts-
und Beschäftigungssicherung zu legen und auf die üblichen Rituale in
Tarifauseinandersetzungen zu verzichten."


Sie fordern unter anderem:


1. "Wir sagen ja zu einem echten Belastungs-Moratorium
(Stillhalteabkommen) als langfristigem Commitment zwischen dem vbm
Verband der Bayrischen Metall- und Elektroindustrie e.V. und der IG
Metall mit einer Laufzeit von mindestens fünf Jahren.


(...)


4. Die konjunkturell schwierige Lage und die laufende
Transformation vor Ort muss betriebsindividuell gemeistert werden
können. Deshalb setzen wir auf einen fixen Gesamtprozentsatz möglicher
Entgeltbestandteile (Tabelle, Einmalzahlungen usw.) während der
gesamten fünfjährigen Laufzeit des Moratoriums.


5. Die schwierige Gesamtsituation der M+E Industrie in Deutschland
und Bayern mit unterschiedlichen Ursachen und Ausprägungen fordert
geradezu dazu auf, nicht auf einheitliche Detailregelungen zu setzen,
sondern betriebsindividuelle Lösungsansätze vor Ort zu ermöglichen.



(...)


Abgesehen von der Forderung nach fünf Jahren Stillhalten, nach dem
Tarifvertragsgesetz 5 Jahre Friedenspflicht, versuchen die bayrischen
M+E-Kapitalisten mit ihrem Bezug auf "betriebsindividuelle" Regelungen
(4.+5.) durchzusetzen, was jahrelange Forderung des Kapitals ist:
Nämlich die Gewerkschaften aus den Betrieben raushauen. Was bedeutet,
Tarifverträge sollen nur noch den Rahmen der in den Betrieben zu
regelnden Dinge abstecken und die Umsetzung in die Hände der
"Betriebsparteien" legen. Der entscheidende Punkt ist längst bekannt.
Weder Betriebsrat noch Belegschaft haben nach den Urteilen (nicht nach
Gesetz) der Klassenjustiz in der BRD offiziell das Recht, zum Streik
aufzurufen. Damit haben die Kapitalisten die Möglichkeit, jede im
Betrieb mit Streik unterstützte Forderung oder Abwehr gegen ihre
Willkürmaßnahmen als illegal, als wilden Streik zu diffamieren. Eine
Situation, die nicht erst seit heute bekannt ist und von der Mehrheit
der sozialdemokratischen Gewerkschaftsführer akzeptiert wird.

Ende Texteinschub
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Anfang Texteinschub

So "meistert" man Corona nicht:


35-Stunden-Woche für den Osten - wieder mal vertagt!


Wir haben zuletzt in der KAZ 370 unter dem Titel: "Den Osten im Regen
stehen lassen?" darüber berichtet. Nach Anträgen auf dem
IGM-Gewerkschaftstag im Oktober 2019 und entsprechenden Aussagen aus
den Führungsetagen der IGM, Vorstand, Bezirksleiter u. a., steht sie
ganz obenan auf der Arbeitszeit-Verkürzungs-Liste. Das
IGM-Vorstands-Moratoriums-Angebot lässt sie allerdings auch wieder im
Regen stehen. Darin ist nicht die Rede von einer unabdingbaren
Forderung nach kurzfristiger Einführung der 35 Stunden und auch nichts
vom Kampf für die Angleichung der Arbeits- und Lebensverhältnisse an
Westniveau. So z. B. mit der Ankündigung ans Kapital: Wenn da nichts
geht, dann habt ihr unmittelbar die ganze IGM nicht nur mit
35-Stunden-T-Shirts am Hals, sondern mit Demos, Kundgebungen, mit
Warn- und Power-Streiks und Urabstimmungen. Eine Mobilisierung von
Ost- und West-Belegschaften mit solchen Inhalten, wie das auf dem
Gewerkschaftstag im Oktober 2019 diskutiert und gefordert wurde (KAZ
370), hat nicht stattgefunden. Der momentan für die IGM-Tarifgebiete
Berlin-West, Berlin-Ost/Brandenburg und Sachsen zuständige
Bezirksleiter, Stefan Schaumburg aus Kassel, hat stattdessen im
Metall-Elektro Info am 20. März 2020 erklären müssen: "Die
ursprünglichen Themen dieser Tarifrunde - darunter die Angleichung der
Arbeitszeit - werden aufgrund der dramatischen Entwicklungen vertagt.
Wenn wir diese Krise gemeistert haben, werden wir die Themen aber
wieder aufgreifen".


Einen Monat vorher hatte er noch erklärt: "Die Angleichung der
Arbeitszeit mit dem Ziel der 35-Stunden-Woche hat in unserem Bezirk
höchste Priorität." Dabei stellte er im gleichen Atemzug weiter
fest: "Die Arbeitgeber sind in der Verantwortung, die Zukunft
gemeinsam mit den Beschäftigten zu gestalten." (Metall-Info
20.02.20) So meistern wir gar nichts, weder den Kampf um die
35-Stunden-Woche im Osten noch den Kampf gegen das Corona-Virus. Die
Kapitalisten freuen sich über das Stillhalte-Abkommen und über die
neuen Corona-Gesetze. Dass es eine gemeinsame Gestaltung der Zukunft
der "Arbeitgeber" und der Beschäftigten nicht geben kann, hat ein
gewisser Karl Marx - im Osten sicherlich noch bekannter als im Westen
- schon vor über 150 Jahren herausgefunden:


"... Man muss gestehn, dass unser Arbeiter anders aus dem
Produktionsprozess herauskommt, als er in ihn eintrat. Auf dem Markt
trat er als Besitzer der Ware 'Arbeitskraft' anderen Warenbesitzern
gegenüber. Warenbesitzer dem Warenbesitzer. Der Kontrakt, wodurch er
dem Kapitalisten seine Arbeitskraft verkaufte, bewies sozusagen
schwarz auf weiß, dass er frei über sich selbst verfügt. Nach
geschlossenem Handel wird entdeckt, dass er 'kein freier Agent' war,
dass die Zeit, wofür es ihm freisteht, seine Arbeitskraft zu
verkaufen, die Zeit ist, wofür er gezwungen ist, sie zu verkaufen,
dass in der Tat sein Sauger nicht loslässt, solange noch ein Muskel,
eine Sehne, ein Tropfen Bluts auszubeuten." (MEW Bd. 23, S. 319
f.)


30 Jahre ist es nun her, dass der "Sauger", der deutsche
Imperialismus, sich die DDR einverleibt hat. Seitdem saugt er
"solange noch ein Muskel, eine Sehne, ein Tropfen Bluts
auszubeuten" ist.


Was dabei die Arbeitszeit angeht, saugen die Kapitalisten seit Beginn
der 1990er Jahre im Osten noch immer etliche Stunden täglich und
wöchentlich mehr Profit aus den Knochen der Arbeiterinnen und
Arbeiter. Und wie die Kollegin Carmen Bahlo, ehrenamtliches
IGM-Vorstandsmitglied für den Bezirk Berlin-Brandenburg-Sachsen,
bezogen auf die Kapitalforderungen zur Arbeitszeit u. a. erklärt hat:
"Sie wollen eine weitere Arbeitszeitflexibilisierung und sie wollen
nicht einmal, dass am 01.01.2031 eine 35-Stunden-Woche verbindlich
vorgeschrieben ist ... Und wenn wir nur ein Stück weit erkennen
lassen, dass wir jetzt zögern, dass wir uns nicht weiter trauen, dann
- das sage ich euch - werden sie uns am ausgestreckten Arm verhungern
lassen ..."


Hierbei geht es beim "nicht zögern" und sich "weiter trauen", um mehr
als die 35. Es geht um die Einheit der Arbeiterklasse. Das spüren auch
diejenigen Westberliner Kollegen, die sich überhaupt nicht freuen,
privilegiert gegenüber ihren Kollegen im Osten zu sein. Sie wollen die
3 Stunden Freizeit mehr in der Woche nicht nur für sich, sondern für
alle Arbeiter. Das wurde sehr deutlich bei der Metalltarifrunde 2018,
als bei Demonstrationen und Streiks in Berlin auch von den
Westberliner Kollegen die Forderung nach 35-Stunden-Woche für alle
voller Leidenschaft und Empörung vertreten wurde. Es geht um die
Einheit der Arbeiterklasse, es geht darum, sich zu trauen und nicht zu
zögern, den Kampf für die Gestaltung der Zukunft ohne Kapitalisten in
die eigenen Hände zu nehmen. Für eine sozialistische
Gesellschaftsordnung, in der die Fabriken, Produktionsmittel, der
technische Fortschritt uns gehört. In der wir aus der Geschichte der
DDR lernen, statt sie mit Schmutz bewerfen zu lassen. In der wir
selbst bestimmen und nicht die Kapitalisten, wie lange wir zur
Befriedigung und Sicherstellung unserer Bedürfnisse täglich und
wöchentlich arbeiten und kein Kapitalist dafür jemanden "am
ausgestreckten Arm verhungern lassen kann". Eine Voraussetzung dafür
ist, sich in Gewerkschaften und Betrieben in Ost und West gemeinsam
von der Virus-Infektion "Sozialpartnerschaft" zu befreien. Das ist die
Krise, die wir meistern müssen.


Ludwig Jost, Erika Wehling-Pangerl, 10.04.2020

Ende Texteinschub
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Seuche, Macht und Kapitalismus (1)

von Stefan Bollinger



Herausforderung und Machtstrukturen

Die Welt ist erstmals global von einer Bedrohung erfasst worden, die
mit geringer Zeitversetzung und unterschiedlicher Konsequenz zu
ähnlichen Reaktionen führt: verordnete Lahmlegung des öffentlichen
Lebens einschließlich weiter Teile der Wirtschaft, politischer
Ausnahmezustand mit Sondervollmachten der Regierungen und
Einschränkung parlamentarisch-demokratischer und erst recht
basisdemokratischer Willensbildung, Suspendierung wesentlicher
Bürgerrechte, Ausnahmeregelungen im medizinischen Bereich, weitgehende
regierungsnahe Synchronisierung staatlich beeinflusster wie privater
Medien, Wiedererrichtung nationalstaatlicher Alleinverantwortung
einschließlich Grenzhoheit und Sicherung der Eigeninteressen,
faktische Ausschaltung internationaler Strukturen, egal ob EU, UNO,
selbst weitgehend der WHO, im Interesse nationaler Alleingänge. Es ist
die "Stunde der Exekutive"!

Auffällig ist die Parallelität der getroffenen Entscheidungen in
Staaten unterschiedlicher politischer Ausrichtung, egal ob autoritär
diktatorisch oder parlamentarisch-demokratisch verfasst. Es wird im
Ausnahmezustand regiert, demokratische Institutionen sind nur
eingeschränkt wirksam, und selbst die gern beschworene Gewaltenteilung
in Gestalt richterlicher Entscheidungen spielt nur eine untergeordnete
Rolle. Wo Gerichte aktiv werden, so die deutsche Erfahrung, geht es um
die Verfügbarkeit von Eigentum, Öffnung von Geschäften, die
Bewegungsfreiheit, das Versammlungsrecht und die Religionsausübung.
Ihre Entscheidungen geben im Einzelfall den Klägern Recht, ohne
bislang die staatlichen Durchgriffe in Frage zu stellen. Endlose
Diskussionen passen derzeit nicht. Allerdings erzeugt die Dauer der
Restriktionen Widerspruch, zuallererst von Wirtschaft und
wirtschaftsnahen Eliten. Es gäbe höhere Güter als das Leben, so
Bundestagspräsident Schäuble.

Für die BRD bemerkenswert ist, dass die Notstandsartikel des
Grundgesetzes offiziell nicht genutzt werden, dass ein
Infektionsschutzgesetz als oberster Regulator herangezogen wird und
gleichzeitig die Arbeitsfähigkeit der Bundes- und Landesparlamente
durch drastische Eingriffe in ihre Rechte und die der Fraktionen und
Abgeordneten reduziert werden.

Der Kern der politischen Macht stützt sich auf eine Expertokratie, die
ihre fachlichen Vorträge den Politikern zur politischen Entscheidung
anheimstellt. Das anfängliche Naserümpfen über die als diktatorisch
diffamierten Maßnahmen Chinas ist schnell dem Verlangen gewichen,
ähnlich durchregieren zu können. Allerdings scheinen Machtsysteme wie
in China oder anderen ostasiatischen Staaten eher geeignet zu sein,
Schnelligkeit und Rigorosität von Maßnahmen zu gewährleisten. Nicht
das Übermaß an demokratischen Mitsprachemöglichkeiten, aber die
Souveränitätsrechte föderaler Subjekte, so die deutsche Erfahrung,
führen zu Reibungsverlusten.

Vergleichende Untersuchungen werden künftig sinnvoll sein, um
Gemeinsamkeiten, Unterschiede benennen und mögliche gemeinsame
Schlüsse für ähnliche Situationen ziehen zu können. Sie werden Fragen
nach der Gestaltungskraft von Regierungen in Notsituationen
herausarbeiten müssen, nach demokratischen Sicherungen und
Mitwirkungsmöglichkeiten zu fragen haben, auch nach der Bereitschaft
der Bevölkerung, sich solchem Ausnahmerecht zu unterwerfen.

Wir stehen erst am Anfang dieser Entwicklung, deren ökonomische und
soziale Folgen zwar erahnt, vielleicht auch berechnet werden können,
die aber in ihren Auswirkungen auf Bürger, Arbeitende oder Arbeitslose
bisher nur teilweise durchschlagen.

Auch wenn die bunten Bildchen eines eigentlich freundlich aussehenden
Virus es verdecken: In seinem Schatten gehen die politischen
Auseinandersetzungen der Vor-Corona-Zeit unvermindert weiter. Das
Verhalten der USA gegen Russland, China oder den Iran ist so
konfrontativ wie zuvor. Auch deutsche Medien blicken mit Häme oder
Aggressivität auf die Vorgänge bei den östlichen Mächten und
kritisieren pauschal deren Handlungen. Dass auch das Versagen der
Trump-Administration nicht ausgeklammert wird, verändert an dieser
Sichtweise wenig. Und dass allein das Virus die provokatorische
Manöverserie "Defender 2020" zum Scheitern brachte, ist auch wenig
tröstlich. Wenn im Schatten von Corona eine der härtesten
Auseinandersetzungen auf dem Erdölmarkt stattfindet, die sich klar
gegen Russland, den Iran, Venezuela und andere nicht wohigelittene
Staaten richtet, so ist das eine Facette; die Fortsetzung der
militärischen Auseinandersetzungen im Nahen und Mittleren Osten lassen
ebenfalls wenig Gutes erwarten. "Modernere" Kernwaffen und die Suche
nach Trägerflugzeugen für die deutsche "nukleare Teilhabe" zeigen, die
derzeitige Apokalypse genügt nicht.


Historische Dimension

Niemand kann heute das Ausmaß der Bedrohung tatsächlich erfassen. Dass
es zum Beispiel 2012 dazu realitätsnahe Planspiele gab, bedeutet
leider nicht, dass Experten aus Wissenschaft und Politik sich damit
Gehör verschafften und mehr als Planungsszenarien in Schubladen
ablegen konnten. Damals galt solch Pandemie mit einem Virus
"Modi-SARS" als nur bedingt wahrscheinlich: statistisch zwischen 100
und 1000 Jahren nur einmal. Deshalb das Wirtschaften umstellen?

Als dann der "unwahrscheinliche Fall" eintrat, hat das
Bedrohungspotential der Seuche die allermeisten Staaten zu den
erwähnten harschen Maßnahmen veranlasst, deren Lockerung jetzt
begonnen hat. Aber offensichtlich können nur effektive
Behandlungsmittel und ein Impfstoff die Seuche eindämmen und beenden.
Die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen sind damit aber
nicht aus der Welt. Im Unterschied zu früheren globalen Brüchen durch
Krieg und massive Wirtschaftskrisen gibt es einen Hoffnungsschimmer:
Es sind weder die Wirtschaftsstrukturen vom Groß- bis zum Kleinbetrieb
noch die Wirtschaftsbeziehungen zwingend dauerhaft brachgelegt. Auch
ist nicht zu erwarten, dass die bisher Beschäftigten durch Tod oder
Siechtum in Größenordnungen ausfallen.

Die aktuellen Exit-Diskussionen schieben soziale, psychologische
Faktoren vor. Im Kern geht es allerdings um das Wiederhochfahren der
Wirtschaft - die Sicherung der kapitalistischen Verwertungsprozesse
sowohl für die Großunternehmen als auch für die fragilen klein- und
mittelständischen Unternehmen. Dabei werden Gesundheitsrisiken bewusst
"eingepreist" und klassisch neoliberale Rezepte ausgestellt.
Gleichzeitig steht dahinter die Frage, wie schnell die erstaunlich
rasch bereitgestellten finanziellen Stützungsmittel für Wirtschaft,
Beschäftigte und soziale wie kulturelle Infrastruktur wieder
eingefahren werden können.

Die jetzige Seuche hat einschneidendere Folgen als alle Pandemien in
der Vergangenheit, insbesondere die Pest und die Pocken, die in der
Römerzeit und im Mittelalter über Jahrhunderte grassierten und
Regionen und Staaten trafen und zurückwarfen.

Die global radikal eingreifende Wirkung ist bei den natürlichen
Prozessen bedingt mit "Achtzehnhundertunderfroren" zu vergleichen,
also dem durch eine Vulkanexplosion ausgelösten "Jahr ohne Sommer
1816", das mit Hungersnöten und Wirtschaftskrisen zumindest in Europa
die nachnapoleonische Restauration und den Vormarsch der Reaktion
beförderte.

Die Weltwirtschaftskrisen ab 1929 beziehungsweise 2007/08 hatten
ebenfalls globale Wirkung, trafen die einzelnen Staaten aber
unterschiedlich und ermöglichten auch Ausnahmen und erfolgreiche
Lösungsstrategien für einzelne Großmächte (Sowjetunion beziehungsweise
BRD oder China).

Die Weltkriege des 20. Jahrhunderts haben dagegen in den betroffenen
Regionen und darüber hinaus zerstörend, mordend gewirkt und jeweils
breite soziale und nationale Bewegungen ausgelöst, die in der Tat
einen radikalen Bruch mit der jeweiligen Vorkriegsordnung und über
Jahrzehnte für einen Teil der Staaten einen Ausbruch aus den
bisherigen politischen und wirtschaftlichen Gegebenheiten des
Kapitalismus ermöglichten. Hungersnöte und Seuchen spielten in dem
Kontext auch eine Rolle. Sie verschärften die Krise, haben sie aber
nur indirekt intensiviert. Das fällt besonders für die gegenwärtig
gern zitierte "Spanische Grippe" 1918/20 auf, die eben nicht Auslöser
der nationalen und sozialen Revolutionen im Gefolge des Weltkrieges
und der Russischen Revolutionen wurde, sondern Regierungen wie
Opposition gleichermaßen schwächen konnte.

Allerdings zeigt der Vergleich dieser Umbruchs- und Krisenprozesse -
bei erheblichen nationalen Unterschieden - sowohl 1929 wie auch 1914
und 1939 sowie in den jeweils folgenden Jahren, dass es entscheidend
darauf ankam, ob politische und geistige Kräfte für einen im Idealfall
in sich geschlossenen geistigen, ideologischen, politischen, vor allem
machtpolitischen Umbruch bereitstanden und in den tiefen Krisen
handelten. Spätestens 2007/08 war erkennbar, dass Unmut, Protest und
inhomogene und letztlich eher machtabstinente Kräfte eine solche
Situation nicht zu nutzen vermochten.

Bei der gegenwärtig auch unter Linken regen Diskussion über die Zeit
nach der Corona-Krise mit Hoffnungen auf eine veränderte - und hier
ist gemeint eine sozial und ökologisch bessere - Welt sind erhebliche
Zweifel angebracht. Aus Krisen geht niemand anders hervor, als er in
sie hineingegangen ist und sie gestaltet hat. Er mag individuell
geläutert sein, er mag untergehen oder die Krise für sich genutzt
haben, mehr nicht. Einen Ausweg aus der Krise finden nur jene Kräfte,
die in Konfrontation mit dem herrschenden Block von Regierung, Kapital
und Medien einen Vorlauf an theoretischer Einsicht, an handfesten
Losungen, an Organisation und Führungskraft besitzen. Trotzdem: Jede
Krise eröffnet auch neue Wege - Chancen wie Risiken.

Auch die aktuelle Krise wird, wenn sie aus der unmittelbaren,
existentiellen, medizinischen Phase endgültig in eine offene
Wirtschaftskrise mit Massenarbeitslosigkeit, Lohn- und Sozialabbau,
möglicherweise fortgesetzter Repression übergeht so wie auch schon
2007 und in den Folgejahren neue soziale Bewegungen aktivieren oder
reaktivieren, wahrscheinlich in engerer Verbindung auch mit den vor
der Krise im Schwange befindlichen ökologischen Bewegungen unter dem
Label der "Klimakrise". Wenn es aber keine politisch geschlossene,
organisierte und führungsstarke Bewegung geben wird - so die
Erfahrungen von Occupy bis Gilets jaunes (Gelbwesten) -, dann werden
Widerstand und Alternativversuch in den täglichen Existenzängsten der
Mehrheit der Bürger zerfleddern. Oder schlimmer: Die Suche nach
Alternativen wird von rechts besetzt, mit nationalistischen,
rassistischen, demokratiefeindlichen Konzepten und Bewegungen.

 * 
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VORWÄRTS/1581: Datenschutz in der Krise

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 13/14 vom 24. April 2020

Datenschutz in der Krise



REDAKTION. Amnesty International, die Digitale Gesellschaft und die
Stiftung für Konsumentenschutz fordern, dass die Verhältnismässigkeit
bei allen Eingriffen in die Grundrechte, wie die Beschränkung der
Bewegungsfreiheit oder Überwachungsmassnahmen gewahrt bleibt. Weil
dieser rechtsstaatliche Grundsatz auch in Krisenzeiten gelten
muss.


Bundesrat und Kantonsregierungen können im derzeitigen
Ausnahmezustand jede Massnahme beschliessen, die sie zur Eindämmung
des Coronavirus für notwendig erachten. Eine Massnahme hat zu
unterbleiben, falls ein geeigneter, milderer Eingriff möglich ist, und
sie muss zudem transparent sein. Die ergriffenen Massnahmen müssen auf
die Dauer der Krise beschränkt sein.

Im Kampf gegen das Coronavirus verfügte das Bundesamt für Gesundheit
(BAG) gegenüber Swisscom die Herausgabe von Daten zu
Menschenansammlungen und Personenflüssen. Das BAG erklärte zur
Massnahme, man erhalte von Swisscom keine Standortdaten, sondern
"lediglich Analysen und Visualisierungen". Die Daten seien aggregiert
beziehungsweise anonymisiert, so dass keine Personendaten vorliegen
würden. Nachdem die Digitale Gesellschaft ein Verfahren gemäss
Öffentlichkeitsgesetz (BGÖ) gegen das BAG eingeleitet hatte und auf
Druck des Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten
(EDÖB) stellten Swisscom und das BAG nach anfänglicher Weigerung die
Informationen zur Verfügung.


Contact Tracing

Grundrechtlich höchst problematisch wäre die Verwendung von
Vorratsdaten aus der Handy-Massenüberwachung der gesamten Bevölkerung
in der Schweiz für das Contact Tracing, wie dies von gewissen Kreisen
gefordert wird. Die Datensammlung, mit der sechs Monate rückwirkend
nachvollzogen werden kann, wer wann wo mit wem und wie lange
kommuniziert hat, stellt einen massiven Eingriff in die Privatsphäre
dar. Dennoch sind diese Daten zu ungenau, um physische Kontakte und
eine mögliche Infektionskette des Coronavirus nachweisen zu können.
Eine Funkzelle umfasst in städtischen Gebieten einige hundert Meter,
kann auf dem Land aber auch mehrere Kilometer gross sein. Falls sich
alle Personen in Quarantäne begeben müssten, die sich in den Tagen vor
dem Bekanntwerden einer Ansteckung, in derselben Funkzelle befunden
haben wie die infizierte Person, wäre das Land sofort lahmgelegt.

Für das Feststellen von möglichen Infektionsketten könnten hingegen
Contact Tracing-Apps hilfreich sein. Dabei registriert das eigene
Handy alle sich in der Nähe befindlichen Mobiltelefone über die
Bluetooth-Funktion. Die Reichweite ist auf einige Meter beschränkt.
Für eine datenschutzkonforme Contact-Tracing-Technik müssen alle
Kontakt-Informationen sicher verschlüsselt und lokal auf dem Handy
gespeichert werden. Sie dürfen erst beim Vorliegen einer Infektion
anonym ausgewertet werden. Darüber hinaus gehende Überwachung,
beispielsweise Location Tracking, darf nicht stattfinden. Bei der
Entwicklung müssen offene Standards, Schnittstellen und Open
Source-Software zum Einsatz kommen. Die Verwendung der App muss
freiwillig sein.

Die Fähigkeiten für Contact Tracing, das datensparsam funktioniert und
die Grundrechte gewährleistet, sind in Europa vorhanden. Ein Beispiel
dafür ist die Pan-European Privacy Preserving Proximity
Tracing-Initiative (PEPP-PT), ein Projekt, an dem auch Forschende aus
der Schweiz (unter anderem ETH und EPFL) beteiligt sind. Äusserst
problematisch wäre hingegen die Zusammenarbeit mit
Big-Data-Unternehmen wie Palantir, eine US-amerikanische Firma, die
international für Geheimdienste und Sicherheitsbehörden tätig ist und
keine Transparenz gewährleistet.


Kameraüberwachung

Letzte Woche beschloss der Regierungsrat des Kantons Aargau, dass die
Polizei auf bestehende Videokameras in Echtzeit - auch von Dritten
- zugreifen und selber neue Kameras aufstellen darf. Wieso die
bestehenden Massnahmen wie Verbote von Ansammlungen,
Polizei-Patrouillen, Bussen und Absperren von Parkanlagen nicht
ausreichen sollten, bleibt der Regierungsrat in seiner Stellungnahme
schuldig. Solche "virtuellen Patrouillen" können nicht direkt
einschreiten und führen in ihrer präventiven Wirkung höchstens dazu,
dass sich die Menschen an einem anderen, nicht überwachten Ort
treffen. Es besteht zudem die Gefahr, dass die
Video-Echtzeitüberwachung auch nach Ende der Pandemie als "normale"
Überwachungsmassnahme eingesetzt wird.

 * 
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PREIS/2272: kinokino Publikumspreis für "The Euphoria Of Being" (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 22. Mai 2020

35. Internationales Dokumentarfilmfestival München

kinokino Publikumspreis für "The Euphoria Of Being"

Beitrag zum Gewinner des kinokino Publikumspreises

27. Mai, 0.15 Uhr, BR Fernsehen

(3sat: 26. Mai, 21.45 Uhr)



Beim 35. Internationalen DOK.fest München ist am 22. Mai 2020 der
ungarische Film "The Euphoria Of Being" von Réka Szabó mit dem vom
Bayerischen Rundfunk und 3sat verliehenen kinokino Publikumspreis
ausgezeichnet worden. In "The Euphoria Of Being" tanzt die 90-jährige
Holocaust-Überlebende Éva Fahidi in einer Performance, die von ihrem
Leben erzählt.

Das DOK.fest München @home findet dieses Jahr als Onlinefestival
statt. Es ist das erste deutsche Filmfestival, das sein gesamtes
Programm, seine Deutschland- und Weltpremieren sowie die
Preisverleihungen vollständig digital präsentiert. Noch bis 24. Mai
2020 gibt es alle Filme und Infos unter www.dokfest-muenchen.de.


kinokino Publikumspreis

Die Redaktion des BR-Filmmagazins "kinokino" lobte zum sechsten Mal
auf dem Internationalen DOK.fest München den Publikumspreis aus. Der
Preis wurde zum zweiten Mal gemeinsam mit 3sat verliehen und ist in
diesem Jahr einmalig mit 2000 Euro dotiert. Die Zuschauer konnten
gesehene Filme mit Punkten bewerten. Die höchste zu vergebende
Punktzahl war fünf. Gewonnen hat "The Euphoria Of Being" von Réka
Szabó mit der Durchschnittspunktzahl 4,82. Die Preisträgerin wird in
einer Online-Preisverleihung von Birgit Metz von der ARD-Koordination
3sat und Florian Kummert aus der kinokino Redaktion geehrt. Zu sehen
ist die Preisverleihung am Freitag, 22. Mai, 20.00 Uhr unter
www.dokfest-muenchen.de. Sie ist anschließend weiterhin dort abrufbar.

Éva Fahidi war 18 Jahre alt, als sie gemeinsam mit ihrer Familie nach
Auschwitz deportiert wurde. Sie überlebte als Einzige. Bewegt von
Fahidis Autobiografie "The Soul of Things" studiert die Regisseurin
und Choreographin Réka Szabó mit Éva Fahidi und der Tänzerin Emese
Cuhorka eine Tanzperformance ein. Der Film dokumentiert die
monatelange Probenarbeit: Schnell entwickelt sich eine intensive
Beziehung zwischen den drei Frauen. Éva Fahidi stößt dabei aber nicht
nur an ihre physischen Grenzen. Der dialogische Prozess schwemmt
schmerzhafte Erinnerungen wieder an die Oberfläche. Mehr und mehr wird
die performative Arbeit zur Auseinandersetzung mit dem Trauma.

Regie: Réka Szabó

Ungarn, 2019


Berichterstattung in kinokino

27. Mai, 0.15 Uhr, BR Fernsehen: Beitrag zum Gewinner des kinokino
Publikumspreises

(3sat: 26. Mai, 21.45 Uhr)

Alle kinokino-Sendungen sind vorab bereits Dienstags, ab 18.00 Uhr in
der BR Mediathek zu sehen und dort für 90 Tage verfügbar.

 * 
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MELDUNG/457: WDR - "Gemeinsam sind wir Vielfalt" - Der Diversity-Tag im WDR-Programm, 26.5.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

"Gemeinsam sind wir Vielfalt" - Der Diversity-Tag im WDR-Programm

Dienstag, 26. Mai 2020



Am Dienstag, 26. Mai, findet der 8. Deutsche Diversity-Tag statt.
Ausgerufen wird er, wie jedes Jahr, von der "Charta der Vielfalt", der
Initiative zur Förderung von Vielfalt in Unternehmen und
Institutionen. Mittlerweile wurde die 2006 gegründete Charta von mehr
als 3.300 Unternehmen und Organisationen unterzeichnet. Alle
Landesrundfunkanstalten der ARD gehören dazu. Der Westdeutsche
Rundfunk hat sie bereits 2007 unterzeichnet. Wie der WDR den
Diversity-Tag im WDR Fernsehen, WDR Hörfunk und online begleitet,
zeigt die nachfolgende Übersicht.


Gleiche Chancen in der Schule

Bei "Hier und heute" geht es um die ungleichen Bildungschancen von
Kindern und Jugendlichen unterschiedlicher Herkunft und wie die
Corona-Krise sie teilweise verschärft hat. Zu Gast in der Sendung von
16:15 -18:00 Uhr ist auch ein Talentscout aus dem Ruhrgebiet, der sich
um die Schüler kümmert.


Gläserne Decke für Migranten

WDR Radio "Cosmo" spricht mit dem Reporter und Blogger Malcom Ohanwe
über die sogenannte "gläserne Decke für Migranten". Der Sohn
palästinensisch-nigerianischer Eltern sagt: "Es gibt kein Programm, wo
ich die Norm bin". "Cosmo" geht zum Diversity-Tag der Frage nach: "Wo
steht Deutschland - mehr als 60 Jahre nach den ersten Anwerbeabkommen
für "Gastarbeiter"?" Das Gespräch sendet "Cosmo" ab 11:10 Uhr.


Diversity in der Führungsetage

Das WDR Studio Essen zeigt online und in der WDR Lokalzeit Ruhr um
19:30 Uhr ein Interview mit Studioleiterin Georgine Kellermann. Sie
berichtet über ihre Erfahrungen als transweibliche Führungskraft. Um
Vielfalt auf der Führungsebene geht es auch bei WDR 5: Das
Wirtschaftsmagazin Profit fragt in der Sendung um 18:05 Uhr: "Wie
divers sind die Vorstände deutscher Unternehmen?"


Corona-Chaos bei Gehörlosen

Im Supermarkt, beim Friseur und in der Schule - überall gilt die
Maskenpflicht. Für Gehörlose ist das ein großes Problem, denn sie
können nicht mehr von den Lippen ablesen. Die Landesstudios Siegen und
Bielefeld berichten in beiden Lokalzeiten um 19:30 Uhr über den Alltag
von Gehörlosen in der Corona-Krise und von deren Lösungsvorschlägen


Homosexuelle Flüchtlinge in Deutschland

Der Film "Voll von Liebe - Ibrahims Hochzeit" von Janina Werner zeigt
am 28.05.2020 um 23:30 Uhr im WDR Fernsehen die Geschichte von
Ibrahim, der aus dem Libanon nach NRW flüchtet. Weil er schwul ist.
Und weil er im Libanon deswegen sterben soll. Über seine Liebe und
sein Engagement für die Rechte homosexueller Flüchtlinge in
Deutschland.


Es ist nicht alles Regenbogen - als queere Familie
leben

Andrea Neubauer und ihre Partnerin leben als Paar mit zwei Kindern.
Die WDR Lokalzeit Duisburg begleitet die beiden Frauen und zeigt in
der Sendung um 19:30 Uhr einen aktuellen Einblick in ihr Leben und
ihre Erfahrungen mit Homophobie in Duisburg.


Diversity-Tag online

Die WDR Programme begleiten den Diversity-Tag jeweils auch online. ARD
Mediathek und ARD Audiothek werden die besten Beiträge zur Diversität
in unserer Gesellschaft bündeln und Highlights aus allen ARD
Programmen prominent präsentieren.

 * 
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FEATURE/1471: Deutschlandfunk Kultur - Die Maskenmacher, 26.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Die Maskenmacher

Eine deutsch-kolumbianische Transferstunde

Von Étienne Roeder

Regie: der Autor

Autorenproduktion 2019/Deutschlandfunk Kultur 2020/ca. 56'

(Ursendung)

Feature

Dienstag, 26. Mai 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Am Anfang steht ein fast beiläufiger Satz: "Geh mal in Berlin zu
Manuela Fischer ins Museum und frag, was man tun kann." Fabio Silva
Vallejo, Professor in Kolumbien, sagt ihn zum Autor, der bei ihm
studiert hat. Manuela Fischer kümmert sich als Kustodin in Berlin um
eine riesige Sammlung von Artefakten aus aller Welt. Sie zeigt dem
Autor zwei rätselhafte Holzmasken aus Kolumbien. Ist es Zeit, sie
zurückzugeben? Am Ende führt die folgenreiche Begegnung den Autor von
Berlin wieder zurück nach Santa Marta in Kolumbien.

 * 

Quelle:
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MUSIK/3202: Deutschlandfunk - Das Bodo-Wartke-Konzert, Teil 2, 27.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Salzburger Stier 2020

Das Bodo-Wartke-Konzert - Teil 2

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 27. Mai 2020, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Auftakt zum internationalen Kabarettpreises "Salzburger Stier"
2020, vergeben von den öffentlich-rechtlichen Sendern in Deutschland,
Österreich, der Schweiz und Südtirol, war ein Konzert des
Klavierkabarettisten Bodo Wartke. Heute wird der zweite Teil dieses
"Geisterkonzertes" gesendet.

 * 
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MUSIK/3201: BR Heimat - "Drumherum" dahoam, 30.05.-01.06.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

BR Heimat

"Drumherum" dahoam

http://www.br-volksmusikplattform.de/



Es ist eigentlich ein magischer Moment für Volksmusikfreunde in
Bayern, wenn alle zwei Jahre an Pfingsten in der Kreisstadt Regen im
Bayerischen Wald das größte Volksmusik-Festival Bayerns stattfindet.
Mehr als 2.500 Sänger und Musikanten reisen dazu aus ganz Bayern,
Österreich, der Schweiz und anderen Ländern an und kommen zum
"drumherum" zusammen. 1998 gegründet, ist es ein Musikantentreffen der
ganz besonderen Art, das gut und gerne 50.000 Besucher anzieht, die
sich rund um die Bühnen und Spielorte auf den Straßen, Plätzen und dem
schönen Park am Regenfluss drängen.

Normalerweise. Denn heuer drängt sich niemand. Das "drumherum" musste
abgesagt werden. Allerdings nur fast. Denn gemeinsam mit den
"drumherum"-Machern bietet BR Heimat, die digitale Volksmusikwelle des
Bayerischen Rundfunks, ein "drumherum dahoam" an und präsentiert das
Kult-Fest im Netz.


"Drumherum" dahoam online auf BR Heimat

Auf der BR Heimat-Plattform (http://www.br-volksmusikplattform.de/)
können Volksmusikgruppen ihre Musik-Audios kostenlos hochladen - und
Interessierte, Volksmusikliebhaber und Fans ihre Lieblingsgruppen per
Mausklick anhören - fast wie beim realen Festival in Regen, bloß
daheim. Denn auch daheim lässt sich Volksmusik wunderbar feiern und
genießen.


Das Volksmusikfestival im BR Fernsehen

Am Pfingstsonntag, 31. Mai strahlt das BR Fernsehen um 19.15 Uhr auf
dem Sendeplatz "Unter unserem Himmel" die Dokumentation "Drumherum in
Regen" aus dem Jahr 2015 aus. Autorin Traudi Siferlinger hat für
diesen Film das Drumherum ums "drumherum" beobachtet: Sie schaut den
Bäckersleuten Bianca und Martin Schnierle sowie dem Chef und den
Angestellten der ansässigen Brauerei Falter bei ihrer Arbeit zu,
begleitet Musiker aus Altbayern und Franken sowie eine österreichische
und eine slowakische Gruppe durch den Festtrubel, sieht einer
Trachtentanzgruppe des Chiemgauer Alpenverband beim Auftritt zu und
hört von den meisten Besuchern: Beim nächsten Mal sind wir wieder
dabei!


Das "drumherum" im Radio auf BR Heimat:

BR Heimat, die digitale Volksmusikwelle des Bayerischen Rundfunks,
widmet sich dem Festival in drei Sendungen:

Samstag, 30. Mai 2020, 19.05 Uhr: "BR Heimat - Feierabend"

Sonntag, 31. Mai 2020: 14.05 Uhr: "BR Heimat am Feiertag" (Wh. 22.05
Uhr)

Montag, 1. Juni 2020: 14.05 Uhr: "BR Heimat am Feiertag" (Wh. 22.05
Uhr)

Das "drumherum" auf der KulturBühne und in der BR
Mediathek

online unter https://www.br.de/kultur/index.html und als Themenseite
in der Mediathek.

https://www.br.de/mediathek/rubriken/themenseite-volksmusik-100

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 25. Mai 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00
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MUSIK/3200: Deutschlandfunk Kultur - Die wachsende Lust am Barbershop-Gesang, 27.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Aus dem Friseurgeschäft auf die Konzertbühne

Die wachsende Lust am Barbershop-Gesang

Moderation: Olga Hochweis

Chormusik

Mittwoch, 27. Mai 2020, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



BinG! steht für "Barbershop in Germany" und ist die zentrale Adresse
für den sogenannten Barbershop-Gesang in Deutschland. Diese ganz
spezielle US-amerikanische Gattung der homophonen A-cappella-Musik hat
ihren Namen vermutlich von den Herrenfriseuren der
Südstaaten-Barbershops, die im späten 19. Jahrhundert als soziale und
musikalische Zentren für Männer dienten. Dortmund ist seit 1991 das
Zentrum des deutschen Barbershop-Gesangs. Anfang April fielen die
(alle zwei Jahre stattfindenden) Deutschen Meisterschaften, ebenso wie
die Weltmeisterschaften für gemischte Barbershop-Chöre und -Quartette,
dem Corona-Virus zum Opfer. Doch der Austausch von Erfahrungen, das
Netzwerken und die Qualitätssteigerung einer wachsenden Zahl von
Barbershop-Gruppen in Deutschland geht weiter.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 19. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1725: Deutschlandfunk - Leben mit Neurodermitis, 26.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Chronische Hautentzündungen

Leben mit Neurodermitis

Gast: Prof. Dr. med. Dr. h.c. A. Wollenberg, Oberarzt im städtischen
Dienst, Klinik und Poliklinik für Dermatologie und Allergologie, LMU
München; Jens Ellerbrock, Vorstandsmitglied des Bundesverband
Neurodermitis e.V. und selbst Betroffener

Am Mikrofon: Carsten Schroeder

Hörertel.: 0 08 00 44 64' 44 64

sprechstunde@deutschlandfunk.de

Sprechstunde

Dienstag, 26. Mai 2020, 10.08 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Rote schuppende Haut, quälender Juckreiz: Etwa vier Millionen Menschen
in Deutschland leiden unter Neurodermitis. Unter Kindern sind gar zehn
Prozent von der Hauterkrankung betroffen. Sie hat genetische Ursachen.
Aber auch Allergien, Klima und psychische Faktoren beeinflussen die
Ausprägung. Ebenso vielfältig wie die Ursachen sind die Ansätze, um
die Symptome zu behandeln: spezielle Diäten, Naturheilkunde,
Verhaltenstherapie, Salben bis hin zu Immunsuppressiva. Und die
Forschung an weiteren Substanzen läuft, die künftig mit wenig
Nebenwirkungen Linderung verschaffen sollen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 19. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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ARBEITSMEDIZIN/512: Angebotsvorsorge für Beschäftigte - Sommer, Sonne, Hautschutz (BG BAU)

Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft - 20. Mai 2020

Angebotsvorsorge für Beschäftigte - Sommer, Sonne, Hautschutz



Berlin - Im Frühjahr nimmt die UV-Strahlung zu und kann die Haut bei
Arbeiten im Freien, wie etwa von Beschäftigten der Baubranche,
schädigen. Mit seinem Angebot der arbeitsmedizinischen Vorsorgen berät
der Arbeitsmedizinische Dienst der Berufsgenossenschaft der
Bauwirtschaft (AMD der BG BAU) zum Schutz vor UV-Strahlung und trägt
dazu bei, bösartige Hautveränderungen wie den Weißen Hautkrebs
frühzeitig zu erkennen. Ziel ist es, gesundheitliche Risiken für
Beschäftigte zu verringern.

"Im vergangenen Jahr haben weit über 60.000 Beschäftigte, die im
Freien arbeiten, von unserem Angebot zur arbeitsmedizinischen Vorsorge
Gebrauch gemacht", sagt Dr. Anette Wahl-Wachendorf, Ärztliche
Direktorin des AMD der BG BAU. Die große Nachfrage aus den Betrieben
zeigt die Bedeutung des Themas für Unternehmen und Versicherte. "Die
Angebotsvorsorge ist ein wirksames Instrument zur Vorbeugung von
Weißem Hautkrebs durch ultraviolette Strahlung, der seit einigen
Jahren die häufigste angezeigte Berufskrankheit am Bau ist."

Die Angebotsvorsorge nach der arbeitsmedizinischen Vorsorgeverordnung
(ArbmedVV) zur Prävention von Weißem Hautkrebs darf nur von Fachärzten
für Arbeitsmedizin sowie Ärzten mit der Zusatzbezeichnung
Betriebsmedizin durchgeführt werden. "Der AMD der BG BAU bietet den
Beschäftigten Beratungsgespräche und auf Wunsch auch Hautscreenings
an. Die Diagnosen werden ausschließlich den Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern mitgeteilt. Der Arbeitgeber erhält eine Bescheinigung,
dass die Vorsorge stattgefunden hat,", erklärt Wahl-Wachendorf.

"Eine regelmäßige Vorsorge ist ein probates Mittel, um langfristig
etwas für die Gesundheit zu tun. Denn wenn krebsverdächtige
Hautveränderungen früh erkannt werden, gibt es gute Heilungschancen",
sagt Wahl-Wachendorf. "Daher ist es wichtig, dass die Unternehmen
sicherstellen, dass die Vorsorge am besten schon vor Aufnahme der
Tätigkeit angesprochen und angeboten wird. Besonders wichtig ist und
bleibt aber die Vorbeugung. Auch dazu erfolgt eine ausführliche
Beratung."

Zur arbeitsmedizinischen Vorsorge hat die BG BAU den Unternehmen ein
Musteranschreiben zur Verfügung gestellt, mit dem sie ihre
Beschäftigten über die Angebotsvorsorge informieren können. Das
Schreiben weist auf die gesetzliche Verpflichtung der Arbeitgeber hin,
allen Beschäftigten, die mindestens eine Stunde lang intensiver
UV-Strahlung ausgesetzt sind, eine arbeitsmedizinische Vorsorge
anzubieten. Das Musteranschreiben zur Arbeitsmedizinischen Vorsorge
ist auf der Internetseite der BG BAU abrufbar: 

https://www.bgbau.de/mitteilung/arbeitsmedizinische-regel-13-3

Hintergrund

Durch den Klimawandel könnte es nach Simulationen wärmer und trockener
in Deutschland werden. Mehr sonnige Tage führen zu mehr Tagen mit
hohen Werten ultravioletter (UV) Strahlen. Die Zahl UV-bedingter
Hautkrebs-Erkrankungen nimmt seit Jahren zu, wie das Bundesamt für
Strahlenschutz feststellt. Besonders hoch ist die Gefahr an weißem
Hautkrebs (Plattenepithelkarzinom oder multiple aktinische Keratose)
zu erkranken für Beschäftigte, die viel im Freien arbeiten. Seit
Aufnahme in die Liste der Berufskrankheiten im Jahr 2015 ist der weiße
Hautkrebs die häufigste angezeigte Berufskrankheit.

Der AMD der BG BAU GmbH stellt die gesetzliche Aufgabenerfüllung der
BG BAU in Bezug auf den Arbeits- und Gesundheitsschutz nach dem
Arbeitssicherheits- und dem Arbeitsschutzgesetz sicher.

Dabei übernimmt er bundesweit insbesondere Aufgaben wie die
Betriebsärztliche Betreuung und Beratung sowie die Durchführung
arbeitsmedizinischer Vorsorge nach ArbMedVV und die Durchführung von
Eignungsuntersuchungen.

 * 

Die BG BAU

Die BG BAU engagiert sich mit wirksamen Regelungen und umfassenden
Informationen für mehr Sicherheit und Gesundheitsschutz auf den
Baustellen. Als Partner der Bauwirtschaft, verwaltet durch die
Sozialpartner, bemüht sie sich um praxisnahe und wirksame Maßnahmen,
um die Beschäftigten zu schützen. Mit Informationskampagnen
sensibilisiert sie die Branche, ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
stehen vor Ort als Partner den Unternehmen zur Seite und mit
finanziellen Anreizen werden Investitionen in den Arbeitsschutz
gefördert. 

Weitere Informationen:

www.bgbau.de

 * 

Quelle:

Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft

Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Pressestelle

Hildegardstraße 29/30, 10715 Berlin

Telefon: 030 / 30 85 781-0

E-Mail: presse@bgbau.de

Internet: www.bgbau.de
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MIKROBIOLOGIE/042: Evolutionäre Zielkonflikte können die Entwicklung von Antibiotikaresistenzen nicht verhindern (idw)

Universität zu Köln - 19.05.2020

Evolutionäre Zielkonflikte können die Entwicklung von Antibiotikaresistenzen nicht verhindern

Der Zielkonflikt zwischen Wachstum und Widerstandsfähigkeit gegen
Antibiotika kann die Resistenzentwicklung des Bakteriums E. coli zwar
verlangsamen, aber nicht verhindern / Veröffentlichung in eLife



Bakterien entwickeln bei Antibiotikagaben in unterschiedlich hohen Dosen
in jedem Fall Resistenzen. Das ist das Ergebnis einer neuen Studie von Dr.
Suman Das und Professor Dr. Joachim Krug am Institut für Biologische
Physik der Universität zu Köln, die in der Fachzeitschrift eLife unter dem
Titel "Predictable properties of fitness landscapes induced by
adaptational tradeoffs" erschienen ist. Die Studie liefert neue
Erkenntnisse, wie unterschiedliche Wirkstoffkonzentrationen die
Entwicklung von Resistenzen bei Escherichia coli (E. coli) beeinflussen,
einem Bakterium, das lebensbedrohliche Blutinfektionen verursacht.
In Reaktion auf antibiotische Wirkstoffe müssen die Bakterien sich
wiederholt genetisch anpassen. Das führt zu evolutionären Nachteilen in
anderen Bereichen. Es sind mehrere Mutationen nötig, damit Bakterien
hochresistent gegen Antibiotika werden. Das Team hatte erwartet, dass sich
bei einer Häufung dieser genetischen "Kompromisse" eine Resistenz
vermeiden ließe. Doch ein mathematisches Modell, das das Kölner Team auf
der Grundlage von Experimenten von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern der University of Edinburgh (Schottland) entwickelten,
zeigte, dass die Bakterien in jedem Fall am Ende resistente neue Stämme
herausbilden können.

Wachsende Antibiotikaresistenz ist eine der größten Herausforderungen für
das globale Gesundheitssystem. Sie kann entstehen, wenn in einem einzelnen
Bakterium eine genetische Mutation auftritt, die es ihm ermöglicht, das
Medikament zu überleben. Während anfällige Bakterien sterben, vermehrt
sich der neue, resistente Stamm. Doch dafür muss er Nachteile in Kauf
nehmen: Zum Beispiel kann eine Mutation, die es den Bakterien ermöglicht,
ein Antibiotikum zu überleben, sein Wachstum verlangsamen. Die
Wissenschaftler nahmen an, dass mehr Zielkonflikte (trade-offs) dieser Art
auf dem evolutionären Weg zur Antibiotikaresistenz es dem Bakterium
erschweren, überhaupt resistent zu werden.

"Sind die Bedingungen günstig und nur wenige Kompromisse nötig, kann die
sich entwickelnde Bakterienpopulation leicht resistent werden. Bei
ungünstigen Verhältnissen mit vielen Kompromissen erwartet man stattdessen
eher, dass sie in suboptimalen genetischen Zuständen stecken bleibt und
weniger wahrscheinlich eine hohe Resistenz entwickeln", sagt Hauptautor
Dr. Suman Das, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Kölner Institut.
Um zu überprüfen, wie unterschiedliche Antibiotikadosen die
Resistenzentwicklung bei E. coli beeinflussen, setzten Dr. Susana Direito,
Dr. Bartlomiej Waclaw und Professor Dr. Rosalind Allen von der Universität
Edinburgh in Laborexperimenten die Bakterien unterschiedlichen
Konzentrationen des Antibiotikums Ciprofloxacin aus. Sie beobachteten die
Wachstumsrate der Bakterien unter den jeweiligen Bedingungen und die dabei
auftretenden Zielkonflikte. Die Ergebnisse flossen in ein mathematisches
Modell ein, das Dr. Das auf der Grundlage dieser Daten erstellte.
Das Modell zeigte, dass die Herausbildung von Resistenz tatsächlich
schwieriger war, wenn die Bakterien mehr genetische Kompromisse eingehen
mussten. Doch das Forschungsteam konnte nicht beobachten, dass Resistenz
aufgrund dieser Hindernisse ausblieb. "Die ungünstigeren Bedingungen für
die Bakterien konnten das nicht verhindern", sagt Das. "Je mehr
Kompromisse sich abzeichneten, desto schwieriger wurde es darüber hinaus,
den evolutionären Weg der Bakterien zur Resistenz vorherzusagen."
Ihr Modell deutet jedoch auch darauf hin, dass die Bakterien ihren Weg
umkehren und wieder anfällig für Antibiotika werden könnten, wenn sie mit
geringeren Konzentrationen der Medikamente konfrontiert werden.
"Unser Modell bietet einen theoretischen Rahmen für die Beschreibung der
Entwicklung von Antibiotikaresistenzen bei stark unterschiedlichen
Arzneimittelkonzentrationen, wie sie in der Klinik oder in der Umwelt
auftreten ", fügt Koautor Professor Dr. Joachim Krug, Gruppenleiter am
Institut für Biologische Physik, hinzu. "Es könnte in Zukunft genutzt
werden, um neue Medikamente oder Behandlungspläne zu entwickeln, die die
Entstehung von Antibiotikaresistenzen verlangsamen oder sogar verhindern."


Zur Veröffentlichung:

https://elifesciences.org/articles/55155

DOI-Link: https://doi.org/10.7554/eLife.55155

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln - 19.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SPORTMEDIZIN/356: Covid-19-Folgen bei Sportlerinnen und Sportlern (idw)

Deutsche Sporthochschule Köln - 20.05.2020

Covid-19-Folgen bei Sportlerinnen und Sportlern

Neue Studie untersucht Auswirkungen einer überstandenen Covid-19-Infektion
bei Athlet*innen



Ein neues Studienprojekt des Instituts für Kreislaufforschung und
Sportmedizin der Deutschen Sporthochschule Köln untersucht die kurz- und
langfristigen Auswirkungen einer überstandenen Covid-19-Infektion auf das
kardiopulmonale System und die körperliche Leistungsfähigkeit von
Kaderathletinnen und -athleten.

In Zusammenarbeit mit dem Olympiastützpunkt NRW/Rheinland soll ab Juni im
Rahmen der sportmedizinischen Kaderuntersuchungen zur Sporttauglichkeit
routinemäßig der Covid-19-Antikörperstatus der Athletinnen und Athleten
erhoben werden. Diese Untersuchung erfolgt zum Nachweis bzw. Ausschluss
einer bereits überstandenen - also nicht mehr akuten - Infektion mit dem
neuartigen Covid-19-Virus.

Vor dem Hintergrund aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse, wonach
Covid-19 in bestimmten Fällen als eine systemische Erkrankung verläuft,
die verschiedene Organsysteme erfassen kann, werden die positiv getesteten
Sportler*innen dann in regelmäßigen Abständen hinsichtlich der Entwicklung
ihrer körperlichen Leistungsfähigkeit sowie ihres kardiopulmonalen,
metabolischen und immunologischen Status im Längsschnitt untersucht.
Hinsichtlich der pulmonalen Parameter erfolgt eine besonders
differenzierte Funktionsdiagnostik in Kooperation mit Prof. Dr. Wolfram
Windisch, Leiter der Abteilung für Pneumologie, Städtische Kliniken
Köln-Merheim.

"Wir möchten damit unserer ärztlichen Verantwortung für die von uns
betreuten Athletinnen und Athleten gerecht werden", sagt Univ.-Prof. Dr.
Hans-Georg Predel, Leiter des Instituts für Kreislaufforschung und
Sportmedizin, welches als lizenziertes Untersuchungszentrum des Deutschen
Olympischen Sportbundes (DOSB) die Kaderuntersuchungen durchführt.
"Aufgrund des speziellen Patientenkollektivs können wir gleichzeitig
wichtige wissenschaftliche Erkenntnisse über Covid-19 gewinnen, die für
die Gesamtgesellschaft relevant sind. Wir können bei Athletinnen und
Athleten, die an die Grenzen ihrer körperlichen Leistungsfähigkeit gehen,
wie durch ein Brennglas beobachten, ob und welche medizinischen Folgen bei
Covid-19 auftreten können", so der Internist und Sportmediziner.

Zum Einsatz kommen dabei unter anderem die Spiroergometrie sowie die
Echokardiographie, mit der die Belastbarkeit der Lunge und des
Herzkreislaufsystems der Athlet*innen überprüft wird. Zusätzlich zum EKG
(Elektrokardiogramm) und zur Atemtätigkeit wird die Fähigkeit der Lungen,
Sauerstoff aufzunehmen und Kohlendioxid abzuatmen, unter körperlicher
Belastung gemessen. Dabei ist die sogenannte Diffusionskapazität der
Lungen von großem Interesse, da es im Zuge einer Covid-19-Erkrankung
besonders häufig zu subtilen strukturellen und funktionellen Veränderungen
der feinen Lungenalveolen kommen kann. Ergänzend soll Hinweisen
nachgegangen werden, wonach der neuartige Coronavirus auch den Herzmuskel
befallen und schädigen kann. Ergänzt wird das umfangreiche
Untersuchungsspektrum durch Untersuchungen zum immunologischen Status der
Athlet*innen.

Derzeit werden im Institut jährlich rund 900 Sportlerinnen und Sportler
untersucht. Die Testungen sind zunächst bis zu den Olympischen
Sommerspielen in Tokio 2021 geplant.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution532

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Sporthochschule Köln - 20.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1198: Leistungen während der Ausbildungszeit müssen in die Prüfungsnoten einfließen (DEKV)

DEKV - Deutscher Evangelischer Krankenhausverband e.V. - 20. Mai 2020

Diakonie Deutschland und DEKV: 

Leistungen während der Ausbildungszeit müssen in die Prüfungsnoten einfließen



Berlin - Der Referentenentwurf einer Ausbildungs- und
Prüfungsverordnung über die Ausbildung zur Anästhesietechnischen
Assistentin und zum Anästhesietechnischen Assistenten und über die
Ausbildung zur Operationstechnischen Assistentin und zum
Operationstechnischen Assistenten ist ein wichtiger Schritt zur
bundeseinheitlichen Ausbildung und Anerkennung dieser Berufsgruppe.
"Rund 80 Prozent der evangelischen Krankenhäuser engagieren sich in
der Ausbildung von Fachkräften im Gesundheitswesen. Dabei ist es uns
ein Anliegen, unseren Mitarbeitenden eine Perspektive für eine
lebenslange berufliche Qualifizierung zu bieten. Das ist auf Grundlage
des nun vorliegenden Entwurfs, den wir sehr begrüßen, möglich. Aus
unserer Erfahrung als Ausbildungsträger heraus und mit dem Bestreben,
die Ausbildungs- und Prüfungsverfahren in den Gesundheitsberufen zu
vereinheitlichen, haben die Diakonie Deutschland und der DEKV in einer
gemeinsamen Stellungnahme Änderungen vorgeschlagen. Diese betreffen
unter anderem die Notenfindung: Wir fordern, dass die Leistungen
während der Ausbildungszeit in Form einer Vornote zu 25 Prozent in die
Endnote einfließen müssen. Dies führt zu einer umfassenderen und
gerechteren Bewertung und bildet den Ausbildungserfolg verlässlicher
ab als die Gesamtnote aus den mündlichen und praktischen
Prüfungsleistungen. Bei der Bildung dieser Noten halten wir es darüber
hinaus für wichtig, dass sie in Abstimmung zwischen den Fachprüfenden
und dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses gebildet
werden. Dadurch und durch eine einheitliche Notendefinition werden die
Prüfungsverfahren in den Gesundheitsberufen analog zur
Pflegeausbildung weiter vereinheitlicht" erklärt Christoph Radbruch,
Vorstandsvorsitzender des Deutschen Evangelischen Krankenhausverbandes
(DEKV).

Verzahnung von Theorie und Praxis fördern

Gute Praxisanleitung ist eine zentrale Voraussetzung für eine
gelingende Ausbildung. Daher danken die Diakonie Deutschland und der
DEKV dem Bundesgesundheitsministerium, dass die Anregung aus ihrer
Stellungnahme zum Referentenentwurf des Gesetzes über die Ausbildung
zur Anästhesietechnischen Assistentin und zum Anästhesietechnischen
Assistenten (ATA) und über die Ausbildung zur Operationstechnischen
Assistentin und zum Operationstechnischen Assistenten (OTA)
aufgegriffen und der Umfang der Praxisanleitung auf 15 Prozent erhöht
wurde. Der aktuelle Referentenentwurf sieht vor, dass diese
Praxisanleitung durch Personen erbracht werden kann, die berechtigt
sind, die entsprechende Berufsbezeichnung zu führen. Die Diakonie
Deutschland und der DEKV fordern, die Praxisanleitung auch auf
Pflegefachkräfte auszuweiten, die eine entsprechende Fachweiterbildung
absolviert haben. Eine Bestandsschutzregelung ist hier nicht
ausreichend. Auch bei der Praxisbegleitung müssen die Vorgaben für die
Praxisbesuche konkreter gefasst werden: Hier müssen insgesamt sechs
Besuche stattfinden: Mindestens drei sollten auf den
Orientierungseinsatz und die allgemeinen Pflichteinsätze entfallen,
zwei auf die Wahlpflichteinsätze und mindestens ein Besuch sollte
während der Gesamtzeit der Pflichteinsätze stattfinden.

Versorgungsmodelle der Krankenhäuser berücksichtigen

Der Einsatz im Nachtdienst ist wichtig, um die Auszubildenden ab dem
zweiten Ausbildungsjahr an diese besondere berufliche Situation
heranzuführen. Die Diakonie Deutschland und der DEKV begrüßen, dass
dies nur unter unmittelbarer Aufsicht stattfinden soll. Um den
Versorgungsmodellen in den verschiedenen Krankenhäusern gerecht zu
werden, fordern sie jedoch, die Vorgaben dahingehend zu erweitern,
dass der entsprechende Ausbildungsteil sowohl im Nachtdienst als auch
im Bereitschafts- oder Rufdienst stattfinden kann. So können
Auszubildende diesen Ausbildungsteil auch an den Krankenhäusern
absolvieren, deren Versorgungsmodell keine Nachtdienste vorsieht. Das
ist im Sinne der Auszubildenden, da sie sich für diese herausfordernde
Situation nicht noch zusätzlich auf ein neues und ungewohntes
Arbeitsumfeld in einem anderen Krankenhaus einstellen müssen.

"Wir begrüßen sehr, dass mit dem geplanten Gesetz ein weiterer Schritt
zur Umsetzung einer modernen und kompetenzorientierten Ausbildung
getan wird. Und wir danken dem Bundesgesundheitsministerium für eine
zügige Gesetzesinitiierung. Eine zeitnahe Verabschiedung gibt unseren
Schulen und ausbildenden Krankenhäusern ausreichend Zeit, die neue
Ausbildung bis zu ihrem Start am 1. Januar 2022 umfassend
vorzubereiten und die Neuerungen konsequent umzusetzen", betont Maria
Loheide, Vorstand Sozialpolitik Diakonie Deutschland.


Die ausführliche Stellungnahme finden Sie unter

www.dekv.de/positionen


Der Deutsche Evangelische Krankenhausverband e.V. (DEKV) 

 vertritt mit 201 evangelischen Kliniken an über 270 Standorten
jedes achte deutsche Krankenhaus. Die evangelischen Krankenhäuser
versorgen jährlich mehr als 2,5 Mio. Patientinnen und Patienten
stationär und mehr als 3 Mio. ambulant. Mit über 120.000 Beschäftigten
und einem Umsatz von 10 Mrd. ? sind sie ein wichtiger
Wirtschaftsfaktor. Der DEKV ist Branchenverband der evangelischen
Krankenhäuser und Mitglied im Evangelischen Werk für Diakonie und
Entwicklung e.V. Der DEKV setzt sich insbesondere für eine
zukunftsorientierte und innovative Krankenhauspolitik mit
Trägervielfalt, verlässliche Rahmenbedingungen für die
Krankenhausfinanzierung, eine Modernisierung der Gesundheitsberufe und
für eine zukunftsorientierte konsequente Patientenorientierung in der
Versorgung ein.

 * 

Quelle:

DEKV Deutscher Evangelischer Krankenhausverband e.V.

Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Invalidenstraße 29, 10115 Berlin

Telefon: 030 /80 19 86-0, Fax: 030 /80 19 86-22

E-Mail: office@dekv.de

Internet: www.dekv.de
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FORSCHUNG/4185: Neurowissenschaft - Hirnstruktur, die unser Verhalten steuert (idw)

Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften - 19.05.2020

Gesucht: Hirnstruktur, die unser Verhalten steuert



Probleme lösen, das eigene Handeln planen, Emotionen kontrollieren -
exekutive Funktionen sind grundlegende Prozesse, um unser Verhalten zu
steuern. Trotz zahlreicher Indizien gab es bislang keinen eindeutigen
Beleg dafür, in welchen Hirnbereichen diese Fähigkeiten verarbeitet
werden. Eine Studie am Max-Planck-Institut für Kognitions- und
Neurowissenschaften (MPI CBS) konnte nun die entscheidende Region
identifizieren - mithilfe einer einzigartigen Patientin und dem gar nicht
so seltenen dysexekutiven Syndrom.

Für unser Sozialleben und unseren Beruf müssen wir uns mit unserer Umwelt
und anderen Menschen auseinandersetzen können. Dabei helfen uns die
sogenannten exekutiven Funktionen, also die grundlegenden geistigen
Fähigkeiten, die das menschliche Denken und Handeln steuern. Dazu zählen
etwa die selektive Aufmerksamkeit, also die Fähigkeit sich auf einen Reiz
zu konzentrieren und anderes auszublenden, oder auch das
Arbeitsgedächtnis, mit dem wir Informationen behalten und manipulieren
können. Sie ermöglichen uns zudem Handlungen zu planen und in einzelne
Schritte aufzuteilen.

Einigen Personen gelingt das jedoch nicht. Sie können sich nur schwer
fokussieren, ihre Handlungen kaum zielorientiert planen und ihre Impulse
und Emotionen schlecht kontrollieren. Sie leiden am sogenannten
dysexekutiven Syndrom, ausgelöst etwa durch ein Schädel-Hirn-Trauma oder
einen Schlaganfall.

Eine der Betroffenen ist eine 56-jährige Patientin aus Leipzig. Sie hatte
mehrere Schlaganfälle erlitten, die eine strategisch sehr wichtige
Hirnregion getroffen hatten: Die sogenannte untere Kreuzungsregion (engl.
IFJ - inferior frontal junction area) im Stirnlappen der Großhirnrinde in
beiden Gehirnhälften. Durch die Verletzung gelang es ihr nicht mehr,
grundlegende psychologische Tests zu bestehen. Darunter etwa Aufgabe,
einen Rundgang durch einen Zoo unter Beachtung verschiedener Vorgaben zu
planen, oder den sogenannten Stroop-Test. Der misst, wie gut jemand
störende, unwichtige Reize ausblenden kann, um sich auf die eigentliche
Aufgabe zu konzentrieren.

Das Besondere bei der untersuchten Patientin: Die Läsion war allein auf
die untere Kreuzungsregion begrenzt, in beiden Hirnhälften gleichermaßen
(siehe Abbildung). Normalerweise verletzt ein Schlaganfall größere
Hirnbereiche oder beschränkt sich damit nicht auf ein derart definiertes
Areal. Zudem trifft er nur selten gleichzeitig die zueinander homologen
Areale auf beiden Seiten. So schwierig die Situation für die Patientin
ist, so sehr bietet sie damit der Wissenschaft eine einmalige Gelegenheit:
Sie kann die Rolle dieser Region für die exekutiven Funktionen
untersuchen.

"Aus funktionellen MRT-Untersuchungen an Gesunden wusste man bereits, dass
die untere Kreuzungsregion verstärkt aktiviert ist, wenn selektive
Aufmerksamkeit, Arbeitsgedächtnis und die anderen exekutiven Funktionen
gefordert sind. Der endgültige Beleg dafür, dass diese exekutiven
Fähigkeiten dort verortet sind, stand bislang jedoch aus", erklärt
Matthias Schroeter, Erstautor der zugrundeliegenden Studie und Leiter der
Forschungsgruppe "Kognitive Neuropsychiatrie" am MPI CBS. Einen kausalen
Beleg für solche Funktions-Anatomie-Zusammenhänge erhält man jedoch erst,
wenn die Areale tatsächlich ausgeschaltet sind - und damit die dort
eigentlich verorteten Fähigkeiten versagen. "Den haben wir jetzt mithilfe
der Patientin erbringen können."

Und nicht nur das. Neben dem klassischen Weg - einzelnen Funktionen eine
bestimmte Hirnregion anhand einer Hirnschädigung und den entsprechenden
Beeinträchtigungen zuzuordnen - gingen die Forscher auch den umgekehrten
Weg: Den "Big Data"-Weg über Datenbanken. Auf diesen Portalen liegen die
Informationen zehntausender Teilnehmer aus vielen psychologischen Tests
und den dabei aktivierten Hirnarealen vor. Mit deren Hilfe konnten die
Forscher die Beeinträchtigungen der Patientin allein aufgrund der durch
die Hirnscans ermittelten Hirnschädigung vorhersagen. Experten sprechen
hier vom symptom reading, zu Deutsch etwa Symptomlesen. Einem Verfahren,
das in Zukunft genutzt werden könnte, um gezielt eine Therapie an einzelne
Patienten und deren Hirnschädigung anzupassen, ohne sie ausführlich testen
zu müssen.

"Wenn bei Patienten etwa nach einem Unfall oder Schlaganfall die
exekutiven Funktionen ausfallen, können sie meist auch die anderen
betroffenen Fähigkeiten schlechter regenerieren, weil ihnen die Planung
dafür schwer fällt", erklärt Schroeter. "Wenn man in Zukunft anhand der
Läsionsaufnahmen und den Datenbanken noch detaillierter weiß, welche
Regionen und damit Fähigkeiten ausgefallen sind, kann man die Therapie
noch gezielter anpassen."


Originalpublikation:

Matthias L. Schroeter, Simon B. Eickhoff, and Annerose Engel

"From correlational approaches to meta-analytical symptom reading in individual
patients: Bilateral lesions in the inferior frontal junction specifically
cause dysexecutive syndrome," 

Cortex (2020)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.cbs.mpg.de/gesucht-hirnstruktur-die-unser-verhalten-steuert?c=7505 

(Zur Pressemitteilung auf der Seite des MPI CBS)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2155

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften - 19.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/4184: Zellinterne Kommunikation reguliert Langlebigkeit (idw)

Max-Planck-Institut für Biologie des Alterns - 18.05.2020

Zellinterne Kommunikation reguliert Langlebigkeit

Geförderter Informationsaustausch zwischen Lysosom und Mitochondrien



Wenn Menschen älter werden, fühlen sie sich oft schlapp und sind weniger
mobil und aktiv. Dies kann teilweise darauf zurückgeführt werden, dass die
Mitochondrien mit zunehmendem Alter an Aktivität verlieren. Tatsächlich
erfolgt dieser Funktionsverlust nicht nur bei Mitochondrien des Menschen,
sondern auch bei denen vieler anderen Spezies. Warum dieser
Funktionsverlust im Laufe der Alterung erfolgt, ist größtenteils unklar.
Wissenschaftler am Max-Planck-Institut für Biologie des Alterns in Köln
haben nun entdeckt, dass die Kommunikation zwischen den Mitochondrien und
anderen Teilen der Zelle eine Schlüsselrolle spielt.

Für ihre Studien haben sie den Fadenwurm Caenorhabditis elegans verwendet,
ein wichtiges Modellsystem für die Altersforschung. Mehr als die Hälfte
der Gene dieses Tieres ähneln denen des Menschen, und auch ihre
Mitochondrien büßen mit dem Alter immer mehr Funktionen ein. Die
Wissenschaftler haben ein Protein namens NFYB-1 identifiziert, welches
sich im Zellkern aufhält und dort Gene an- und abschaltet, die für die
Aktivität der Mitochondrien verantwortlich sind. Die Menge des NFYB-1
Proteins selbst nimmt im Laufe des Alterungsprozesses ab. Führt man in
diesen Würmern Mutationen herbei, durch die ihnen NFYB-1 fehlt,
funktionieren die Mitochondrien weniger gut und die Lebensspanne der
Würmer ist reduziert.

Überraschenderweise entdeckten die Wissenschaftler, dass NFYB-1 die
Aktivität der Mitochondrien durch das Lysosom steuert. Das Lysosom ist
ebenfalls ein Teil der Zelle; an ihm werden grundlegende Moleküle
abgebaut, um als Nährstoffe wiederverwendet zu werden. "Wir glauben, dass
das Lysosom über spezielle Fette, den sogenannten Cardiolipinen und
Ceramiden, mit den Mitochondrien kommuniziert", sagt Max-Planck-Direktor
Adam Antebi, der die Studie leitete. Bemerkenswert ist, dass die
mitochondriale Funktion und die Gesundheit der mutierten Würmer durch die
Zugabe von Cardiolipin im Futter wiederherstellt werden konnte. Da
Cardiolipine und Ceramide für menschliche Mitochondrien ebenfalls
essentiell sind, könnte ein besseres Verständnis dessen, wie diese Fette
zur Kommunikation zwischen den Zellbestandteilen beitragen, auch zu
gesunderem Altern des Menschen beisteuern. Diese Arbeit wurde kürzlich in
Nature Metabolism veröffentlicht.


Originalpublikation:

Rebecca George Tharyan, Andrea Annibal, Isabelle Schiffer, Raymond Laboy,
Ilian Atanassov, Anna Luise Weber, Birgit Gerisch and Adam Antebi

NFYB-1 regulates mitochondrial function and longevity via lysosomal
prosaposin

Nature Metabolism, May 18 2020

https://www.nature.com/articles/s42255-020-0200-2

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.age.mpg.de/

https://www.age.mpg.de/science/research-laboratories/antebi/

https://www.nature.com/articles/s42255-020-0200-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1735

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Biologie des Alterns - 18.05.2020
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AUSLAND/2602: COVID-19 in Brasilien - Alarmierende Entwicklungen in indigenen Gemeinschaften (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

COVID-19: Alarmierende Entwicklungen in indigenen Gemeinschaften




Während Bolsonaro nach wie vor von einer "kleinen Grippe"
spricht, fürchten indigene Gemeinden eine rasante Ausbreitung der
Pandemie mit schweren Folgen.

(Manaus, 18. Mai 2020, Democracy now!) - Täglich werden in Brasilien
etliche neue Fälle von COVID-19-Erkrankungen registriert. Das Land hat
die Zahlen in Italien und Spanien längst überholt und belegt in der
Rangliste der Länder mit den meisten Infizierten nun Rang zwei.


Bolsonaro spricht nach wie vor von "kleiner Grippe"

Mitte Mai trat der brasilianische Gesundheitsminister Nelson Teich
nach nur wenigen Wochen im Amt und ohne Angaben von Gründen zurück.
Berichten zufolge hatte er sich geweigert, Präsident Jair Bolsonaro
dabei zu unterstützen, für den Einsatz des Medikaments
Hydroxychloroquin zur Behandlung von COVID-19-Patienten zu werben. Die
Arznei wurde auch von Bolsonaros Verbündetem, US-Präsident Trump,
beworben. Studien zeigen jedoch, dass sie für die Behandlung von
Coronavirus-Patienten unnütz ist und tödliche Nebenwirkungen haben
kann. Erst vergangenen Monat hatte Bolsonaro seinen ehemaligen
Gesundheitsminister entlassen, weil dieser Maßnahmen zur sozialen
Distanzierung empfohlen hatte. Nach wie vor unterschätzt Bolsonaro
COVID-19 und bezeichnet die Krankheit als "kleine Grippe". Am Sonntag
nahm er an einer Kundgebung seiner Anhänger in Brasilia teil, wo er
sich unter Missachtung der Empfehlungen der Gesundheitsbehörden mit
Kindern aus der Menge fotografieren ließ. Im Gegensatz zu anderen
öffentlichen Versammlungen der letzten Zeit trug Bolsonaro während der
Demonstration am Sonntag eine Maske, um sein Gesicht zu bedecken.


Unzureichende medizinische Versorgung in indigenen

Gemeinden

Einer aktuellen Studie zufolge gibt es derzeit mehr als 400
COVID-19-Erkrankungen und 90 Todesfälle unter den indigenen Völkern
Brasiliens. Die Zahlen bestätigen Befürchtungen, die Krankheit könne
sich sehr schnell in Gemeinden ausbreiten, in denen Zugang zu
medizinischer Versorgung schwierig ist, so Vanderlecia Ortega dos
Santos, Krankenschwester in einer indigenen Gemeinde außerhalb der
Stadt Manaus, bei der Beerdigung des Gemeindevorstehers Messias
Kokama. Dieser hatte sich mit COVID-19 angesteckt und war daraufhin
verstorben. "Hier träumen wir immer noch von einer qualitativ
hochwertigen Bildung und Gesundheitsversorgung, weil wir noch keine
Unterstützung erhalten haben. Kokamas Tod steht auch stellvertretend
für das, was den Indigenen fehlt, die in der Stadt leben: die
medizinische Versorgung."


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/covid-19-alarmierende-entwicklungen-in-indigenen-gemeinschaften/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 
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poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.
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AUSLAND/2601: Jemen - Ärzte ohne Grenzen warnt vor Covid-19-Katastrophe in Aden (ÄoG)

Ärzte ohne Grenzen - 22. Mai 2020

Jemen: Ärzte ohne Grenzen warnt vor Covid-19-Katastrophe in Aden



Die Vereinten Nationen und die Geberstaaten müssen dringend mehr zur
Bekämpfung der Covid-19-Pandemie im Jemen tun. Alarmierend hohe
Sterblichkeitsraten im Covid-19-Behandlungszentrum in Aden deuten auf
eine größere Katastrophe hin, die sich im Süden des Landes abspielt,
warnt die internationale Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen.

Das Covid-19-Behandlungszentrum, das Ärzte ohne Grenzen in Aden
betreibt, ist das einzige im gesamten Südjemen. Vom 30. April bis zum
17. Mai wurden dort 173 Patienten aufgenommen, von denen 68 gestorben
sind. Viele kommen bereits in kritischem Zustand an.

"Was wir in unserem Behandlungszentrum sehen, ist nur die Spitze des
Eisbergs, was die Zahl der Infizierten und Sterbenden in der Stadt
angeht", sagt Caroline Seguin, die Projekte von Ärzte ohne Grenzen im
Jemen leitet. "Die Menschen kommen zu spät zu uns, um sie zu retten,
und wir wissen, dass viel mehr Menschen überhaupt nicht mehr kommen:
Sie sterben einfach zu Hause. Es ist eine herzzerreißende Situation."

Dass viele Menschen zu Hause sterben, zeigen die Statistiken der
Regierung über Bestattungen, aus denen hervorgeht, dass in der
vergangenen Woche am Tag 80 Menschen in der Stadt starben, während es
vor dem Ausbruch noch zehn am Tag waren. Ein weiterer Hinweis darauf,
wie weit sich die Krankheit ausgebreitet hat, ist die Zahl der
medizinischen Fachkräfte, die Ärzte ohne Grenzen in der
Covid-19-Einrichtung behandelt, und die vielen Erkrankten beim eigenen
Personal.

"Die Vereinten Nationen und die Geberstaaten müssen mehr tun, und zwar
dringend, nicht nur für Aden, sondern für den gesamten Jemen", sagt
Seguin. "Das Gesundheitspersonal muss bezahlt und die für seine
Sicherheit notwendige Schutzausrüstung organisiert werden. Das Land
braucht dringend mehr Sauerstoffkonzentratoren, um Patienten beim
Atmen zu helfen. Die örtlichen Behörden müssen alles in ihrer Macht
Stehende tun, um die Arbeit internationaler Organisationen wie Ärzte
ohne Grenzen zu erleichtern, indem sie den Zugang zu medizinischem
Material und die Einreise von internationalem Personal zur Verstärkung
der Teams vor Ort sicherstellen", fordert Seguin.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 22. Mai 2020

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de
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POLITIK/2084: Corona-Prämie für Pflegende weiter denken (Lebenshilfe NRW)

Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen e.V. - 20. Mai 2020

Corona-Prämie für Pflegende weiter denken!



Hürth - Lebenshilfe NRW fordert Fachkräfte in den besonderen
Wohnformen bei Corona-Prämie zu berücksichtigen. Sie leisten derzeit
ebenfalls herausragende Arbeit.

Die Corona-Prämie für Pflegende in der Altenhilfe ist auf dem Weg.
Nach einem entsprechenden Beschluss übernimmt die Pflegeversicherung
zwei Drittel der Zahlungen, ein Drittel wird von Ländern und
Arbeitgebern beigesteuert. Nun haben sich die ersten Länder bereit
erklärt, ihren Anteil zu leisten. Dies nimmt die Lebenshilfe NRW zum
Anlass, nochmals an die Fachkräfte in den besonderen Wohnformen
(Wohnstätten) für Menschen mit Behinderung zu erinnern.

Diese Fachkräfte, die Menschen mit Behinderung unterstützen und
körpernahe Pflege leisten, sind in gleicher Weise herausgefordert:
neben der unmittelbaren Pflege und Unterstützung, begleiten sie
Menschen mit Behinderung, die zur Risikogruppe gehören und weder die
Bedrohungen durch das Coronavirus noch die geforderten Hygieneregeln
alleine bewältigen können. Daher sollten nicht nur in den Ländern
Regelungen getroffen werden, mit denen diese Fachkräfte bei der Corona
Prämie berücksichtigt werden, sondern bundeseinheitliche
Rahmenbedingungen vereinbart werden. Hierbei sollte NRW vorangehen.

"Wir haben in den vergangenen Wochen erlebt, dass Fachkräfte in den
besonderen Wohnformen[1] herausragende Arbeit für die dort lebenden
Menschen mit Behinderung geleistet haben. Alleine in den Einrichtungen
des Landesverbandes habe ich erlebt, dass die Fachkräfte sich über
alle Maßen zugunsten der Menschen, die sie täglich begleiten,
engagiert haben. Diese in der Eingliederungshilfe tätigen Fachkräfte
haben daher ebenso eine Corona-Prämie für diese schwere Arbeit
verdient, wie die Kollegen aus den Alten- und Pflegeeinrichtungen. Die
NRW-Landesregierung hat bereits zugesagt, sich an einer Prämie für die
Angestellten der Alten- und Pflegeeinrichtungen zu beteiligen. Wir
appellieren daher an NRW-Arbeitsminister Karl-Josef Laumann und die
Abgeordneten des Landtages Nordrhein-Westfalen, sich im Bund dafür
einzusetzen, dass mindestens auch Fachkräfte aus den besonderen
Wohnformen mit einer bundesweiten Corona-Prämie bedacht werden. Sollte
das nicht gelingen, muss Nordrhein-Westfalen Vorbild für weitere
Bundesländer sein und selbst eine Corona-Prämie für diese Fachkräfte
auflegen", sagt Bärbel Brüning, Landesgeschäftsführerin der
Lebenshilfe NRW.


[1] Seit dem 1. Januar 2020 werden die ehemals stationäre
Wohneinrichtungen für Menschen mit Behinderung nach den Vorgaben des
Bundesteilhabegesetzes als besondere Wohnformen bezeichnet.

Die 76 nordrhein-westfälischen Orts- und Kreisvereinigungen der
Lebenshilfe mit rund 21.000 Mitgliedern sind Träger oder Mitträger von
zahlreichen Diensten, Einrichtungen und Angeboten für Menschen mit
einer geistigen Behinderung. Sie alle sind Mitglieder im
nordrhein-westfälischen Landesverband, des Lebenshilfe
Nordrhein-Westfalen e.V. In Frühförderstellen, (meist integrativen)
Kindergärten und Krippen, Schulen und Tagesförderstätten, Werkstätten,
Fortbildungs- und Beratungsstellen, Sport-, Spiel- und
Freizeitprojekten, Wohnstätten und Wohngruppen sowie
Familienentlastenden Diensten werden Kinder, Jugendliche und
Erwachsene mit Behinderung gefördert, betreut und begleitet.

Hauptamtliche und ehrenamtliche Mitarbeiter*innen der Lebenshilfe sind
mit diesen Aufgaben betraut. Angehörige von Menschen mit Behinderung
können sich in Elterngruppen austauschen, Menschen mit Behinderung
selbst arbeiten immer stärker in den Vorständen und anderen Gremien
der Lebenshilfe mit. Die 76 nordrhein-westfälischen Lebenshilfen sind
in der Beratung, Fortbildung und Konzeptentwicklung tätig und
vertreten die Interessen von Menschen mit Behinderung und ihrer
Familien gegenüber den Ländern bzw. der Bundespolitik.

Die Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen e.V. verfügt über vier
Tochtergesellschaften. Die Lebenshilfe Wohnen NRW gGmbH und die
Lebenshilfe Wohnverbund NRW gGmbH bieten ambulante und stationäre
Wohnangebote sowie Beratung für Menschen mit Behinderung in
ausgewählten Regionen Nordrhein-Westfalens an. Fort- und Weiterbildung
von Menschen mit Behinderung sowie hauptamtlichen Mitarbeitern*innen
der Eingliederungshilfe, Familienbildung und Freiwilligendienste
werden über die Lebenshilfe Bildung NRW gGmbH angeboten. In Hürth
betreibt der Landesverband das Lebenshilfe Berufskolleg NRW gGmbH zur
Ausbildung von Sozialassistenzen und Heilerziehungspflegern.

 * 

Quelle:

Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen e.V.

Pressmitteilung vom 20. Mai 2020

Abtstraße 21, 50354 Hürth

Telefon: 02233 932 45-00, Fax: 2233 932 45-10

E-Mail: landesverband@lebenshilfe-nrw.de
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POLITIK/2083: Infektionsschutz muss ein dauerhafter Schwerpunkt der EU-Kommission werden (BVMed)

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 22. Mai 2020

EU-Ratspräsidentschaft | BVMed schlägt vier dauerhafte Maßnahmen zur Infektionsprävention vor



Berlin | Infektionsprävention muss künftig eine dauerhafte
gesundheitspolitische Priorität werden und sollte auch ein
Schwerpunktthema auf der Agenda der deutschen EU-Ratspräsidentschaft
sein. Das fordert der BVMed-Fachbereich "Nosokomiale Infektionen"
(FBNI) in einem Positionspapier mit dem Titel "Infektionen vermeiden -
Bewusst handeln". "Ein Großteil der behandlungsassoziierten
Infektionen ist vermeidbar, vor allem durch bessere Hygiene. Wir
brauchen klare Zielvorgaben und Maßnahmenpläne, um den Grundsatz
'Prävention geht vor Behandlung' mit Leben zu füllen", so
BVMed-Geschäftsführer Dr. Marc-Pierre Möll. Der BVMed fordert unter
anderem, sich auf europäischer Ebene das Ziel zu setzen, in den
nächsten fünf Jahren 20 Prozent der nosokomialen Infektionen zu
vermeiden und diese Zahl auch mit einem jährlichen Bericht zu
monitoren. Das BVMed-Papier kann unter www.bvmed.de/positionen
abgerufen werden.

Die COVID-19-Pandemie macht deutlich, wie notwendig ein effektiver
Infektionsschutz ist. Das strikte Einhalten von grundsätzlichen
Präventionsmaßnahmen schützt vor der Verbreitung von Infektionen und
damit Leben. "Diese Erfahrungen mit der COVID-19-Pandemie werden das
Bewusstsein der Menschen für die Notwendigkeit guter
Infektionsprävention und Hygiene erhöhen. Menschen werden vermehrt auf
Hygiene achten - im privaten und im professionellen Umfeld", so der
BVMed.

Dies gilt auch für den Bereich behandlungsassoziierte oder auch
"nosokomiale" Infektionen. Die häufigsten Folgen sind
Lungenentzündung, Harnwegs- und Wundinfektionen oder sogar Sepsis
(Blutvergiftung). Etwa ein Drittel der Bakterien, die diese
Infektionen verursachen, sind gegen Antibiotika resistent. Für die
Betroffenen bedeutet dies viel persönliches Leid, aber auch die
Gesundheitssysteme werden unnötig und immens belastet.

Unter dem Motto "Jeder Mensch hat das Recht auf Schutz vor
nosokomialen Infektionen" schlägt der BVMed vier Maßnahmen vor, um
einen patientenorientierten besseren Infektionsschutz zu erreichen:


	Infektionsschutz muss ein dauerhafter Schwerpunkt der EU-Kommission werden - über die Corona-Krise und die deutsche EU-Ratspräsidentschaft hinaus.

	Hohe Hygienestandards und effektiver Infektionsschutz setzen ausreichende Ressourcen voraus. Neben dem vermehrtem Einsatz gut aus- und regelmäßig weitergebildeten Personals gehören dazu auch spezifische Medizinprodukte.

	Repräsentative Daten zu nosokomialen Infektionen müssen zukünftig jährlich für medizinische Einrichtungen in der EU beim European Centre for Disease Prevention and Control (ECDC) gesammelt, ausgewertet und veröffentlicht werden.

	Ziel muss es sein, durch die Umsetzung verbindlicher Hygieneregeln nosokomiale Infektionen in den nächsten fünf Jahren um 20 Prozent zu reduzieren.




BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung 70/20, 22. Mai 2020
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STELLUNGNAHME/281: Patientendaten-Schutzgesetz - Betriebsärzte fordern Zugang zu Patientendaten (DGAUM)

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 19. Mai 2020

Ohne Zugang zur elektronischen Patientenakte keine Versorgung durch Betriebsärzte



München, 19. Mai 2020 - Die medizinische Versorgung durch
Betriebsärzte ist ohne deren Zugang zur elektronischen Patientenakte
nicht möglich. Darauf macht die Deutsche Gesellschaft für
Arbeitsmedizin und Umweltmedizin (DGAUM) im Vorfeld zur geplanten
Anhörung am 27. Mai zum sogenannten Patientendaten-Schutzgesetz (PDSG)
im Gesundheitsausschuss des Bundestages aufmerksam. Mit dem "Gesetz
zum Schutz elektronischer Patientendaten in der
Telematikinfrastruktur" und dem dort vorgesehenen Konzept zur
verbindlichen Einführung einer elektronischen Patientenakte bestehen
für die DGAUM erstmals realistische Möglichkeiten, medizinische
Prävention fächer- und sektorenübergreifend zu denken und zu
organisieren. Dies ermöglicht eine effizientere Gestaltung der
Schnittstelle zwischen kurativer Medizin und präventiver
Arbeitsmedizin. Betriebsärzte erheben kontinuierlich und oft über
Jahrzehnte hinweg gesundheitsrelevante Daten von Beschäftigten, die im
Falle einer Erkrankung von großer Relevanz für die Therapeuten sein
können. Die DGAUM verweist deshalb in ihrer Stellungnahme auf folgende
Punkte:

• Die DGAUM begrüßt die im aktuellen Entwurf zum
Patientendaten-Schutzgesetz (PDSG) vorgesehenen Änderungsvorschläge,
insbesondere die Tatsache, dass nunmehr auch Betriebsärzte (d.s. FA
Arbeitsmedizin sowie FA mit Zusatzbezeichnung Betriebsmedizin)
vollumfänglich einen Zugriff auf die elektronische Patientenakte (ePA)
haben sollen, wenn diese nach § 352, Abs. 1 an der Versorgung der
Versicherten teilhaben bzw. in deren Behandlung eingebunden sind.

• Ungelöste Probleme sind derzeit die Fragen nach der technischen
Anbindung der Betriebsärzte an die noch zu etablierende
Telematik-Infrastruktur zur Nutzung der ePA sowie die Erstattung der
damit verbundenen Kosten. Im derzeitigen Gesetzentwurf ist für die
Verarbeitung der Daten vorgesehen, dass die Vertragsärzte eine
zusätzliche Vergütung erhalten, genauso wie die Krankenhäuser und die
Apotheken. Gedacht ist diese Vergütung für die Unterstützung der
Versicherten bei der Nutzung ihrer elektronischen Patientenakte und
der Speicherung arzneimittelbezogener Daten. Betriebsärzte sollen
dagegen kein Geld erhalten und ihre Leistung unentgeltlich erbringen.

• Für die DGAUM ist daher nicht verständlich, warum im
Gesetzentwurf die Betriebsärzte bei den vorbenannten Themen noch in
keiner Weise berücksichtigt sind, wenn es doch seit der Verabschiedung
des sog. Präventionsgesetzes im Jahr 2015 ungeteilter Konsens in
unserer Gesellschaft ist, die Schnittstelle zwischen
arbeitsmedizinischer und vertragsärztlicher Versorgung nachhaltig zu
verbessern. Ein adäquater Informations- und Datenaustausch zwischen
Betriebs- und Vertragsärzten dürfte dabei zwingend erforderlich sein.
Dies ist ebenfalls im Sinne von vielen Beschäftigten, Versicherten und
Patienten, wenn es gilt, in deren Interessen medizinisch indizierte
Vorsorgemaßnahmen am Arbeitsplatz mit dem Diagnosegeschehen und daraus
ggf. resultierenden Therapien im ambulanten bzw. stationären Setting
effizient abzustimmen und miteinander zu verbinden. Schließlich
erheben Betriebsärzte kontinuierlich und oft über Jahrzehnte hinweg
gesundheitsrelevante Daten von Beschäftigten (u.a. Laborwerte,
Immunstatus, konstitutionelle Merkmale, Lungenfunktionswerte, EKG,
Audiogramme, Sehtests), die im Falle einer Erkrankung von großer
Relevanz für die Therapeuten sein können.

• Wie relevant die Fragen sowohl nach einer technischen Anbindung
der Betriebsärzte und die Erstattung der damit verbundenen Kosten an
die neue Telematik-Infrastruktur als auch nach einer angemessenen
Vergütung für die mit der ePA einhergehenden kontinuierlichen
Datenverarbeitung durch Betriebsärzte sind, beweisen aktuell die
Vertragsverhandlungen der DGAUM mit einigen Unternehmen der
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) zur Regelung von
Schutzimpfungen durch Betriebsärzte am Arbeitsplatz. Viele
Krankenkassen wollen, dass Betriebsärzte eine Dokumentation des
Impfgeschehens entsprechend dem Infektionsschutzgesetz leisten. Dies
bedeutet, dass Betriebsärzte verpflichtet sind, in der
Impfdokumentation auf das zweckmäßige Verhalten bei ungewöhnlichen
Impfreaktionen hinzuweisen und über notwendige Folge- und
Auffrischungsimpfungen mit Terminvorschlägen zu informieren.

• Der DGAUM ist eine ausreichende und den Anforderungen des
Infektionsschutzgesetzes genügende Impfdokumentation wichtig.
Allerdings ist mit Nachdruck darauf hinzuweisen, dass für die
praktische Durchführung der Impfdokumentation durch Betriebsärzte
derzeit noch eine eklatante Regelungs-Lücke besteht. Im Rahmen der
Gesetzgebung zum PDSG könnte man diese schließen, indem verbindliche
Regelungen für die adäquate Einbindung der Betriebsärzte in die
Telematikinfrastruktur und deren angemessene Berücksichtigung beim
Zugriff auf die ePA sowie für die Kostenerstattung der damit
verbundenen Dokumentationsarbeiten in der ePA geschaffen werden.

• Die DGAUM als wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft
vertritt satzungsgemäß das Fachgebiet Arbeitsmedizin in Forschung,
Wissenschaft und qualitätsgesicherter Versorgung. Deshalb ist sie sehr
gerne bereit, zusammen mit dem Spitzenverband der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV-SV) ein Verhandlungsmandat wahrzunehmen, um
sowohl Lösungswege zu einer sachgerechten technischen Anbindung der
Betriebsärzte an die Telematik-Infrastruktur zur Nutzung der ePA zu
erarbeiten als auch damit verbundene Kostenerstattungs- und
Vergütungsfragen zu klären. Voraussetzung wäre allerdings ein
entsprechend zu formulierender gesetzlicher Auftrag.


Die vollständige Stellungnahme der DGAUM finden Sie unter:
 
 www.dgaum.de/kommunikation/stellungnahmen/


Die DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und
der klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute fast 1.200
Mitglieder an, die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
arbeiten, vor allem Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer
Berufsgruppen wie etwa Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler. Die Mitglieder der Fachgesellschaft engagieren sich
nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so bereits bestehende
Konzepte für die Prävention, die Diagnostik und Therapie
kontinuierlich zu verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und
medizinische Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der
Schnittstelle von Individuum und Unternehmen. Darüber hinaus beraten
die Mitglieder der DGAUM alle Akteure, die ihren Beitrag zu der
medizinischen Versorgung leisten und auf Fachwissen aus der
betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der arbeits- und
umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der Bes
chäftigungsfähigkeit fördernden Rehabilitation sowie aus dem
versicherungsmedizinischen Kontext angewiesen sind. Weitere
Informationen unter 

www.dgaum.de
 *

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.

Pressemitteilung vom 19. Mai 2020
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HERZ/1257: Gerinnungsstörungen bei Covid-19 - Herzkranke dürfen Blutverdünner auf keinen Fall absetzen (idw)

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 18.05.2020

Gerinnungsstörungen bei Covid-19: Herzkranke dürfen Blutverdünner auf keinen Fall absetzen!

Deutsche Herzstiftung mahnt Herzpatienten zur Einnahme ihrer
Gerinnungshemmer für die Infarkt-Prophylaxe. Klinikärzte sind auf
Management von Gerinnungsstörungen bei Covid-19-Erkrankten vorbereitet



In medizinischen Fachkreisen und den Medien häufen sich Berichte über
Störungen des Gerinnungssystems bei Patienten mit einer
Covid-19-Erkrankung. Mediziner sehen gar einen Zusammenhang zwischen den
Gerinnungsstörungen und schwerwiegenden Verläufen der Covid-19-Erkrankung
mit Komplikationen wie tiefen Beinvenenthrombosen und Lungenembolien bis
hin zum Tod. Als Ursache hierfür wird eine übermäßige Aktivierung der
Gerinnungsfaktoren ("Hyperkoagulabilität") und der Blutplättchen mit einer
erhöhten Neigung zur Thrombenbildung in den Gefäßen vermutet. "Besonders
Patienten mit Herzleiden, die mit einer erhöhten Gefahr für Embolien und
Infarkte einhergehen und deshalb dauerhaft mit Gerinnungshemmern, den
'Blutverdünnern', behandelt werden, sind derzeit extrem verunsichert",
berichtet der Kardiologe PD Dr. med. Gerian Grönefeld vom
Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen Herzstiftung

(www.herzstiftung.de).

Millionen von Herzpatienten bedürfen langfristig einer Thromboseprophylaxe
mit Gerinnungshemmern wie den sogenannten oralen Antikoagulanzien
(Marcumar/Falithrom, oder die neuen DOAKs(*)). Dies betrifft insbesondere
Herzkranke mit der häufigsten Herzrhythmusstörung Vorhofflimmern sowie
Patienten mit einer künstlichen Herzklappe. Auch Patienten nach
Herzinfarkt müssen ihre Plättchenhemmer wie ASS, Clopidogrel sowie
Prasugrel und Ticagrelor weiter zuverlässig und ununterbrochen einnehmen.
"Für diese Patienten besteht aktuell kein Grund zur Besorgnis. Kliniken,
die Covid-19-Patienten versorgen, sind in aller Regel auf solche erhöhten
Gerinnungsaktivitäten und damit verbundene medizinische Vorkehrungen zur
Verminderung von Embolierisiken vorbereitet", versichert der Chefarzt der
I. Medizinischen Abteilung Kardiologie der Asklepios Klinik Barmbek. Mit
besonderer Aufmerksamkeit bedacht werden von den Medizinern auch die mit
Gerinnungshemmern verbundenen Blutungsrisiken. "Besonders diese Patienten
mit Gerinnungshemmern sollten weiterhin auf die konsequente Einnahme ihrer
Medikamente für die Thromboseprophylaxe achten."

Bei Covid-19-Erkrankung: Ärzte und Klinik über Blutverdünner-Einnahme informieren

Im Fall einer Infektion mit dem Coronavirus sollten Patienten ihren Arzt
und die Klinikärzte über die bestehende Thromboseprophylaxe unbedingt
informieren, um somit eine unerwünschte Doppelbehandlung mit
Gerinnungshemmern zu vermeiden. Die Herzstiftung empfiehlt hier den
Notfallausweis für Herzpatienten, in den wichtige Angaben zur
Herzerkrankung und den Medikamenten eingetragen werden können. Der
Notfallausweis kann kostenfrei unter www.herzstiftung.de/notfallausweis
oder per Telefon unter 069 955128-400 bestellt werden.
Intensiv- und Notfallmediziner forderten jüngst in einer Erklärung der
Deutschen Gesellschaft für Internistische Intensivmedizin und
Notfallmedizin (DGIIN), dass eine Thromboseprophylaxe und Blutverdünnung -
abhängig vom Risikoprofil des Patienten - eine stärkere Rolle in der
Behandlung von Covid-19-Patienten spielen müssen.

Übermäßige Gerinnbarkeit des Blutes als Entzündungsreaktion

Experten schätzen, dass rund 20 Prozent der Covid-19-Patienten als
Begleiterkrankung schwere Gerinnungsstörungen mit der Folge venöser
Thromboembolien aufweisen. Solche Gefäßverschlüsse sind bei
Covid-19-Fällen aufgetreten, die einen schweren oder tödlichen
Krankheitsverlauf hatten. Die Gefäßverschlüsse können zu
lebensgefährlichen Komplikationen wie Herzinfarkt, Schlaganfall und
Lungenembolie führen. Den Grund für die häufige Thrombosebildung bei
Covid-19-Patienten vermuten Mediziner in einer übermäßigen Gerinnbarkeit
des Blutes, der Hyperkoagulation, die sie auf eine Entzündungsreaktion im
Zuge der Covid-19-Erkrankung zurückführen. Eine italienische Analyse von
Studien aus China (F. Violi et al., Thrombosis and Haemostasis 2020) ergab
bei Laborwerten von Covid-19-Patienten einen Anstieg des Proteins D-Dimer,
das gebildet wird, wenn sich in den Blutgefäßen Gerinnsel gebildet haben
und bei der körpereigenen Auflösung von Blutgerinnseln entstehen. Auch in
einer Obduktionsstudie von Hamburger Forschern am Universitätsklinikum
Hamburg-Eppendorf (UKE) auf Basis von Autopsien von an Covid-19
Verstorbenen wurde bei der Mehrheit der Fälle eine Beinvenenthrombose oder
Lungenembolie festgestellt (Wichmann D. et al., Annals of Internal
Medicine 2020).

In Corona-Zeiten wichtig: Mit Bewegung und gesunder Ernährung das Herz fit halten

In Zeiten der Corona-Krise ist ein gesunder Lebensstil mit gesunder
Ernährung und möglichst regelmäßiger Bewegung für Herzpatienten besonders
wichtig, um so auch das Risiko für einen schweren Verlauf der Erkrankung
zu verringern. Die Herzstiftung und Herzspezialisten empfehlen
Herzpatienten deshalb Laufen oder Radfahren an der frischen Luft und
Gymnastik zu Hause, z. B. mit Übungen in Trainingsvideos aus dem Internet,
vom Sportverein oder der Herzsportgruppe. Die körperliche Aktivität tut
nicht nur der Seele gut, sondern hilft dabei, die Durchblutung und
Gefäßelastizität zu fördern und sein Herz fit zu halten.


(*) DOAKs: Direkte orale Antikoagulanzien


Quellen:

F. Violi et al., Hypercoagulation and Antithrombotic Treatment in
Coronavirus 2019: A New Challenge. Thrombosis and Haemostasis 2020

online erschienen am 29.4.2020

DOI https://doi.org/10.1055/s-0040-1710317

Wichmann D. 

Autopsy Findings and Venous Thromboembolism in Patients With COVID-19 - A Prospective Cohort Study

Annals of Internal Medicine, 6th May 2020

https://doi.org/10.7326/M20-2003 /

https://www.acpjournals.org/doi/10.7326/M20-2003

Service für Herzpatienten: 

Der Notfallausweis der Herzstiftung kann
kostenfrei angefordert werden unter www.herzstiftung.de/notfallausweis
oder per Tel. unter 069 955128400 und per E-Mail unter
bestellung@herzstiftung.de (Stichwort: Notfallausweis).

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de/notfallausweis

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79949

PM_DHS_Gerinnungsstörungen-Covid-19_Blutverünnereinnahme_2020-05-18_Final

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 18.05.2020
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LEBER/273: Weitere genetische Ursache für die nicht-alkoholische Fettleber entdeckt (idw)

Deutsches Zentrum für Diabetesforschung - 19.05.2020

Eine weitere genetische Ursache für die nicht-alkoholische Fettleber entdeckt



In Deutschland leiden etwa 18 Millionen Menschen an einer
nicht-alkoholischen Fettleber. Die Ursachen dieser Erkrankung sind vielfältig
und schließen neben Umwelt- auch genetische Faktoren ein. Forschende des
DZD haben jetzt neue Gene entdeckt, die bei der Entstehung einer Fettleber
eine Rolle spielen. Die Gene IRGM, Ifgga2 und Ifgga4 sorgen bei Menschen
bzw. bei Mäusen für die Produktion regulatorischer Proteine der Familie
der immun-assoziierten GTPasen, die einer Fettansammlung in der Leber
entgegenwirken. Eine genetische Veränderung führt jedoch dazu, dass
weniger dieser Proteine gebildet werden. Die Ergebnisse wurden jetzt im
'Journal of Hepatology' veröffentlicht.

Die nicht-alkoholische Fettleber (nonalcoholic fatty liver disease, NAFLD)
ist in Europa und den USA die häufigste Ursache für chronische
Lebererkrankungen. In Europa leiden etwa 20-30 Prozent der Bevölkerung
daran. NAFLD ist oft mit weiteren Erkrankungen verbunden wie Adipositas,
Typ-2-Diabetes, Bluthochdruck (arterielle Hypertonie) und einer
Fettstoffwechselstörung (Dyslipidämie). Neben einem ungesunden Lebensstil
mit einer fett- und zuckerreichen Ernährung sowie Bewegungsmangel ist auch
eine genetische Veranlagung für die Entstehung dieser Lebererkrankung
verantwortlich. NAFLD ist eine komplexe Erkrankung, für die es nicht nur
ein Krankheitsgen gibt. Vielmehr spielen die Interaktionen verschiedener
Gene sowie epigenetische(*) Faktoren eine Rolle. Forschende haben jetzt eine
neue Genfamilie entdeckt, die eine wichtige Rolle bei der Vermeidung der
Fettleberentstehung spielt. Diese Gene sorgen bei Menschen und Mäusen für
die Produktion regulatorischer Proteine der Familie der immun-assoziierten
GTPasen, die einer Fettansammlung in der Leber entgegenwirken. Liegt
jedoch eine genetische Veränderung vor, werden weniger Proteine gebildet.
Untersuchungen zeigen, dass die Leber von Patienten mit NAFLD und Mäusen
mit Fettleber deutlich geringere Mengen dieser Proteine aufweist. Die
jetzt im 'Journal of Hepatology' veröffentlichte Studie führte ein
Forscherteam des Deutschen Instituts für Ernährungsforschung
Potsdam-Rehbrücke (DIfE), des Deutschen Diabetes-Zentrums (DDZ) und des Helmholtz
Zentrums München durch - alle Partner des Deutschen Zentrums für
Diabetesforschung (DZD).

Neue Gene identifiziert

Mithilfe von molekularen Markern und statistischen Methoden (QTL-Analyse,
Quantitative Trait Locus) können in Mausstämmen Gene identifiziert werden,
die komplexe menschliche Krankheiten verursachen. So entdeckte das
Forscherteam einen Bereich auf dem Mauschromosom 18, der mit veränderten
Fettmengen der Leber in Verbindung gebracht wurde. Werden die Gene Ifgga2
und Ifgga4 abgelesen, entstehen Proteine der Familie der
immun-assoziierten GTPasen - in der Maus das Protein IFGGA2 und IFGGA4 und im
Menschen das Protein IRGM. Diese Proteine erhöhen eine bestimmte Form des
Fettabbaus und wirken so der Entstehung einer Fettleber entgegen.

Bei Menschen aber auch bei Mäusen mit einer Fettleber werden die Gene
jedoch deutlich weniger abgelesen. Ursache dafür ist bei Mäusen eine
kleine genetische Veränderung. "Aufgrund des Verlusts nur einer Base in
einer Gensequenz, die das Ablesen eines bestimmten Gens verstärkt, werden
die beiden verwandten Proteine IFGGA2 und IFGGA4 kaum noch in Leberzellen
von Mäusen produziert, die anfällig für eine Fettleber sind", erklärt
Professorin Annette Schürmann, Leiterin der Abteilung Experimentelle
Diabetologie am Deutschen Institut für Ernährungsforschung
Potsdam-Rehbrücke (DIfE) und Sprecherin des Deutschen Zentrums für
Diabetesforschung (DZD). Auch Patienten mit NAFLD weisen deutlich
geringere Mengen des entsprechenden Proteins (IRGM) auf. Dadurch kann der
Fettgehalt in der Leber um das 3- bis 4-fache steigen.

Proteine steigern spezifischen Abbau von Fett in der Leber (Lipophagie)

Funktionelle Untersuchungen haben gezeigt, dass eine Überproduktion der
immun-assoziierten GTPasen in Leberzellen oder in der Leber der Maus deren
Fettgehalt deutlich reduzierte. "Grund dafür ist die Induktion einer
besonderen Form der Autophagie, die spezifisch für den Abbau von Fetten
ist und deshalb Lipophagie genannt wird", erläutert Dr. Wenke Jonas, die
gemeinsam mit Prof. Schürmann die Studie geleitet hat. Autophagie ist eine
Art zellulärer Entsorgungs- und Recycling-Prozess, über den zelleigene
Bestandteile abgebaut werden. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
haben beobachtet, dass nach Aufnahme von Fettsäuren in Leberzellen die
immun-assoziierten GTPasen zu den Fetttropfen wandern. Dort binden sie an
ein Enzym des Fettabbaus (Adipozyten-Triglycerid-Lipase) und sorgen dafür,
dass ein zentrales Protein der Autophagie (LC3B), an den Fetttropfen
bindet. Durch die Autophagie von Lipidtröpfchen wird die Menge an Fetten
reduziert und so die Entstehung einer Fettleber verhindert.

Dass die immun-assoziierten GTPasen die Fettmenge in der Leber
beeinflussen, konnten die Forschenden auch durch die beiden folgenden
Untersuchungen zeigen: Hemmten sie die Synthese der Proteine, speicherten
Mäuse mehr Fett in den Leberzellen. Wurde dagegen die Produktion der
Proteine in Leberzellen erhöht, lagerten diese deutlich weniger Fett ein.

"Durch unsere Arbeiten wurden weitere wichtige Gene identifiziert, die
eine Fettlebererkrankung bedingen. Zudem vertiefen die Studien-Ergebnisse
unser Verständnis darüber, welche zellulären Prozesse stimuliert werden
müssen, um einer Fettleber entgegen zu wirken", fasst Schürmann zusammen.
"Unser nächstes Ziel ist es nun zu klären, durch welche Maßnahmen - wie
Diäten oder bestimmte Medikamente - sich die Menge der immun-assoziierten
GTPasen erhöhen lässt, um so die Fettspeicherung in der Leber zu
vermindern."


(*) Die Epigenetik erforscht jene Eigenschaften von Genen, die nicht durch
die DNA-Sequenz selbst, sondern durch deren Ablesebereitschaft in
Erscheinung treten. Epigenetische Informationen werden durch Methylgruppen
oder andere Biomoleküle vermittelt, die wie chemische Schlösser den Zugang
zu bestimmten DNA-Sequenzen verwehren oder freigeben und so deren
Aktivierbarkeit kontrollieren. Welcher epigenetische Code sich bei einem
Menschen etabliert und ob er sich im Laufe des Lebens verändert, bestimmen
neben körpereigenen Signalstoffen u.a. auch Ernährungsgewohnheiten und
weitere Aspekte der Lebensführung.


Originalpublikation:

Schwerbel, K. et al: 

Immunity-related GTPase induces lipophagy to prevent
excess hepatic lipid accumulation. Journal of Hepatology (2020)

DOI: https://doi.org/10.1016/j.jhep.2020.04.031

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1604

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Diabetesforschung - 19.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1433: Dem Coronavirus auf der Spur - Potsdamer Immunologen entwickeln Antikörper gegen SARS-CoV-2 (idw)

Universität Potsdam - 20.05.2020

Dem Coronavirus auf der Spur - Potsdamer Immunologen entwickeln Antikörper gegen SARS-CoV-2



Am Forschungsstandort Potsdam Science Park in Golm arbeiten derzeit die
Wissenschaftler Frank Sellrie und Jörg Schenk von der Arbeitsgruppe
Immuntechnologie der UP Transfer GmbH an der Universität Potsdam an einem
Projekt zur Generierung monoklonaler Antikörper gegen das Coronavirus
SARS-CoV-2.

Am Forschungsstandort Potsdam Science Park in Golm arbeiten derzeit die
Wissenschaftler Frank Sellrie und Jörg Schenk von der Arbeitsgruppe
Immuntechnologie der UP Transfer GmbH an der Universität Potsdam an einem
Projekt zur Generierung monoklonaler Antikörper gegen das Coronavirus
SARS-CoV-2. Dieses Forschungsprojekt wird seit Mai 2020 vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung im Rahmen des Förderaufrufs
zur Erforschung von COVID-19 gefördert.

Die beiden Wissenschaftler sind keine Unbekannten auf dem Gebiet der
Antikörperforschung. In einem aktuell laufenden Projekt beschäftigen Sie
sich mit Untersuchungen zur Entwicklung von Mers-CoV Antikörpern, einem
2012 erstmals identifizierten Virus aus der Familie der Coronaviren. Daher
war es naheliegend, dass sie sich mit ihren Erfahrungen sofort der
aktuellen Corona-Pandemie zuwenden. Sellrie und Schenk kooperieren eng mit
dem Institut für Virologie der Charité - Universitätsmedizin Berlin und
der Fassisi GmbH in Göttingen - einer Firma für innovative
Schnelltestdiagnostik. Inhaltlich und räumlich werden die Wissenschaftler
dabei vom Golmer Institut für Bioanalytik und Bioprozesse des
Fraunhofer-Instituts für Zelltherapie und Immunologie IZI-BB unterstützt.

Die Entwicklung monoklonaler Antikörper ist in der Regel ein langwieriger
Prozess, der im neuen Projekt durch die Expertise der beiden Potsdamer
Immunologen beschleunigt werden soll. Der Bedarf an SARS-CoV-2 bindenden
Antikörpern zum schnellen und sicheren Nachweis der Infektion ist aktuell
sehr hoch, damit rechtzeitig Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie
eingeleitet werden können. Die bisher im Labormaßstab verfügbaren
Antikörper von SARS-CoV-1 oder anderen Fledermaus-Coronaviren müssen auf
die speziellen Eigenschaften des aktuellen SARS-CoV-2 spezifisch angepasst
werden.

Bereits die ersten generierten Antikörper zeigen eine sehr gute
Nachweisselektivität für SARS-CoV-2, auch bestätigt durch Untersuchungen
des Kooperationspartners Charité.

Auf diesen Ergebnissen soll aufgebaut werden, um mit Hilfe der neuartigen
Antikörper eine sichere und schnelle Diagnostik von COVID-19 zu entwickeln
und diese als günstige und einfache Alternative oder Ergänzung zur RT-PCR
Analytik zu etablieren. Projektleiter Frank Sellrie ist optimistisch: "Wir
hoffen, dass bereits zur befürchteten zweiten Pandemiewelle im Herbst ein
entsprechender Schnelltest zur Verfügung steht."

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.up-transfer.de

https://www.up-transfer.de/forschung-entwicklung/life-sciences/immuntechnologie/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution156

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Potsdam - 20.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/813: Kostenfreies Online-Portal - Gefährlichen Stürzen vorbeugen (ZQP)

Zentrum für Qualität in der Pflege - 18. Mai 2020

Gefährlichen Stürzen vorbeugen



Berlin - Das Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) informiert auf
seinem Portal www.pflege-praevention.de, wie Angehörige dabei helfen
können, das Sturzrisiko älterer pflegebedürftiger Menschen zu
verringern.

Mit zunehmendem Alter und Gebrechlichkeit steigt die
Wahrscheinlichkeit zu stürzen: Das gilt besonders für ältere Menschen,
die auf pflegerische Hilfe angewiesen sind. Statistisch gesehen stürzt
jede zehnte durch ambulante Pflegedienste versorgte pflegebedürftige
Person einmal innerhalb von 14 Tagen. Ein Sturz kann Verletzungen wie
Schürfwunden, Prellungen und Knochenbrüche nach sich ziehen. In der
Folge leiden die Menschen zum Beispiel längere Zeit an Schmerzen, sind
verunsichert und drohen dadurch noch mehr auf die Hilfe anderer
angewiesen zu sein.

"Gangunsicherheit und Sturzerfahrungen können schnell zum Teufelskreis
werden: Aus Angst zu stürzen, bewegt man sich weniger und verzichtet
vielleicht auf Spaziergänge, Besorgungen oder soziale Aktivitäten.
Neben anderen negativen Auswirkungen kann das auch dazu führen, dass
wichtige Fähigkeiten wie Muskelkraft und Gleichgewichtssinn schneller
nachlassen und die Gefahr zu stürzen dadurch weiter steigt", erklärt
Daniela Sulmann, Pflegeexpertin des ZQP.

Welche Risikofaktoren - wie Muskel, Seh- oder Blasenschwäche sowie die
Einnahme bestimmter Medikamente - Stürze bei pflegebedürftigen
Personen begünstigen und wie man ihnen gezielt vorbeugen kann,
erfahren Ratsuchende auf dem ZQP-Internetportal
www.pflege-praevention.de kostenlos. Die gute Nachricht lautet
nämlich: Die Wahrscheinlichkeit zu fallen, kann oft verringert werden.

Gerade gangunsichere Menschen sollten sich möglichst regelmäßig
bewegen, um Kraft, Beweglichkeit, Koordination und Gleichgewicht zu
trainieren. Dazu holt man am besten fachlichen Rat ein, zum Beispiel
bei der Physiotherapie. Ein gemeinsam mit den Fachleuten erstellter
detaillierter Bewegungsplan kann hierbei nützlich sein. Darin werden
die täglichen Bewegungen und Übungen genau aufgelistet. Zudem können
Bewegungsangebote wie Herzkreislauf-Training oder Sitzgymnastik der
Krankenkasse oder der Gemeinde genutzt werden. Auch der gemeinsame
Spaziergang fördert die Bewegung im Alltag. Außerdem ist es wichtig,
die pflegebedürftige Person dabei zu unterstützen, möglichst viel
selbst zu tun, etwa beim Anziehen oder bei der Körperpflege. Dadurch
können nicht nur die Selbstständigkeit gefördert, sondern auch der
Bewegungsradius im Alltag länger erhalten werden. Sulmann betont aber
auch, dass Bewegung immer freiwillig stattfinden muss: "Menschen mit
Pflegebedarf zu motivieren, ist wichtig. Sie unter Druck zu setzen
oder gar zu zwingen, darf dabei nicht sein."

Ebenfalls spricht sich die ZQP-Expertin gegen Bettgitter oder
Bettgurte aus, die teilweise als vermeintlicher Sturzschutz eingesetzt
werden: "Solche freiheitseinschränkenden Maßnahmen gefährden die
Sicherheit eher zusätzlich - zum Beispiel, wenn Pflegebedürftige sich
im Gitter einklemmen oder darüber aus dem Bett stürzen. Hinzu kommt:
Wird die Bewegung mit solchen Maßnahmen längerfristig eingeschränkt,
drohen die körperlichen Fähigkeiten weiter zu schwinden. Dann steigt
das Sturzrisiko."

Neben ausreichender Bewegung spielt auch die Gestaltung der eigenen
vier Wände eine wichtige Rolle bei der Sturzprävention. "Stolperfallen
wie Teppichkanten und Kabel sollten beseitigt werden. Haltegriffe oder
Handläufe an den Wänden können zusätzliche Sicherheit geben", so
Sulmann. Wird ein Rollator oder Rollstuhl in der Wohnung genutzt,
sollte dafür genügend Platz geschaffen werden. Denn Stellen, die mit
einem Hilfsmittel nur schwer zu passieren sind, erhöhen ebenfalls die
Unfallgefahr. Zusätzlich können gute Lichterverhältnisse, festes
Schuhwerk sowie gutsitzende Kleidung zu einem möglichst sicheren Gang
beitragen.

Nicht zuletzt kann auch die Medikation Einfluss auf das Sturzrisiko
haben. Denn unter anderem akuter Harndrang, Verwirrung oder
Tagesmüdigkeit können sich als Nebenwirkungen von Medikamenten negativ
auf die Gangsicherheit auswirken. "Holen Sie daher umgehend ärztlichen
Rat ein, wenn Sie solche Symptome bei der pflegebedürftigen Person
beobachten", empfiehlt Sulmann.


Mehr zum Thema Sturz sowie zu anderen Präventionsthemen in der Pflege
erfahren Sie auf dem kosten- und werbefreien Online-Portal
www.pflege-praevention.de von der gemeinnützigen Stiftung Zentrum für
Qualität in der Pflege.

 * 

Die Stiftung Zentrum für Qualität in der Pflege ist Kooperationspartner
in der Allianz für Menschen mit Demenz.

 * 

Quelle:

Zentrum für Qualität in der Pflege

Pressemitteilung vom 18. Mai 2020

Reinhardthöfe

Reinhardtstraße 45, 10117 Berlin

E-Mail: info@zqp.de

Telefon: 030 27 59 395 0, Telefax: 030 27 59 395 20

Internet: http://www.zqp.de
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PSYCHOLOGIE/214: Infektionsschutzgesetz nicht für Verschlechterung der Psychotherapie für Kinder missbrauchen (idw)

Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs) - 20.05.2020

Infektionsschutzgesetz darf nicht für Verschlechterung der Psychotherapie für Kinder missbraucht werden



Das Infektionsschutzgesetz wird missbraucht, um Einzelinteressen zu
sichern! Die mit dem neuen Psychotherapeutengesetz von 2019 erhöhten
Standards für die Ausbildung von Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten sollen nun für Hochschulen für angewandte Wissenschaften
ausgesetzt werden, angeblich um die psychotherapeutische Versorgung von
Kindern und Jugendlichen zu sichern. Dabei sind bereits genügend
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten im Bereich Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapie approbiert. Die Deutsche Gesellschaft für
Psychologie und der Fakultätentag Psychologie fordern Gesundheitsminister
Jens Spahn auf, diese Ausnahmeregelung umgehend wieder aufzuheben.

Der Gesetzgeber hat am 8. November 2019 ein international wegweisendes und
innovatives Gesetz zur Reform der Psychotherapieausbildung verabschiedet.
An der Ausarbeitung dieses lang ausgehandelten Gesetzes waren alle
wichtigen Akteure in Wissenschaft, Gesundheitssystem und Politik über
einen mehrjährigen demokratischen Prozess beteiligt. Nun wird dieses
Gesetz in einer Nacht-und-Nebel-Aktion unter Ausnutzung des
Infektionsschutzgesetzes torpediert und es werden wichtige Eckpfeiler im
Bereich der Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapie außer Kraft gesetzt.
Ein zentraler Aspekt des reformierten Gesetzes war die Verankerung der
Ausbildung von Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeutinnen- und
therapeuten an Universitäten. In dem am 14. Mai 2020 vom Bundestag
beschlossenen Infektionsschutzgesetz, Artikel 19, soll es nun Hochschulen
für angewandte Wissenschaften (HAW) ermöglicht werden, das Inkrafttreten
der mit dem neuen Gesetz verbundenen hohen Ausbildungsstandards zu umgehen
- für weitere sechs Jahre. Sie dürfen weiterhin die Ausbildung in
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie anbieten, obwohl gerade die
Qualitätsstandards dieser HAWs seit Jahren Anlass für Kritik waren und die
Novellierung des Psychotherapeutengesetzes notwendig gemacht hatten.

Versorgung ist bereits mehr als gesichert

Die Ausnahmeregelung für HAWs wird damit begründet, dass die
psychotherapeutische Versorgung von Kindern und Jugendlichen
sichergestellt werden müsse. Ein Blick in die aktuellen Zahlen der
jährlichen Approbationen für Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie zeigt
jedoch, dass hier keine Not besteht. Der Bedarf an approbierten Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -therapeuten wird aktuell
deutlich mehr als erfüllt. So dokumentiert das Institut für Medizinische
und Pharmazeutische Prüfungsfragen (IMPP), dass in den letzten zwei Jahren
z.B. in Niedersachen 39% der Approbationen für den Kinder- und
Jugendbereich erteilt wurden. Als angemessen werden aufgrund der
Altersstruktur in Deutschland 20% erachtet. Auch in absoluten Zahlen wird
deutlich, dass doppelt so viele Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -therapeuten approbiert werden wie
Kassensitze vorhanden sind. Es entsteht der Eindruck, dass hier die
Partikularinteressen einzelner HAWs bedient werden sollen, die seit
längerem gegen die universitäre Verankerung der Psychotherapieausbildung
agieren.

Gerade Kinder brauchen gut ausgebildete Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten

Eine der wichtigsten Errungenschaften des im November 2019 verabschiedeten
Gesetzes zur Reform der Psychotherapieausbildung war, dass mit dem neuen
Gesetz nun endlich die Ausbildung in Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapie auf das gleiche universitäre Ausbildungsniveau
wie die Ausbildung in Psychotherapie mit Erwachsenen angehoben wurde.
Kinder sind eine besonders vulnerable Gruppe. Behandlungen, die bei ihnen
zur Anwendung kommen, müssen wirksam und sicher sein und von nach höchsten
Standards ausgebildetem Personal umgesetzt werden! Dies gilt nicht nur für
somatische, sondern auch für psychische Störungen. Nur die konsequente
Ausbildung an Universitäten kann das wissenschaftliche und fachliche
Niveau sowie die dafür notwendige Grundlagen- und Interventionsforschung
sicherstellen. "Es darf nicht sein, dass es wieder Kinder sind, bei denen
die Qualitätsstandards gesenkt werden und die somit zum Spielball von
Partikularinteressen werden," sagt Prof. Silvia Schneider von der
Deutschen Gesellschaft für Psychologie (DGPs), die sich jahrelang für eine
wissenschaftlich fundierte Ausbildung im Bereich der Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapie engagiert hat. Die Deutsche Gesellschaft für
Psychologie und der Fakultätentag Psychologie fordern daher
Gesundheitsminister Jens Spahn auf, diese Ausnahmeregelung umgehend wieder
aufzuheben.


Über die DGPs:

Die Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs e.V.) ist eine Vereinigung
der in Forschung und Lehre tätigen Psychologinnen und Psychologen. Die
über 4700 Mitglieder erforschen das Erleben und Verhalten des Menschen.
Sie publizieren, lehren und beziehen Stellung in der Welt der
Universitäten, in der Forschung, der Politik und im Alltag.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution599

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs) - 20.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/9416: Aus aller Welt - 25.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Corona-Krise: USA verhängen Einreisestopp aus Brasilien

Die US-Regierung hat angesichts des Ausmaßes der Corona-Infektionen
in Brasilien weitgehende Einreisebeschränkungen für Menschen aus dem
südamerikanischen Land erlassen. Durch die Maßnahme sollen neue
Infektionen in den USA verhindert werden, erklärte die Sprecherin von
Präsident Donald Trump, Kayleigh McEnany. Nach Angaben der
US-Universität Johns Hopkins sind derzeit rund 350.000 Brasilianer
mit dem Coronavirus infiziert. In dem bevölkerungsreichsten Land
Lateinamerikas wurden mehr als 22.600 Todesopfer gezählt. In den USA
gibt es über 1,6 Millionen bekannte Infektionen und knapp 100.000
Todesfälle.

25. Mai 2020
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JUSTIZ/9416: Kriminalität und Rechtsprechung - 25.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



45 Festnahmen nach Schlägerei in Nürnberg

Bei einer Massenschlägerei in Nürnberg sind am Sonntagmorgen 30
Menschen leicht verletzt worden. Bis zu 300 Personen mit
Tuning-Fahrzeugen hatten sich an der Steintribüne am Zeppelinfeld
eingefunden und lautstark gefeiert. Als die Polizei mit einem
Großaufgebot anrückte und mit Kontrollen begann, kam es dann zu der
Schlägerei. 45 Personen im Alter von 16 bis 26 Jahren, die nicht zur
Tuning-Szene gehören sollen, wurden festgenommen. Die Hintergründe
der Auseinandersetzung sind noch unklar.

25. Mai 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9413: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 25.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Russische und syrische Marine üben Sicherung von Tartus

Russische und syrische Marineeinheiten haben ein gemeinsames Manöver
zum Schutz des Hafens von Tartus absolviert. Nach Angaben des Leiters
der russischen Marinebasis in Tartus, Wjatscheslaw Rodionow, wurden
alle Übungsziele erreicht. An der taktischen Übung beteiligten sich
moderne Schnell- und Minenräumboote sowie russische Kampftaucher.

25. Mai 2020
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POLITIK/9415: Aus Parlament und Gesellschaft - 25.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Habeck: Debatte über Corona-Lockerungen setzt falsches Signal

Die Grünen kritisieren die Pläne zur Aufhebung der
Corona-Beschränkungen in Thüringen. Den Vorstoß von Ministerpräsident
Bodo Ramelow (Linke) halte er für verfrüht, weil die jüngsten
Lockerungen noch nicht ausgewertet seien, sagte Parteichef Robert
Habeck. Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt appellierte an die
Bundesländer, ihre Regeln zum Schutz vor dem neuartigen Coronavirus
immer wieder zu überprüfen und falls nötig anzupassen.

25. Mai 2020
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SONSTIGES/9413: Tragisches und Kurioses - 25.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Beim Wespenvertreiben mehrere tausend Euro Schaden verursacht

Im nordrhein-westfälischen Engelskirchen-Schellenbach mußte die
Feuerwehr einen brennenden Wintergarten löschen. Ein 32jähriger
wollte Wespen am Nestbau auf seinem Grundstück hindern, indem er den
Sprühstrahl einer Dose mit Bremsreiniger mit einem Feuerzeug
anzündete. Der Feuerstoß entzündete sofort eine Plastikfolie und die
Holzvertäfelung des nachbarlichen Wintergartens, der durch den Brand
erheblich beschädigt wurde. Die Nachbarn, ein Ehepaar von 78 und 81
Jahren, atmeten zudem Rauch ein und mußten sich im Krankenhaus
untersuchen lassen.

25. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8498: Aus Forschung und Technik - 25.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Start der ersten chinesischen Marssonde rückt näher

Im Juli will China seine erste Marsmission namens Tianwen 1 starten.
Wie die staatliche Unternehmensgruppe China Aerospace Science and
Technology Corporation (CASC) mitteilte, soll eine Sonde auf eine
Umlaufbahn um den Roten Planeten gebracht werden und ein Landegerät
mit einem Rover auf der Oberfläche aufsetzen. Die Mission dient unter
anderem der wissenschaftlichen Erforschung der Topographie und
geologischen Zusammensetzung des Mars sowie der Suche nach
Erzlagerstätten. Acht Monate wird der Flug zu unserem 55 Millionen
Kilometer entfernten Nachbarplaneten dauern.

25. Mai 2020
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AUSLAND/8512: Aus aller Welt - 25.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Frankreich verbindet Corona-Hilfen mit Auflagen

Frankreichs Regierung verknüpft ihre Subventionen für die
Autohersteller des Landes mit strengen Auflagen. Einzelheiten dazu
will Präsident Emmanuel Macron am Dienstag verkünden, wie
Wirtschafts- und Finanzminister Bruno Le Maire am Vortag in einem
Interview des TV-Senders BFM berichtete. Unter anderem wird sich
Renault verpflichten müssen, sich an der Allianz für elektrische
Batterien als Aktionär zu beteiligen. Renault und der zweite große
Hersteller PSA müssen zusagen, ihre neuen Fahrzeuge in Frankreich zu
produzieren, damit es dort, so Le Maire, insbesondere bei
Hybridfahrzeugen, Elektrofahrzeugen und eines Tages
Wasserstoffahrzeugen eine technologisch fortschrittliche Produktion
gibt. Die Regierung hat wegen der Corona-Krise laut Le Maire bislang
450 Milliarden Euro an Staatshilfen für Bürger und Wirtschaft
freigesetzt. Der Betrag entspricht 20 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts. Weitere Hilfspakete sollen folgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8465: Medizin und Gesundheitswesen - 25.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Spahn plant nationale Reserve an medizinischer Schutzausrüstung

Während der Lockdown in Deutschland langsam gelockert wird, plant
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) laut Deutschem Ärzteblatt
den Aufbau einer dauerhaften nationalen Reserve an medizinischer
Schutzausrüstung, die die Sicherheit für mehrere Monate gewährleisten
und Engpässe wie im Februar und März verhindern soll. Damals waren
selbst für das medizinische Personal nicht genügend Masken und
Handschuhe vorhanden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8500: Kriminalität und Rechtsprechung - 25.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Tückischer Angriff auf Polizeibeamte in Frankfurt

In der Nacht auf Sonntag habe Polizeibeamte in Frankfurt am Main bei
einer Personengruppe auf Höhe des Eisernen Stegs, einer
Fußgängerbrücke über den Fluß, die Einhaltung der Corona-Verordnung
überprüft. Dabei schlug unmittelbar neben einer 25jährigen Beamtin
ein rund 20 Kilogramm schwerer Blumenkübel auf das Pflaster. Sie
selbst blieb unverletzt. Augenzeugenberichten zufolge hatte ein Mann
den tönernen Topf aus rund sechs bis sieben Meter Höhe gezielt von
der Brücke fallen lassen, wie die Polizei am Sonntagnachmittag
berichtete. Dem Sprecher zufolge besteht der Verdacht, daß es sich
bei dem Vorgang um ein versuchtes Tötungsdelikt handelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8422: Sprache, Kunst und Medium - 25.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Tag des offenen Denkmals beschränkt sich auf digitale Führungen

Das erste Mal in seiner Geschichte findet der Tag des offenen Denkmals
im Corona-Pandemie-Jahr 2020 nur digital statt. Das teilte mit
Bedauern die Deutsche Stiftung Denkmalschutz als Koordinatorin in Bonn
mit.

Während in den Jahren zuvor oft Zehntausende Besucher die Gelegenheit
wahrnahmen, bei Deutschlands größtem Kulturevent für die Denkmalpflege
sich historische Bauten und Kunstwerke anzusehen, die sonst für die
Öffentlichkeit unzugänglich sind, hatte die Stiftung die
Denkmaleigentümer diesmal dazu aufrufen müssen, die in ihrer Obhut
befindlichen Denkmale kontaktfrei und digital zu präsentieren, wie WDR
Kultur berichtete.

Der Tag des offenen Denkmals findet jeweils am 13. September statt. Im
vergangenen Jahr beteiligten sich mehr als 2500 Städte mit ihren
Sehenswürdigkeiten. Besucht wurden diese von rund 3,5 Millionen
Interessierten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8489: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 25.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Kabul läßt rund hundert Taliban-Kämpfer frei

Die afghanischen Streitkräfte und die Taliban-Milizen wollen ihre
seit Sonntag ruhenden Kampfhandlungen frühestens Mittwoch wieder
aufnehmen. Am Montag hielt noch die von beiden Seiten zum Ende des
Fastenmonats Ramadan ausgerufene Waffenruhe. Die Regierung hat
unterdessen mit der Umsetzung der Zusage von Präsident Ghani
begonnen, bis zu 2000 Kriegsgefangene freizulassen. Die ersten rund
hundert Kämpfer aus dem Gefängnis in Bagram kamen auf freien Fuß.
Solange die Waffenruhe hält, sollen jeden weiteren Tag 100 folgen,
wie ein Sprecher des Nationalen Sicherheitsrates AFP sagte. Im
Februar hatten die Taliban mit der US-Regierung unter anderem
vereinbart, daß Friedensverhandlungen aufgenommen würden, sobald die
US-Truppen das Land verlassen haben und die Regierung in Kabul bis zu
5000 Gefangene freigelassen hat. Die Taliban wollten ihrerseits 1000
Soldaten und Polizisten aus der Gefangenschaft entlassen. Vor der
dreitägigen Waffenruhe waren bereits rund 1000 Taliban und 300
Sicherheitskräfte der Regierung freigekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8503: Aus Parlament und Gesellschaft - 25.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Maas für Führungsrolle der EU beim Kampf um Multilateralismus

Zum Auftakt der auf zwei Tage angelegten Videokonferenz der Leiter
der deutschen Auslandsvertretungen hat Bundesaußenminister Heiko Maas
am Montag für mehr europäische Eigenständigkeit beim Schutz
strategisch wichtiger Branchen wie der Bereiche Gesundheit, Energie,
Informationstechnik, Ernährung, Logistik und Rohstoffe insbesondere
Seltene Erden plädiert. Die Abhängigkeit Europas vom Ausland ist dort
dringend zu verringern, wie die Corona-Krise zeigt. Maas betonte,
alles, was man in dieser ersten, wirklich weltumspannenden Krise
unseres Jahrhunderts tun könne, könne man nur europäisch leisten. Man
müsse in allen EU-Mitgliedstaaten europäische Interessen als
nationale Interessen begreifen und umgekehrt. Im Rahmen der
internationalen Zusammenarbeit und des Kampfes um Multilateralismus
des 21. Jahrhunderts müsse Europa eine Führungsrolle einnehmen, weil
es sonst niemand tue.

Der an der Botschafterkonferenz teilnehmende EU-Außenbeauftragte
Josep Borrell bedauerte, die Coronavirus-Pandemie sei die erste große
Krise seit Jahrzehnten, in der die USA die internationale Reaktion
nicht anführten. Wohin man blicke, sähe man zunehmende Rivalitäten
vor allem zwischen den USA und China. Borrell erwartet, daß das 21.
Jahrhundert ein asiatisches Jahrhundert werden könnte. Er mahnte,
Europa solle sich nicht dem Druck beugen, sich für die USA oder China
zu entscheiden. Die EU sollte ihren eigenen Interessen und Werten
folgen und vermeiden, von der einen oder anderen Seite
instrumentalisiert zu werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8472: Tragisches und Kurioses - 25.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Bau eines Schutzzauns gegen Wildschweine verzögert sich

Im Landkreis Vorpommern-Greifswald sind die Bauarbeiten für einen
Schutzzaun gegen die Afrikanische Schweinepest bei Pomellen ins
Stocken geraten.

Dem Infrastrukturministerium zufolge könne wegen der Corona-Pandemie
wichtiges Zubehör nicht aus China geliefert werden, wie NDR 1 Radio MV
berichtete.

Der aus einem festem Stacheldraht-Geflecht bestehende Spezialzaun soll
verhindern, daß Wildschweine die Afrikanische Schweinepest von Polen
nach Mecklenburg-Vorpommern einschleppen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8501: Arbeit, Soziales und Familie - 25.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Zahl der Unfälle und Verkehrstoten im März extrem niedrig

Im März sind im Straßenverkehr so wenige Menschen umgekommen, wie
seit Beginn der Aufzeichnungen vor rund 30 Jahren nicht. Das
Statistische Bundesamt meldete als vorläufige Zahl 158 Verkehrstote
gegenüber durchschnittlich mehr als 200 im Monat in anderen Jahren.
Die Zahl der Unfälle ging im Vergleich zum Vorjahresmonat um 23
Prozent auf 166.000 zurück. Die Zahl der Verletzten sank sogar um 27
Prozent auf rund 20.400. Die Statistiker führen die Entwicklung auf
das geringe Verkehrsaufkommen in Folge der Coronavirus-Pandemie
zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8476: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 25.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Schwerer Sturm in Western Australia

Australien ist von einem gewaltigen Sturm heimgesucht worden, der an
der Küste des Bundesstaates Western Australia nzz.ch zufolge eine
Schneise der Verwüstung hinterlassen hat. Tausende von Häuser wurden
von der Stromversorgung abgeschnitten, Dächer wurden abgedeckt und
Bäume umgerissen. Mit Windgeschwindigkeiten von bis zu 126 Kilometern
pro Stunde tobte der Sturm am heftigsten am Kap Leeuwin im Südwesten
des Bundesstaates. Stellenweise sorgten die starken Windböen für
Sandstürme.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8489: Märkte und Finanzen - 25.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Bericht über Einigung von Bayer mit Klägern in den USA

Der Leverkusener Pharma- und Agrarchemiekonzern Bayer soll in den USA
bei den Vergleichsverhandlungen im Zusammenhang mit dem Herbizid
Glyphosat vorangekommen sein. Die Nachrichtenagentur Bloomberg
berichtete am Montag unter Berufung auf Verhandlungsbeteiligte, es
bestünden mündliche Vereinbarungen mit bis zu 85.000 von insgesamt
125.000 Klägern. Demnach ist Bayer zu Zahlungen von jeweils einigen
tausend bis einigen Millionen Dollar bereit. Die an den Sammelklagen
beteiligten Anwälte verpflichten sich im Gegenzug, im Zusammenhang
mit Glyphosat keine neuen Mandante zu übernehmen und auch nicht um
neue Klienten zu werben. Bayer darf seinen glyphosathaltigen
Unkrautvernichter Roundup in den USA weiterhin ohne Warnhinweise für
den Einsatz in Gärten und auf Farmen verkaufen. Dem Bericht zufolge
wird der deutsche Konzern die Einzelheiten voraussichtlich im Juni
bekanntgeben, wenn der Aufsichtsrat den Vereinbarungen zugestimmt
hat. Bayer hatte den amerikanischen Saatgut- und Agrochemiekonzern
Monsanto mitsamt der Glyphosat-Problematik vor rund zwei Jahren für
63 Milliarden US-Dollar übernommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8499: Aus Forschung und Technik - 25.05.2020 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp-Probleme unter iOS

Gegenwärtig klagen nicht wenige iPhone-Besitzer über Probleme mit dem
beliebten Messenger-Dienst WhatsApp. Sie können plötzlich die App
nicht mehr öffnen. Statt dessen erhalten sie laut futurezone.de die
Fehlermeldung "Diese App wird nicht mehr mit dir geteilt" angezeigt.
Zugleich erscheint ein Hinweis darauf, den Messenger im App Store
kaufen zu müssen, wenn sie weiter verwendet werden soll. Wählt der
Nutzer dann den dazu angebotenen Button "Im App Store zeigen", wird
er zu seiner App geleitet und steht vor dem gleichen WhatsApp-Problem
wie zuvor. Glücklicherweise betrifft die WhatsApp-Störung nicht alle
Nutzer, sondern nur jene, die WhatsApp in der Version 2.20.52 unter
iOS verwendet. Für Android-Nutzer scheinen dagegen keine derartigen
WhatsApp-Probleme zu bestehen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/316: Massereiche Scheibengalaxien entstanden außergewöhnlich früh in der kosmischen Geschichte (idw)

Max-Planck-Institut für Astronomie - 20.05.2020

Sie werden so schnell groß: Massereiche Scheibengalaxien entstanden
außergewöhnlich früh in der kosmischen Geschichte



Frühere Modelle der kosmischen Evolution gingen davon aus, dass
Scheibengalaxien wie unsere Milchstraße ihre große Masse relativ spät in
der 13,8 Milliarden Jahre langen Geschichte unseres Kosmos erreichten.
Doch jetzt haben Astronomen unter der Leitung von Marcel Neeleman vom MPIA
mit Hilfe des ALMA-Observatoriums eine Scheibengalaxie gefunden, die
bereits vor rund 12 Milliarden Jahre eine große Masse erreicht hatte. Das
unterstützt neuere Computersimulationen, die auf die Rolle eines
schnellen, "kalten" Modus der Galaxienentstehung hingewiesen hatten. Die
Ergebnisse wurden in der Fachzeitschrift Nature veröffentlicht.




[image: Bild: © NRAO/AUI/NSF, S. Dagnello]

Künstlerische Darstellung der Wolfe-Scheibe, einer massereichen
rotierenden Scheibengalaxie im frühen, staubigen Universum. Die
Galaxie wurde ursprünglich entdeckt, als ALMA das Licht eines weiter
entfernten Quasars (oben links) untersuchte.

Bild: © NRAO/AUI/NSF, S. Dagnello



Kurz nach dem Urknall war das Universum gleichförmig und strukturlos -
eine Suppe aus Elementarteilchen. Wie sich in den darauffolgenden 13,8
Milliarden Jahren die reiche Vielfalt an Strukturen in unserem Kosmos
gebildet hat, mit einer großen Vielzahl von Galaxien und ihren unzähligen
Sternen, ist eine der grundlegenden Fragen der modernen Kosmologie. Nun
hat eine Entdeckung einer Gruppe unter der Leitung von Marcel Neeleman
(Max-Planck-Institut für Astronomie) ein wichtiges neues Puzzlestück
gefunden: Die Astronomen entdeckten eine Scheibengalaxie ähnlich unserer
Heimatgalaxie, der Milchstraße, die bereits 1,5 Milliarden Jahre nach dem
Urknall die beträchtliche Masse von 70 Milliarden Sonnenmassen erreicht
hatte. Damals war das Universum lediglich 10% so alt wie heute.

Die Entdeckung liefert ein wichtiges Argument für eine aktuelle Diskussion
über die Entstehung von Galaxien, die zwei grundlegend verschiedene
Mechanismen berücksichtigt hatte: ein "Hot Mode"-Szenario, bei dem heißes
Gas lange abkühlen muss, um letztlich eine Scheibe zu bilden, und das
neuere "Cold Mode Accretion"-Szenario, bei dem kühles Gas auf eine neu
entstandene Galaxie geleitet wird, so deutlich schneller eine Scheibe
entstehen kann. Nur 1,5 Milliarden Jahre eine ausgeprägte, massivereiche
Scheibe zu finden, zeigt, dass der kalte Entstehungsmodus eine wichtige
Rolle bei der Galaxienentstehung spiel. In dieselbe Richtung hatten vorher
bereits Computersimulationen wie die Auriga- und die TNG50-Simulation
gewiesen.

Die Entstehung der kosmischen Vielfalt

Unseren modernen kosmologischen Modellen zufolge begann das für uns
beobachtbare Universum vor 13,8 Milliarden Jahren mit der heißen, dichten
Urknallphase, als ein nahezu perfekt homogenes Plasma aus Elektronen und
Protonen. Selbst nachdem sich dieses Plasma soweit abgekühlt hatte, dass
sich Atome bilden konnten, hatte es überall so gut wie die gleiche Dichte.
Eine zentrale Aufgabe der Astrophysik ist es, zu erklären, wie aus diesem
weitgehend strukturlosen Anfang der vielfältige Kosmos entstand, den wir
heute um uns herum sehen, mit seinen Galaxien, Sternen und Planeten.

Den besten verfügbaren Simulationen zufolge besitzt die heutige
großräumige Struktur des Weltalls als "Rückgrat" ein Netzwerk aus so
genannter dunkler Materie, die Licht per Definition weder aussendet noch
absorbiert und daher unsichtbar bleibt. Winzige Dichteschwankungen der
dunklen Materie kurz nach dem Urknall prägen sich über Milliarden von
Jahren hinweg immer stärker aus - wo bereits etwas mehr dunkle Materie
vorhanden ist, ist die Gravitationsanziehung etwas stärker, so dass
zusätzliche dunkle Materie eingezogen wird. Das Ergebnis ist ein
gigantisches kosmisches Netzwerk aus Fäden und Knoten (mit größerer
Dichte), die riesige Hohlräume (nämlich Bereiche mit geringerer Dichte)
umgeben.

Der Masse nach macht dunkle Materie rund 85 % der gesamten Materie im
Universum aus. Auf Atome wie jene, aus denen Sterne, Planeten, aber
beispielsweise auch unsere eigenen Körper bestehen, entfallen dagegen nur
15 % der gesamten Materie. Gemessen an der Masse ist das Netzwerk der
dunklen Materie daher bei weitem die wichtigste großräumige Struktur in
unserem Universum. Aber als menschliche Wesen interessieren wir uns
nat[rlich besonders für den Stoff, aus dem wir selbst und unsere Umwelt
bestehen - und für die Astronomen ist diese gewöhnliche Materie ja auch
das, was mit Teleskopen und astronomischen Instrumenten beobachtet werden
kann.

Die Entstehung von Galaxien und Sternen

Galaxien bilden sich innerhalb von Verklumpungen des kosmischen Netzwerks
aus dunkler Materie, so genannten Halos, die eine deutlich höhere Dichte
als die umgebende Materie aufweisen. Durch ihre Gravitation ziehen diese
Konzentrationen dunkler Materie auch gewöhnliche Materie an. Aber damit
diese gewöhnliche Materie leuchtende Sterne bildet, und dann auch über
große Entfernungen sichtbar wird, müssen bestimmte Bedingungen erfüllt
sein.Sterne entstehen, wenn kleinere Regionen innerhalb einer Wolke aus
molekularem Gas kollabieren und sich erwärmen. Damit das überhaupt
geschehen kann, und damit das Gas überhaupt Moleküle bilden kann, muss das
Gas ausreichend kühl sein - direkt vor der Sternentstehung nur rund 10
Grad Celsius über dem absoluten Nullpunkt, also 10 Kelvin.

Unter diesen Bedingungen ist es alles andere als einfach, dass große
Galaxien wie unsere eigene Milchstraße entstehen, mit einer massereichen
Scheibe aus kaltem Gas, in der sich neue Sterne bilden. Eine wichtige Art
und Weise, wie Galaxien wachsen, besteht nämlich darin, dass sie mit
anderen Galaxien kollidieren und verschmelzen. "Die meisten Galaxien, die
wir früh im Universum finden, sehen ziemlich mitgenommen aus, weil bereits
eine Reihe von heftigen Verschmelzungsereignissen hinter sich haben", sagt
Neeleman. "Die Aufheizung im Rahmen solcher Verschmelzungsereignisse
erschwert die Entstehung geordnet rotierender Scheiben, wie wir sie in
unserem heutigen Universum beobachten." Wenn bei einer
Galaxienverschmelzung Gaswolken zusammenstoßen, bilden sich so genannte
Schockfronten, und das Gas wird unweigerlich erhitzt. Anschließend dauert
es typischerweise einige Milliarden Jahre, bis das Gas soweit abgekühlt
ist, dass sich eine geordnete Gasscheibe bilden kann.

Entstehung großer Scheibengalaxien: eine kühle Alternative

Moderne Simulationen der kosmischen Strukturbildung nutzen Supercomputer,
um dunkle Materie und Gas über Milliarden von Jahren nach dem Urknall zu
verfolgen. Im Wesentlichen erschaffen sie dabei auf der Grundlage der
bekannten physikalischen Gesetze jeweils ein virtuelles Universum, das es
den Wissenschaftlern erlaubt, alle Phasen der kosmischen Evolution
nachzuvollziehen.

Zwei neuere Simulationen, die Auriga-Simulation von Galaxien ähnlich
unserer Milchstraße sowie, in deutlich größerem Maßstab, die detaillierte
TNG50-Simulation, haben die Möglichkeit eines alternativen
Entstehungsmodus für Scheibengalaxien aufgezeigt: Dabei strömt kühles Gas
in Galaxien ein, folgt dabei den Filamenten des Netzwerks aus dunkler
Materie und vermeidet auf diese Weise die Kollisionen, die das Gas
aufheizen würden. Diese sogenannte kühle Akkretion ermöglicht die
Entstehung massereicher Scheibengalaxien zu viel früheren Zeiten als im
Verschmelzungs- und Abkühlungsszenario.

Auf der Suche nach frühen, kühlen Galaxien

Zu diesem Zeitpunkt war klar, dass der direkteste Weg, die Vorhersage aus
den Simulationen zu überprüfen, darin bestehen würde, massereiche
Scheibengalaxien im frühen Universum zu finden. Ein solcher Fund wäre mit
dem Verschmelzungs-und-Abkühlungs-Szenario nicht vereinbar, aber wäre dem
kühlen Entstehungsmodus nach zu erwarten. Das war die Motivation für
Marcel Neeleman und seine Kollegen, sich auf die Suche nach frühen
Scheibengalaxien zu begeben.

Glücklicherweise sind Astronomen in der Lage, die ferne Vergangenheit zu
beobachten. Licht aus fernen Regionen braucht schließlich einige Zeit, um
uns zu erreichen. Ist eine weit entfernte Region so weit entfernt, dass
ihr Licht 12 Milliarden Jahre benötigt, um uns zu erreichen, dann trägt
dasjenige Licht aus der Region, das heute unsere Teleskope erreicht,
Informationen darüber, wie diese Region vor 12 Milliarden Jahren aussah,
als das Universum nur etwa 10% seines heutigen Alters hatte.

Das Problem ist, dass entfernte Galaxien schwer zu beobachten sind. Man
benötigt nicht nur ein leistungsstarkes Teleskop, sondern man muss auch
wissen, wo das gesuchte Objekt zu finden ist. Neelemans Ko-Autor und
ehemaliger Doktorvater J. Xavier Prochaska ist ein Experte für eine
vielversprechende Suchmethode: Sie nutzt extrem helle, extrem weit
entfernte Quasare; das sind Objekte, deren Leuchtkraft auf Materie
zurückgeht, welche auf das zentrale Schwarze Loch einer Galaxie fällt. Aus
der Art und Weise, wie Gas einen Teil des Lichts des Quasars absorbiert,
kann man auf das Vorhandensein und die Eigenschaften von Gas schließen,
das sich zwischen dem fernen Quasar und uns befindet.

ALMA findet die Wolfe-Scheibe

Neeleman und seine Kollegen nutzten Beobachtungen mit dem
ALMA-Observatorium, einem Array von Dutzenden von Radioteleskopen in Chile,
um auf diese Weise 6 frühe Galaxienkandidaten zu identifizieren, die so weit
entfernt waren, dass ihr Licht rund 10 Milliarden Jahren unterwegs gewesen
war, um uns zu erreichen. In dem dafür nötigen Wellenlängenbereich bietet
ALMA unübertroffen hohe Auflösung und unübertroffen hohe Empfindlichkeit.
Beide Eigenschaften nutzten die Astronomen aus, um das hellste der
Kandidatenobjekte, DLA0817g, genauer zu beobachten. Dabei fanden sie
verräterische Wellenlängenverschiebungen, so genannte
Dopplerverschiebungen, die zeigten, dass sie es tatsächlich mit einer
großen, stabilen, rotierenden Scheibe zu tun hatten. Weitere Beobachtungen
unternahmen die Astronomen mit den VLA-Radioteleskopen. Aus der
Kombination der scheinbaren Größe mit Daten zur Rotation der Scheibe
erschlossen die Forscher die Masse der Scheibe: 70 Milliarden
Sonnenmassen. Die ALMA-Beobachtungen zeigen die Scheibe so, wie sie war,
als das Universum gerade einmal 1,5 Milliarden Jahre alt war, rund 10 %
seines heutigen Alters.

Die Forscher gaben DLA0817g den Namen "Wolfe-Scheibe", nach dem 2014
verstorbenen Arthur M. Wolfe, dem ehemaligen Doktorvater von drei der vier
Autoren der Arbeit, darunter Prochaska und Neeleman. Wolfe's langfristiges
Forschungsprogramm über die Absorption von Quasarlicht hatte diese und
viele andere Entdeckungen überhaupt erst möglich gemacht. Masse und Alter
der Wolfe-Scheibe sind ein deutlicher Hinweis darauf, dass kühle
Gas-Zuflüsse tatsächlich eine bedeutende Rolle in der kosmischen Evolution
gespielt hat - so, wie es die Simulationen Auriga und TNG50 nahegelegt
hatten. Bis wir die Details verstehen, sind allerdings noch weitere
Ergebnisse sowohl aus Simulationen als auch aus Beobachtungen
erforderlich. "Wir glauben, dass die Wolfe-Scheibe in erster Linie durch
die stetige Akkretion von kaltem Gas gewachsen ist", sagt Prochaska: "Eine
der noch offenen Fragen ist jedoch, wie so eine beträchtliche Gasmasse
zusammenkommen kann, ohne den relativ stabilen Zustand der rotierenden
Scheibe zu stören".

Wolfe-Scheiben dürften recht häufig sein

Eine Galaxie wird nur dann durch ihre Absorption von Quasarlicht
nachweisbar sein, wenn Beobachter, Galaxie und ferner Quasar zufällig
genau auf einer Linie liegen. Solche Ausrichtungen sind bereits für sich
genommen selten; wäre die Wolfe-Scheibe nun außerdem noch selbst ein
ungewöhnliches, seltenes Objekt, würde dies die Unwahrscheinlichkeit der
zufälligen Entdeckung noch einmal erheblich erhöhen. Deutlich
wahrscheinlicher ist die Annahme, dass Galaxien wie die Wolfe-Scheibe im
frühen Universum vergleichsweise häufig vorkommen.

"Dass wir die Wolfe-Scheibe mit dieser Methode gefunden haben, legt nahe,
dass derartige Galaxien im frühen Universum recht häufig sein dürften",
sagte Neeleman. "Als unsere neuesten Beobachtungen mit ALMA
überraschenderweise zeigten, dass sie rotiert, zeigte uns das, dass
rotierende Scheibengalaxien in dieser frühen Epoche nicht so selten sind,
wie wir gedacht hatten, und dass es noch viel mehr von ihnen da draußen
geben müsste." Auch diese Aussage hoffen die Astronomen überprüfen zu
können, indem sie ihre Suche fortsetzen und weitere massereiche
Scheibengalaxien im frühen Universum ausfindig machen.

 * 

Hintergrundinformationen

Die Ergebnisse werden beschrieben in dem Artikel "A Cold, Massive,
Rotating Disk 1.5 Billion Years after the Big Bang", veröffentlicht in der
Fachzeitschrift Nature. Vor Ablauf der Sperrfrist kann der Artikel von
Journalist*innen bei press@nature.com angefordert werden.

Der beteiligte MPIA-Wissenschaftler ist Marcel Neeleman, in Zusammenarbeit
mit J. Xavier Prochaska (UCSC und Universität Tokio), Nissim Kanekar
(National Centre for Radio Astrophysics, Pune) und Marc Rafelski (Space
Telescope Science Institute und Johns Hopkins University).

Das Atacama Large Millimeter/submillimeter Array (ALMA) ist eine
internationale astronomische Einrichtung, die gemeinsam von Europa,
Nordamerika und Ostasien in Zusammenarbeit mit der Republik Chile getragen
wird. Von europäischer Seite aus wird ALMA über die Europäische
Südsternwarte (ESO) finanziert, in Nordamerika von der National Science
Foundation (NSF) der USA in Zusammenarbeit mit dem kanadischen National
Research Council (NRC) und dem taiwanesischen National Science Council
(NSC), und in Ostasien von den japanischen National Institutes of Natural
Sciences (NINS) in Kooperation mit der Academia Sinica (AS) in Taiwan. Bei
Entwicklung, Aufbau und Betrieb ist die ESO federführend für den
europäischen Beitrag, das National Radio Astronomy Observatory (NRAO), das
seinerseits von Associated Universities, Inc. (AUI) betrieben wird, für
den nordamerikanischen Beitrag und das National Astronomical Observatory
of Japan (NAOJ) für den ostasiatischen Beitrag. Dem Joint ALMA Observatory
(JAO) obliegt die übergreifende Projektleitung für den Aufbau, die
Inbetriebnahme und den Beobachtungsbetrieb von ALMA.


Originalpublikation:

Neeleman et al,

"A Cold, Massive, Rotating Disk 1.5 Billion Years after the Big Bang"

in Nature, 20 May 2020.

doi: 10.1038/s41586-020-2276-y

https://www.nature.com/articles/s41586-020-2276-y
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FORSCHUNG/596: Wie bei Pflanzen Hilfe in Konkurrenz umschlägt (idw)

Eberhard Karls Universität Tübingen - 22.05.2020

Wie bei Pflanzen Hilfe in Konkurrenz umschlägt

Biologin und Biologe der Universität Tübingen entwickeln und testen
erfolgreich ein neues Modell zur Auswirkung von Stress auf Populationen



Je dichter Gewächse stehen, desto geringer sind die Chancen der einzelnen
Pflanze auf gutes Gedeihen - so lautet eine allgemeine Erkenntnis in der
Ökologie. Nun haben Dr. Ruichang Zhang und Professorin Katja Tielbörger
vom Institut für Evolution und Ökologie der Universität Tübingen die
Allgemeingültigkeit dieses Zusammenhangs in Frage gestellt. Sie haben ein
neues theoretisches Modell entwickelt, in dem sich Pflanzen an einem
Standort in Stresssituationen gegenseitig auch positiv beeinflussen
können. Die Vorhersagen, die sich aus ihrem mathematischen Modell ergeben,
fanden sie in Experimenten mit Pflanzen bis ins Detail bestätigt. Ihre
Studie wurde in der Fachzeitschrift Nature Communications veröffentlicht.

Konkurrenz führt bei allen Lebewesen dazu, dass für jeden Einzelnen
weniger Ressourcen zur Verfügung stehen. "Wenn die Drängelei zu groß wird,
können einzelne Pflanzen sogar sterben", sagt Katja Tielbörger. Es gebe
jedoch viele empirische Arbeiten, die zeigten, dass sich Pflanzen
untereinander auch helfen können. Dies sei besonders häufig der Fall, wenn
Pflanzen unter stressreichen Bedingungen wachsen, etwa wenn der Boden sehr
salzig oder die Temperaturen sehr hoch sind. "Bei großer Hitze können zum
Beispiel große Pflanzen den kleineren Schatten spenden, die dann besser
wachsen können", sagt die Forscherin. Es sei bereits früher gefolgert
worden, dass solche Beziehungen unter bestimmten Bedingungen in Konkurrenz
umschlagen können.

Experimente mit der Ackerschmalwand

Das Tübinger Team aus der Ökologie hat die Faktoren Dichte und Stress in
einem neuen mathematischen Modell kombiniert. "Daraus ergab sich, dass es
unter intensivem Stress vorteilhaft sein kann, viele Nachbarn zu haben.
Erst bei sehr hoher Dichte tritt Konkurrenz auf", fasst Tielbörger die
Ergebnisse zusammen. Aus dem Blickwinkel einer Einzelpflanze verlaufe die
Beziehung zwischen Dichte und Gedeihen wie eine Optimumskurve. Ihre
Ergebnisse überprüften die Forscherin und der Forscher in Experimenten mit
der Ackerschmalwand, einer in der molekularbiologischen Forschung häufig
verwendeten Pflanze. "Wir konnten alle Vorhersagen unseres Modells im
Experiment bestätigen", sagt Tielbörger. Die Pflanzen litten deutlich
weniger unter künstlich herbeigeführtem Salzstress, wenn sie viele
Nachbarn hatten. Wenn die Pflanzen nicht unter solchem Stress standen,
erschienen jedoch die Nachbarn als Konkurrenten, die sie
beeinträchtigten.

Wegen der Komplexität von ökologischen Systemen seien Modelle in der
Forschung eine beliebte Methode, um die Natur besser zu verstehen. "Unser
eigentlich recht einfaches Modell hat sich als robust und allgemeingültig
erwiesen. Eine solch genaue Übereinstimmung zwischen Theorie und
Wirklichkeit sind in der ökologischen Forschung schwer zu erreichen", sagt
sie. Das Modell könne helfen, die Reaktion von Pflanzen auf Stress besser
vorherzusagen - auch auf steigende Temperaturen oder Dürren, wie sie
durch die fortschreitende Klimaerwärmung zu erwarten sind.


Originalpublikation:

Zhang, R. & Tielbörger, K. 2020.

Density-dependence tips the change of plant-plant interactions under
environmental stress.

Nature Communications.

doi 10.1038/s41467-020-16286-6
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1381: Forschungsprojekt zu Datenschutz im Computer-Dialog mit ersten Ergebnissen (idw)

Universität des Saarlandes - 22.05.2020

Internationales Forschungsprojekt zu Datenschutz im Computer-Dialog mit
ersten Ergebnissen



Seit Ende 2018 entwickeln Saarbrücker Sprachtechnologen in einem
internationalen Verbund ein Sprachdialogsystem, das technisch an
marktbeherrschende Systeme wie Alexa und Siri heranreicht, aber deutlich
besseren Datenschutz bietet. Erste Zwischenergebnisse des COMPRISE-Projekts
sind ein Stimmen- und ein Text-Anonymisierer. Beide Werkzeuge
stellen sicher, dass sowohl die Nutzerstimmen als auch ihre persönlichen
Informationen privat bleiben.

Der Schlüssel für die Verbesserung von Sprachdialogsystemen wie Alexa,
Siri und anderen liegt im Sammeln riesiger Mengen an Sprachdaten von
Benutzern: Je mehr diese Systeme mit Sprache trainiert werden, desto
besser - nützlicher, schneller, treffsicherer - werden sie. Die Chance,
die darin liegt, birgt naheliegenderweise gleichzeitig eines der größten
Probleme für den Mensch-Maschine-Dialog: der nur sehr schwierig zu
garantierende Datenschutz.

Denn einerseits gehört Sprache zu den biometrischen Daten, die dazu
verwendet werden können, Nutzer zu identifizieren - auch gegen ihren
Willen. Andererseits ist die Menge an Informationen, die aus gesprochener
Sprache gewonnen werden kann, schlichtweg erstaunlich: So können
Information über die Persönlichkeit, allgemeine Merkmale (Geschlecht,
Alter, Ethnie, Herkunft), die aktuelle Verfassung (Gesundheitszustand,
Alkohollevel, Aufrichtigkeit) und Vorlieben der Benutzers preisgegeben
werden, die sie nur ungern mit einem Unternehmen teilen würden. Im Falle
einer Sicherheitslücke könnten solche Informationen von Dritten
missbraucht werden.

Eines der Hauptziele von COMPRISE liegt daher in der Entwicklung von
Private-by-Design-Sprachtechnologien. Nach Monaten intensiver Arbeit kommt
COMPRISE diesem Ziel nun näher, da kürzlich die ersten Werkzeuge des
Projekts zum Datenschutz das Licht der Welt erblickt haben.

Der saarländische Anteil besteht darin in der Arbeit des Teams von
Dietrich Klakow, Professor für Sprach- und Signalverarbeitung an der
Universität des Saarlandes. Hier betreut insbesondere sein Mitarbeiter Dr.
Thomas Kleinbauer die Arbeit im COMPRISE-Projekt. "Wir haben nun in einem
ersten Zwischenschritt einen Text-Anonymisierer entwickelt. Dieser soll
potenziell den Datenschutz bedrohende Worte oder Phrasen in einem Text
identifizieren und durch harmlose Alternativen ersetzen, ohne dabei die
Struktur des Textes zu verändern", erklärt der Sprachtechnologe.

Konkrete Fälle, für die eine solche Technologie sinnvoll sein kann, gibt
es in Hülle und Fülle. Thomas Kleinbauer nennt einige Beispiele: "Sie
kaufen zum bei einem neuen Webshop ein und haben dem System Ihre
Kreditkartennummer diktiert. Oder Sie wollen sich über ein potenziell
kompromittierendes Thema im Internet funkionieren und stellen
entsprechende Suchanfragen, etwa zu Selbsthilfegruppen bei einer tödlichen
Krankheit."

Das Programm würde in solchen Fällen zum Beispiel automatisch die
Kreditkartennummer durch eine andere, zufällig generierte Nummer ersetzen
oder die konkrete Suchanfrage nach Krankheit und Selbsthilfegruppe durch
andere, zufällig erzeugte Wörter ersetzen. Das Gute daran: Die
Anonymisierung solcher Daten wäre kein Hindernis dafür, dass die
maschinellen Systeme sich weiterhin selbst verbessern könnten. "Die Daten
an sich blieben nutzbar", erklärt Professor Dietrich Klakow. "Gleichzeitig
aber wären weniger private Daten auf Servern gespeichert, die außerhalb
der Reichweite der Nutzer stehen."

Ein weiteres Zwischenergebnis, das das INRIA in Lille inzwischen
erarbeitet hat, liegt in einem Voice-Transformer-Programm. Dieses kann die
Stimme eines Nutzers in die einer zufälligen anderen Person umwandeln.
Damit wird die biometrische Identifizierung des ursprünglichen Nutzers
wirksam verhindert.

Federführend im COMPRISE-Projekt (Cost-effective, Multilingual,
Privacy-driven voice-enabled Services) ist das nationale französische
Institut für Informatik und angewandte Mathematik INRIA (www.inria.fr).
Neben der Universität des Saarlandes sind außerdem folgende Partner an
COMPRISE beteiligt: Netfective Technology SA (Frankreich, www.bluage.com),
Ascora GmbH (Deutschland, https://ascora.net), TILDE SIA (Lettland,
www.tilde.com), Rooter Analysis SL (Spanien, www.rooter.es).
COMPRISE wird seit Dezember 2018 mit 3,2 Millionen Euro gefördert, wovon
rund 600.000 an die Universität des Saarlandes fließen.


Weitere Informationen unter:

https://project.inria.fr/comprise/

https://twitter.com/compriseh2020

https://www.linkedin.com/company/comprise-h2020
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1380: Ruhr-Universität Bochum vermisst Handys für Corona-Tracking-App (idw)

Ruhr-Universität Bochum - 22.05.2020

RUB vermisst Handys für Corona-Tracking-App



Die geplante Corona-Tracking-App soll Nutzerinnen und Nutzer warnen,
falls jemand, dem sie in den vergangenen zwei Wochen nahe gekommen sind,
positiv auf das Sars-Cov-2-Virus getestet wird. In diesem Fall kann sich die
gewarnte Person in Quarantäne begeben und die Infektionskette frühzeitig
unterbrechen. Voraussetzung dafür ist, dass die Smartphones aller User
zuverlässig ihre jeweilige Entfernung voneinander messen. Um das zu
bewerkstelligen, hat ein Team der Elektrotechnik und Informationstechnik
der Ruhr-Universität Bochum (RUB) die Bluetooth-Signale der 70 zurzeit
gebräuchlichsten Smartphones vermessen und stellt die Ergebnisse den
App-Entwicklern zur Verfügung.

Unterschiede können zu enormen Fehlmessungen führen

"Das Problem bei der Entfernungsmessung über Bluetooth ist, dass
unterschiedliche Handytypen unterschiedlich starke Bluetooth-Signale
aussenden", erklärt Dr. Christoph Baer vom Lehrstuhl für Elektronische
Schaltungstechnik der RUB. "Unberücksichtigt kann das zu enormen Fehlern
von bis zu zehn Metern in der Distanzbestimmung führen. Wir bestimmen
daher Korrekturfaktoren für jeden Handytyp, welche die Unterschiede im
späteren Betrieb korrigieren." Die Stärke des Bluetooth-Signals hängt
unter anderem von verwendeten Bauteilen wie Antennen ab. Die Hersteller,
die über diese Information verfügen, geben sie allerdings nicht gerne
preis.

Eigene App lässt Handys einander vermessen

Das grundlegende Modell zur Bestimmung der Korrekturfaktoren stammt von
Prof. Dr. Hans-Jürgen Meckelburg, Honorarprofessor am Lehrstuhl für
Elektronische Schaltungstechnik. Zusammen mit weiteren
Kooperationspartnern wurde eine eigene App entwickelt, die die
Bluetooth-Charakteristika misst. "Wir nutzen dafür Referenzhandys, die wir
bis ins Detail kennen. Auf ihnen und 60 gängigen Smartphones haben wir die
App installiert und lassen die Handys sich in drei Entfernungen gegenseitig
vermessen", erklärt Baer. Die gemessenen Daten, sowie eine Anleitung zur
Durchführung der Charakterisierung stellen die RUB-Forscher allen
App-Entwicklern und Wissenschaftlern öffentlich zur Verfügung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1379: Studenten entwickeln Online-Plattform für Menschen mit außergewöhnlichen Eigenschaften und Talenten (idw)

Duale Hochschule Baden-Württemberg - 20.05.2020

Informatikstudenten entwickeln Online-Plattform für Menschen mit
außergewöhnlichen Eigenschaften und Talenten



Stuttgart, 20. Mai 2020 - In einem interdisziplinären und
standortübergreifenden Projekt der DHBW Stuttgart beschäftigen sich
Studenten des Studiengangs Informatik in Kooperation mit dem Zentrum für
Empirische Forschung (ZEF) mit Lösungen für besondere Menschen: Ziel des
Projektes ist die Entwicklung einer Online-Vermittlungsplattform für
Menschen mit außergewöhnlichen Qualitäten, Talenten und Bedürfnissen.

Ob Sensibilitäten wie z. B. Chemikalienunverträglichkeiten, Allergien,
intellektuelle Begabungen, spezielle Talente oder spezifische
Wahrnehmungsfähigkeiten - beispielsweise bei Autismus - sie alle sind
Ausdrucksformen einer natürlichen Neurodiversität. Unter Neurodiversität
versteht man neurologische Unterschiede im Gehirn und Nervensystem, die
wie jede andere menschliche Variation von der Gesellschaft anerkannt und
respektiert werden müssen.

Diese Unterschiede stellen neuroatypische Menschen im Alltag oft vor große
Herausforderungen und Barrieren, beispielsweise bei der Suche nach einer
passenden Arbeitsstelle oder einer bedürfnisgerechten Wohnung. Um Abhilfe
zu schaffen, entwickeln die Informatikstudenten Joel Hecke und Jan Rymkuss
unter der Betreuung von Dr. Judith Rommel eine Online-Plattform, über die
bedürfnisgerechte Wohnungen und Jobs angeboten und gesucht werden können.

"Unsichtbare" Barrieren aufspüren

Das Projekt mit dem Namen "Living, Leben, Vivre (LiLeVi) - unique
together" bearbeiten Hecke und Rymkuss im Rahmen einer wissenschaftlichen
Studienarbeit, die im Curriculum des dritten Studienjahres vorgesehen ist.
Im Fokus dieses Projekts stehen dabei insbesondere die bisher
"unsichtbaren Barrieren", welche in der Gesellschaft wenig wahrgenommen
werden. Eines der vielen Beispiele sind Tierhaarallergien, da in Wohnungen
immer trotz Entfernung der Tiere und anschließender Renovierung für lange
Zeit Rückstände erhalten bleiben. Allergiker und Allergikerinnen reagieren
selbst auf diese kleinsten Rückstände. Solche Parameter kommen auf
klassischen Online-Plattformen für die Wohnungssuche nicht vor. Um
möglichst viele solcher unsichtbaren Barrieren aufzuspüren, bedienen sich
Hecke und Rymkuss einer Online-Umfrage.

Mit der Umfrage einen Nerv getroffen

Und die Resonanz ist groß. Bereits innerhalb der ersten Woche nach
Veröffentlichung der Umfrage haben mehr als 250 Personen daran
teilgenommen. Das lässt auf eine passable Stichprobengröße für die
Auswertung hoffen.

Dr. Rommel und Prof. Dr. Mario Babilon, Studiengangsleiter Informatik,
sind begeistert: "Das gesamte Projektteam ist überwältigt von der
Resonanz. Offensichtlich haben wir damit einen Nerv getroffen. Wir sind
sehr gespannt auf die Umfrageergebnisse und die Verarbeitung der
Erkenntnisse bei der Entwicklung der Plattform."

Aus den Reihen der Umfrage-Teilnehmenden wurde der Bedarf nach einer
solchen Plattform bestätigt. So war in den bislang ausgefüllten Fragebogen
beispielsweise zu lesen, dass eine gute Arbeits- und Wohnumgebung
ausschlaggebend sei, um aufzublühen, leistungsfähig zu bleiben, mehr
Lebensenergie zu haben und das eigene Potenzial voll entfalten zu können.
Eine Antwort lautete: "Wenn ich gesund wohne, kann ich arbeiten gehen und
meinen Lebensunterhalt selbst verdienen."

Fakultäts- und standortübergreifende Zusammenarbeit

Im Anschluss an die Datensammlung werden die Ergebnisse von den Studenten
mit Unterstützung von Daniel Grühn, Projektleiter Marktforschung am ZEF
der DHBW Stuttgart, analysiert und ausgewertet. Auf Basis dieser Daten
werden die Anforderungen für die Plattform abgeleitet und später im Rahmen
einer Web-Anwendung umgesetzt.

Unterstützung bekam das Projektteam außerdem vom DHBW-Standort Heidenheim.
Die Kommunikationswissenschaftlerin Pia Beyer-Wunsch gab wertvollen Input
bei der Erstellung der Umfrage und wird auch die Auswertung begleiten.

Das studentische Team profitiert in diesem interdisziplinären und
standortübergreifenden Projekt in vielfacher Weise, erhält Einblicke in
die Arbeitsweise der Sozial- sowie der empirischen Forschung und eignet
sich so wichtiges Wissen für zukünftige Schnittstellentätigkeiten an.

Interessierte können noch bis zum 8. Juni 2020 an der Umfrage teilnehmen
und die Studie mit weiteren wertvollen Informationen unterstützen:

https://ww3.unipark.de/uc/2020_PA_JHecke/e36e/ospe.php?qb.


Die DHBW Stuttgart:

Die Duale Hochschule Baden-Württemberg Stuttgart gehört mit rund 8.600
Studierenden in Bachelor und Masterstudiengängen zu den größten
Hochschuleinrichtungen in den Regionen Stuttgart und Oberer Neckar. In
Kooperation mit rund 2.000 ausgewählten Unternehmen und sozialen
Einrichtungen bietet sie mehr als 60 national und international
anerkannte, berufsintegrierte Studienrichtungen in den Bereichen
Wirtschaft, Technik, Sozialwesen und Gesundheit an. Die
Bachelor-Studierenden wechseln im dreimonatigen Rhythmus zwischen der
Hochschule und dem Ausbildungsbetrieb, dem Dualen Partner. Auf diese Weise
sammeln sie bereits während der Studienzeit Berufserfahrung. Finanzielle
Unabhängigkeit, sichere Chancen auf dem Arbeitsmarkt durch außergewöhnlich
hohe Übernahmequoten, kleine Kursgruppen und die internationale
Ausrichtung bieten den Studierenden enorme Vorteile. Über den
Bachelorabschluss hinaus bietet die DHBW ein duales Masterprogramm an.

Weitere Informationen unter:

www.dhbw-stuttgart.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1337

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Duale Hochschule Baden-Württemberg, 20.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1998: Kinderrecht auf Spiel ermöglichen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 25. Mai 2020

Kinderrecht auf Spiel ermöglichen



Zur Vorstellung des Kinderreports 2020 des Deutschen Kinderhilfswerks
erklärt Katja Dörner, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende und
Sprecherin für Kinder- und Familienpolitik:

Kinder haben ein Recht auf Spiel. Der Kinderreport 2020 legt einen
besonderen Blick auf das Spielen im Freien und welche wichtige Rolle
dieses für Kinder einnimmt. Die Coronakrise hat in den vergangenen
Wochen gezeigt, wie wichtig es ist, dass Kinder draußen spielen
können. Kinder brauchen andere Kinder, sie brauchen soziale Kontakte
und sie brauchen Orte, wo sie frei toben und spielen können. Kinder
brauchen das, weil sie Kinder sind. Familien brauchen das, um Stress
abzubauen und auch in besonderen Zeiten den Alltag gut zu bewältigen.

Auch in normalen Zeiten muss das Recht von Kindern auf Spiel eine
größere Rolle spielen. Kinder brauchen mehr Freiraum und mehr Zeit zum
Spielen. In den Städten müssen Spielplätze in Wohnortnähe und
kindgerechte, sichere Wege dorthin zum Standard werden. Kinder sollten
darum an der Planung in den Kommunen beteiligt werden. Beteiligung ist
ein Grundprinzip der UN-Kinderrechtskonvention, die auch in
Deutschland gilt. Gerade in Sachen Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen wird aber noch viel zu wenig getan.

Darum fordern wir die Verankerung starker Kinderrechte im Grundgesetz.
Das Kindeswohl muss bei allen Entscheidungen, die Kinder betreffen, im
Mittelpunkt stehen. Das Recht auf Beteiligung von Kindern und die
Berücksichtigung ihrer Meinung sind dabei ganz zentral auf dem Weg zu
einer kindgerechten Kommune.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2930: Öffentliche Gelder müssen den sozial-ökologischen Umbau voranbringen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 24. Mai 2020

Öffentliche Gelder müssen den sozial-ökologischen Umbau voranbringen



Zur Debatte um ein Konjunktur- und Investitionsprogramm erklärt der
Fraktionsvorsitzende Anton Hofreiter:

"Wir müssen jetzt das tun, was notwendig ist, um die Wirtschaft zu
stabilisieren und zukunftsfest umzubauen. Die Kosten des Nichthandels
wären sehr viel höher. Ökonomisch drohen Pleitewellen,
Massenarbeitslosigkeit und weitere sinkende Steuereinnahmen. Sozial
droht eine stärkere Spaltung unserer Gesellschaft in arm und reich.
Und ökologisch droht eine eskalierende Klimakrise.

Unser Anspruch ist, dass wir öffentliches Geld sinnvoll einsetzen.
Öffentliche Gelder müssen den sozial-ökologischen Umbau voranbringen
und einen Schub für Innovation und Klimaschutz auslösen. Denn damit
wirken die Mittel nachhaltig und erwirtschaften eine doppelte Rendite:
Sie vergrößern das volkswirtschaftliche Vermögen und verkleinern die
ökologische Verschuldung.

Eine Debatte über eine fiktive Schuldenobergrenze hilft da nicht
weiter, im Gegenteil es ist eine reine Ablenkungsdebatte. Stattdesssen
sollte die Koalition lieber ihre Kaufprämie für fossile Spritschlucker
einkassieren und die Rufe nach pauschalen Steuersenkungen einstellen.
Denn das sind die völlig falschen Schwerpunkte.

Eine Kaufprämie für Verbrenner ist weder klimapolitisch noch
industriepolitisch verantwortbar. Die Bundesregierung darf die Fehler
der alten Abwrackprämie für Pkw nicht wiederholen. Es ist richtig,
dass wir schauen, welche Hilfe die Autoindustrie braucht, um die
Coronakrise zu überstehen, um Arbeitsplätze zu erhalten und die
notwendige ökologische Modernisierung hinzubekommen. Die Regierung
darf dabei aber nicht den notwendigen klimapolitischen Kompass
aufgeben.

Und Steuersenkungen wie die Komplettabschaffung des Soli helfen nur
einseitig denen, die gut durch die Krise kommen, denn nur sie zahlen
überhaupt nennenswert Steuern. Das ist weder konjunkturpolitisch
sinnvoll noch sozial gerecht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





WIRTSCHAFT/2916: Lufthansa-Rettung nicht mit EU-Wettbewerbsrecht gefährden

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 25. Mai 2020

Lufthansa-Rettung nicht mit EU-Wettbewerbsrecht gefährden



Zu den Plänen der Bundesregierung für ein Lufthansa-Hilfspaket können
Sie den für Verkehr zuständigen Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Ulrich Lange gerne wie folgt zitieren:

"Das Hilfspaket für die Lufthansa ist auf der Zielgeraden und darf
nun nicht durch Brüsseler Überregulierung gefährdet werden. Hier
steht die vorübergehende Stärkung eines europäischen
Flagship-Carriers im Vordergrund und nicht die dauerhafte Übernahme
eines Konkurrenten. Die übliche Werkzeugkiste des europäischen
Wettbewerbsrechts sollte daher geschlossen bleiben. Die Drehkreuze
Frankfurt und München dürfen gegenüber Paris und Amsterdam nicht
geschwächt werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





WIRTSCHAFT/2915: Weitere Maßnahmen für Reisebranche nötig

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 22. Mai 2020

Weitere Maßnahmen für Reisebranche nötig

Freiwillige Gutscheinlösung reicht nicht aus



Das Bundeskabinett hat am vergangenen Mittwoch Eckpunkte zu einer
freiwilligen Gutscheinlösung und zur Abmilderung der Folgen der
COVID-19 Pandemie für die Pauschalreisebranche beschlossen. In der
Corona-Pandemie stehen viele Reiseveranstalter und Reisebüros wegen
der weltweiten Reisebeschränkungen vor existenzbedrohenden
Liquiditätsengpässen, weil sie den Reisenden ihre Vorauszahlungen
erstatten müssen. Dazu erklären der tourismuspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Paul Lehrieder, und der
Verbraucherschutzbeauftragte der Fraktion, Sebastian Steineke:

Paul Lehrieder: "Wir brauchen jetzt zeitnah weitere Maßnahmen.
Deshalb wollen wir bis Juni eine Lösung dafür finden, wie wir der
besonders betroffenen Pauschalreisebranche helfen, die drohende
Insolvenz tausender Unternehmen zu verhindern. Dabei soll auch die
besondere Problematik von Reisebüros berücksichtigt werden, die ihren
Provisionsanspruch verlieren, wenn trotz ihrer geleisteten Arbeit die
zu Grunde liegende Reise nicht stattfindet."

Sebastian Steineke: "Die freiwillige Gutscheinlösung ist ein
wichtiger Schritt, damit die Verbraucherinnen und Verbraucher, die
noch vor der Corona-Pandemie Pauschalreisen gebucht haben und jetzt
nicht antreten können, am Ende wegen der Insolvenz des
Reiseveranstalters nicht mit leeren Händen dastehen. Allerdings kann
dies nur ein erster Schritt sein. Vollständig lösen wird die
freiwillige Gutscheinlösung das Problem nicht. Wir müssen aber einen
Kahlschlag bei den Reisebüros und den Reisveranstaltern unbedingt
verhindern. Das ist auch und gerade im besonderen Interesse der
Verbraucherinnen und Verbraucher, die Reisen gebucht und bezahlt
haben, die teilweise im vierstelligen Euro-Bereich liegen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2746: Mehr Freiräume für Kinder und Jugendliche

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 25. Mai 2020

Mehr Freiräume für Kinder und Jugendliche



"Der Kinderreport zeigt deutlich, wie wichtig Spiel- und
Erfahrungsorte außerhalb der eigenen vier Wände und auch außerhalb der
Schule für Kinder und Jugendliche sind", erklärt Norbert Müller,
kinder- und jugendpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit
Blick auf den heute vorgestellten Kinderreport 2020 des Deutschen
Kinderhilfswerks. Norbert Müller weiter:

"Ja, wir brauchen mehr Spielstraßen, mehr Tempo 30 und auch mehr
offene Jugendarbeit. Vor allem aber brauchen wir Freiräume, in denen
Kinder und Jugendliche auch wirken können. Unsere Städte und Dörfer
sind immer verwalteter, kommerzialisierter und privater. Wir müssen
Öffentlichkeit wieder erfahrbar und gestaltbar machen. Das betrifft im
Übrigen auch die Interessen von Erwachsenen.

Dass laut der Studie 69 Prozent der befragten Minderjährigen ihre
Beteiligung in der Kommune als schlecht bis sehr schlecht bewerten,
sollte jeder Stadt zu denken geben. Viel zu oft werden gerade
Anregungen, die von jungen Leuten kommen, abgelehnt oder einfach
ausgesessen, das ist sehr enttäuschend."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 25. Mai 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9837: Heute im Bundestag Nr. 530 - 25.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 530

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 25. Mai 2020, Redaktionsschluss: 15.18 Uhr

1. Weitere Steuererleichterungen verlangt

2. Software-Einsatz bei Sicherheitsbehörden

3. FDP fordert digitale Freiheitszonen

4. Benachteiligung für jüdische Studierende

5. Begründung der Corona-Maßnahmen



1. Weitere Steuererleichterungen verlangt

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Die von der Bundesregierung geplanten steuerlichen
Maßnahmen zur Abmilderung der Folgen der Corona-Pandemie wie eine
Senkung der Umsatzsteuer auf die Abgabe von Speisen in Restaurants von
19 auf sieben Prozent sind am Montag in einer öffentlichen Anhörung
des Finanzausschusses von der betroffenen Branche und den
Gewerkschaften begrüßt worden. Mehrere Sachverständige sprachen sich
in der von der Vorsitzenden Katja Hessel (FDP) geleiteten Anhörung
jedoch für zusätzliche steuerliche Maßnahmen zugunsten der Wirtschaft
wie eine bessere Berücksichtigung von Verlusten aus. Außerdem wurde
wegen der stark zugenommen Tätigkeiten im Homeoffice eine verbesserte
steuerliche Anerkennung der Aufwendungen dafür angeregt.

Der Deutsche Hotel- und Gaststättenverband erinnerte daran, dass er
aus Gründen des fairen Wettbewerbs die Senkung der Umsatzsteuer auf
Speisen seit Jahrzehnten gefordert habe. Die Maßnahme sei jetzt
wichtiger denn je. Sie helfe den "speisegeprägten" Betrieben des
Gastgewerbes in der schwierigen Zeit bis zur Normalität, die massiven
Umsatzausfälle ein wenig zu kompensieren. Der reduzierte
Mehrwertsteuersatz für Speisen gelte zudem in 17 von 27
EU-Mitgliedstaaten.

Der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie ein
identischer Entwurf der Bundesregierung zur Umsetzung steuerlicher
Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise (19/19150, 19/19164,
19/19134 ) sehen eine Reduzierung des Umsatzsteuersatzes für
Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen von 19 auf sieben Prozent
vor. Die Steuersenkung soll vom 1. Juli dieses Jahres bis zum 30. Juni
2021 gültig sein. Die Abgabe von alkoholischen und alkoholfreien
Getränken bleibt allerdings von der Steuersenkung ausgenommen.

Das Corona-Steuerhilfegesetz sieht außerdem eine steuerliche
Besserstellung für Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld
vor. Entsprechend der sozialversicherungsrechtlichen Behandlung sollen
Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld und zum
Saison-Kurzarbeitergeld bis 80 Prozent des Unterschiedsbetrages
zwischen dem Soll-Entgelt und dem Ist-Entgelt steuerfrei gestellt
werden. Daneben enthält der Entwurf weitere Regelungen zum
Umsatzsteuer- und zum Umwandlungssteuergesetz. Gegenstand der Anhörung
waren außerdem zwei Anträge der AfD-Fraktion zu steuerlichen Fragen im
Zusammenhang mit der Abmilderung der Folgen der Corona-Pandemie
(19/18727, 19/19164).

Das Institut der Wirtschaftsprüfer plädierte angesichts der
"schwierigen Abgrenzung" dafür, die Lieferung von Menüs oder ähnliche
Leistungen, die ein Getränk beinhalten, einheitlich unter den
ermäßigten Steuersatz fallen zu lassen. Mit Blick auf den Zweck des
Gesetzes, den besonders schwer und langanhaltend betroffenen
gastronomischen Betrieben zu helfen, wäre es "konsequent und
unbürokratisch", die Abgabe sämtlicher Getränke ebenfalls dem
ermäßigten Steuersatz zu unterwerfen, erklärte das Institut der
Wirtschaftsprüfer.

Für den Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) kann die Umsatzsteuersenkung
einen spürbaren Beitrag zur wirtschaftlichen Entlastung eines großen
Teils der Gastronomiebetriebe leisten, die unter der erzwungenen, aber
zweifellos erforderlichen Schließung besonders gelitten hätten. Der
DGB wies aber darauf hin, dass Kleinstbetriebe und Schankwirtschaften
wegen der Herausnahme des Getränkeverkaufs aus der Steuersenkung
keinerlei Nutzen davon hätten.

Dagegen verlangte Professor Christoph Sprengel von der Universität
Mannheim einen Verzicht auf die Umsatzsteuersenkung. Diese sei
"denkbar ungeeignet, systematisch fragwürdig, populistisch und ganz
und gar nicht zielführend". Besser seien direkte und kalkulierbare
Liquiditätshilfen für alle von der Krise betroffenen Branchen wie
Verlustrückträge. Für Professorin Johanna Hey (Universität zu Köln)
bleibt der Gesetzentwurf weit hinter dem zurück, was aktuell
erforderlich sei. "Damit das Gesetz seinen Namen verdient, sollten
Maßnahmen im Bereich der Verlustverrechnung, namentlich die Ausweitung
des Verlustrücktrags, aufgenommen werden", verlangte die Professorin.
Professor Lars P. Feld (Universität Freiburg) bezeichnete die
Umsatzsteuerreduzierung als "relativ wirkungslos". Verlustrückträge
hätten eine bessere Wirkung. Ähnlich äußerte sich der Deutsche
Industrie- und Handelskammertag (DIHK), der sich für schnelle
Liquiditätshilfen und eine Stärkung des Eigenkapitals der Betriebe
aussprach. Professor Frank Hechtner (Universität Kaiserslautern)
konstatierte, dass die Regelung kurzfristige einzelne positive
wirtschaftliche Effekte leisten könne. Eine direkte branchenbezogene
Förderung wäre allerdings deutlich zu bevorzugen, da sich auch
zielgenauer wirken könnte. Nach Ansicht des Instituts Finanzen und
Steuern werden in den nächsten Monaten weitere Branchen in
Schwierigkeiten geraten. Daher müsse der Umgang mit Risiken und
Verlusten im Steuerrecht generell geändert werden.

Der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) sprach sich auch für
eine bessere Verlustverrechnung für Unternehmen aus sowie für die
Möglichkeit, eine Corona-Rücklage einzuführen. Die Forderung besserer
Verlustverrechnungsmöglichkeiten wird unter anderem in einem Antrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/19164) erhoben, der ebenfalls
Gegenstand der Anhörung war.

Professor Sprengel verlangte in seiner Stellungnahme eine Beseitigung
von krisenverschärfenden Elementen im deutschen
Unternehmenssteuerrecht. Als Beispiele nannte er die Zinsschranke oder
die Hinzurechnung von Finanzierungsentgelten zur Gewerbesteuer. Auch
der Deutsche Steuerberaterverband begrüßte die im Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen geforderte verbesserte Verlustverrechnung
"grundsätzlich in hohem Maße". Zu den Forderungen der Organisation
gehören unter anderem Verfahrensänderungen bei der Einfuhrumsatzsteuer
sowie die Aufhebung der Vorfälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge.
Änderungen bei der Einfuhrumsatzsteuer verlangte auch die Industrie.

Der DGB sprach sich für eine unbürokratische Anerkennung des
Homeoffice als Werbungskosten aus. Die derzeit geltenden Regelungen
für häusliche Arbeitszimmer seien nicht sachgerecht, weil
vergleichsweise wenige Beschäftigte die Nutzung eines häuslichen
Arbeitszimmers steuerlich geltend machen könnten. Der Bundesverband
der Lohnsteuerhilfevereine empfahl, dass Arbeitgeber für jeden Monat
der Tätigkeit von zu Hause aus einen pauschalen Kostensatz in Höhe von
50 Euro steuerfrei auszahlen könnten. Alternativ solle der
Arbeitnehmer den Betrag als Werbungskosten geltend machen können.

Die geplante Steuerfreiheit für Zuschüsse des Arbeitgebers zum
Kurzarbeitergeld war ebenfalls ein Thema des Bundesverbands der
Lohnsteuerhilfevereine. Steuerfreie Einkommensbestandteile würden bei
der Ermittlung der Steuer auf das verbleibende steuerpflichtige
Einkommen berücksichtigt (Progressionsvorbehalt). Die Vorschrift
vermeide eine doppelte Freistellung des steuerlichen Existenzminimums
und sei somit steuersystematisch sachgerecht. Der
Progressionsvorbehalt verringere zwar die steuerliche Entlastung,
stelle aber eine Lastengleichheit gegenüber den Bezug anderer
steuerfreie Einnahmen her. Der Bundesverband der deutschen Industrie
wies darauf hin, dass viele Arbeitnehmer für das Jahr 2020 durch die
steuerfreien Einkünfte eine Einkommensteuererklärung abzugeben hätten,
wozu sie bisher nicht verpflichtet gewesen seien. Dadurch werde ein
erheblicher Aufwand sowohl für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
als auch für die Finanzverwaltung entstehen.

Professorin Hey forderte dringend die Schaffung einer gesetzlichen
Rechtsgrundlage für die Steuerfreiheit des sogenannten Corona-Bonus
von bis zu 1.500 Euro, soweit dieser von einem privaten Arbeitgeber
gezahlt werde. Die Steuerfreiheit sei nicht durch die bisherige
Rechtslage gedeckt. Auch der Steuerberaterverband befürwortete eine
gesetzliche Regelung.

Die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände bezeichnete eine
Verlängerung der Übergangsregelungen zu Paragraph 2b des
Umsatzsteuergesetzes als dringend erforderlich. Interkommunale
Kooperationen in Deutschland seien sonst praktisch nicht mehr
wirtschaftlich durchführbar. Dies stelle einen tiefen Eingriff in das
Recht auf kommunale Selbstverwaltung dar.

 * 

2. Software-Einsatz bei Sicherheitsbehörden

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der Einsatz von Software bei Sicherheitsbehörden ist
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/19105) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/17930). Wie die Bundesregierung darin
ausführt, ist aus ihrer Sicht eine grundsätzliche Unterscheidung von
Softwareprodukten in präventive und repressive Nutzung "wenig
sinnhaft, da unterschiedliche Funktionen und Features einer Software
sowohl Komponenten für eine Nutzung in der Prävention oder auch der
Repression enthalten können". Der Verwendungszweck von
Softwareprodukten könne verschiedene Einsatzgebiete umfassen.

Software zur präventiven Tätigkeit bei den Sicherheitsbehörden des
Bundes mit polizeilichen Aufgaben umfasst der Antwort zufolge
"sämtliche Software, welche als Führungs- und Einsatzmittel in der
Kriminalitätsbekämpfung genutzt wird". Auch Anwendungen zur
inhaltlichen Datenträgerauswertung oder Hashwertdatenbanken zur
Erkennung pornographischer Schriften oder auch Hinweisportale werden
laut Vorlage für präventive Zwecke, hauptsächlich jedoch zu
repressiven Zwecken, genutzt. IT-Verfahren zur Risikoanalyse sowie zum
Risikomanagement würden zu präventiven, Software zur Datenanalyse
sowohl zu präventiven als auch repressiven Zwecken genutzt. Darüber
hinaus kämen auch die zentralen Systeme "Inpol" und "Inzoll" sowie das
Schengener Informationssystem zum Einsatz, schreibt die
Bundesregierung zur Frage nach zu präventiven Tätigkeiten eingesetzter
Software weiter.

Software zur repressiven Tätigkeit bei den Sicherheitsbehörden des
Bundes mit polizeilichen Aufgaben umfasst ihren Angaben zufolge
sämtliche Software, "welche zum Beispiel zur Vorgangsbearbeitung, zur
Fallbearbeitung, Fahndungs- und Auskunftssystem, erkennungsdienstliche
Verfahren genutzt wird". Ferner würden zur forensischen Sicherung,
Analyse und zu Auswertezwecken ebenfalls unterschiedliche kommerzielle
und eigens entwickelte Produkte genutzt, die entsprechend des
Einzelfalles zur Anwendung kommen.

 * 

3. FDP fordert digitale Freiheitszonen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die FDP-Fraktion fordert in einem Antrag (19/19324)
die Einrichtung sogenannter digitaler Freiheitszonen. Die Förderung
dieser Zonen soll sowohl in die KI-Strategie als auch in die
Hightech-Strategie der Bundesregierung aufgenommen werden. Besondere
Berücksichtigung sollen bei der Festlegung der Freiheitszonen, die in
enger Abstimmung mit Ländern, Kommunen und Regionen ausgewiesen
sollen, die regionalen Strukturen finden. Die FDP setzt sich deshalb
dafür ein, hierfür auch bestehende Regulierungen zu lockern oder sogar
zu streichen.

Mit der Einrichtung dieser digitalen Sonderwirtschaftszonen soll der
Strukturwandel vorangetrieben werden und Entwicklungskerne für neue
und technologisch veränderte Wirtschaftsstrukturen gebildet werden.
Start-ups könnten die schon länger bestehenden Unternehmen bei ihrer
digitalen Transformation unterstützen und selbst von deren
langjährigen Erfahrungen profitieren

Nach dem Willen der Liberalen sollen in den digitalen Freiheitszonen
IT- und MINT-Bildungs-Zentren errichtet werden, die Hochschulen für
angewandte Wissenschaften innerhalb ihres Profils ihre Kompetenzen bei
IT, Data Sciences und MINT sowie beim Transfer ausbauen, außerdem soll
die Vernetzung aller Akteure vorangetrieben werden. Als ein Beispiel
nennt die Fraktion die OstWestfalenLippe GmbH zur Förderung der
Region, die äußerst erfolgreich agiere.

Ferner tritt die FDP dafür ein, den Hochschulen mehr Freiheitsrechte
zu gewähren und sie zu ertüchtigen, alle Studiengänge sowie Lehr- und
Lernangebote mit den Möglichkeiten der Digitalisierung
weiterzuentwickeln. Die außeruniversitären Forschungseinrichtungen
sollen sich aktiv in die digitalen Freiheitszonen einbringen und sie
mit Ausgründungen bereichern.

Während in Deutschland das Instrument der "Sonderwirtschaftszone"
Anfang der 2000er Jahre bezüglich der fünf neuen Bundesländer
debattiert, aber wegen erheblichen Widerstandes nicht umgesetzt worden
sei, gebe es außerhalb Deutschlands im Rest der Welt mittlerweile rund
5.000 unterschiedliche Formen von Sonderwirtschaftszonen. Dabei
handele es sich um meist räumlich abgegrenzte Gebiete innerhalb eines
Staates, die sich durch rechtliche, steuerrechtliche und
administrative Erleichterungen auszeichneten. Hierzu würden unter
anderem Industrie- und Wissenschaftsparks, Freihandelszonen,
Exportförderzonen, und Enterprise Zones zählen. Je nach Land und
Zielsetzung seien diese Zonen unterschiedlich aufgestellt.

Als Beispiel nennt die FDP den französischen Wissenschaftspark "Sophia
Antipolis", der als französisches Silicon Valley gelte. In dem Park
seien rund 1.350 Unternehmen mit 34.400 Beschäftigten angesiedelt.
Sein Bruttoinlandsprodukt liege bei circa sechs Milliarden Euro
jährlich. Ein wesentlicher Standortvorteil sei eine Steuergutschrift.
Unternehmen würden 30 Prozent ihrer Ausgaben für Forschung erstattet
bekommen, in den ersten beiden Jahren sogar 50 beziehungsweise 40
Prozent - vorausgesetzt, ihre Ausgaben liegen unter 100 Millionen Euro
im Jahr.

Als weiteres Beispiel führt die Fraktion das Nachbarland Polen an.
Dort seien 1994 Sonderwirtschaftszonen gegründet worden vor allem mit
dem Ziel, ausländische Investoren anzulocken. Mittlerweile gebe es 14
Industrieparks, dazu hunderte angegliederte Subzonen. Zu den
Instrumenten gehöre der Erlass von Körperschaftsteuern und bisweilen
Immobiliensteuern, Investitionsbeihilfen für die Schaffung von
Arbeitsplätzen, staatlich bereitgestellte Infrastruktur sowie
administrative Unterstützung.

Die FDP begründet ihr Vorhaben damit, dass Deutschland in seiner
wirtschaftlichen Stärke nach wie vor überwiegend industriell geprägt
und die digitale Wirtschaft immer noch nicht ausreichend entwickelt
sei. Das International Institute for Management Development habe
Deutschland 2019 in seinem jährlichen Ranking der leistungsfähigsten
Digitalökonomien der Welt lediglich auf Platz 17 geführt.

 * 

4. Benachteiligung für jüdische Studierende

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In einer Kleinen Anfrage (19/19292) beschäftigt sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit dem Benachteiligungsschutz für
jüdische Studierende im Hinblick auf Examina und Prüfungen an
jüdischen Feiertagen und am Schabbat. Die Fraktion fragt, ob die
Bundesregierung die Auffassung der Grünen teilt, dass das Einhalten
der Arbeitsruhe an den jüdischen Feiertagen und am Schabbat in den
Schutzbereich des Artikel 4 I GG fällt und eine Benachteiligung
aufgrund der Ausübung dieser Religionsfreiheitsrechte, insbesondere
nach den Artikeln 3, 12 und 33 GG unzulässig ist. Ferner fragt die
Fraktion, wie die Hochschulen des Bundes, die Universitäten der
Bundeswehr und Bildungseinrichtungen des Bundes und vom Bund
(mit-)finanzierte Bildungseinrichtungen wie zum Beispiel das
Goethe-Institut, mit Schabbat und jüdischen Feiertagen bei der
Terminierung von Kursen (Teilnahme), Prüfungen und Examina umgehen.

 * 

5. Begründung der Corona-Maßnahmen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/19081) nach einer Begründung der Bundesregierung für die
Kontaktbeschränkungen und wirtschaftliche Einschränkungen im Zuge der
Corona-Pandemie. Gefragt wird unter anderem, mit welchen Gründen die
Regierung "die hohen wirtschaftlichen Schäden und die zusätzlichen
Sterbefälle, die aus ihren Maßnahmen resultieren, vor allem unter
Berücksichtigung der geringen geretteten Lebenszeit" rechtfertige.

 * 
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BUNDESTAG/9836: Heute im Bundestag Nr. 529 - 25.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 529

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 25. Mai 2020, Redaktionsschluss: 12.58 Uhr

1. Rechtsbeistand für Entwicklungsländer

2. Prognosen zum Stromverbrauch

3. Corona-Folgen für Mittelständler

4. Corona-Folgen für die Wirtschaft

5. Bundesrat für mehr Patientendatenschutz

6. Bodenfeuchtigkeit in Deutschland



1. Rechtsbeistand für Entwicklungsländer

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/JOH) Deutschland soll nach dem Willen der Bundesregierung
als Vollmitglied dem Beratungszentrum für das Recht der
Welthandelsorganisation (WTO, ACWL) beitreten und so die Kapazitäten
für einen qualifizierten und kostengünstigen Beistand für
Entwicklungsländer-Vertreter in Streitbeilegungsverfahren sowie in der
Beratung und Fortbildung stärken. Das geht aus einem Gesetzentwurf
(19/19384) hervor, den der Bundestag am Donnerstag, dem 28. Mai 2020,
ohne Aussprache zur weiteren Beratung an den Entwicklungsausschuss
überweisen will.

Das ACWL sei von der WTO unabhängig und schließe eine Lücke in der
Rechtsdurchsetzung für Entwicklungsländer, heißt es darin. Die
Alternative zum vorliegenden Vertragsgesetz wäre ein dauerhafter
Verbleib Deutschlands im jetzigen Assoziiertenstatus ohne volle
Mitgliedsrechte. Deutschland sei derzeit das einzige Land mit diesem
Status neben elf Industrieländern und 37 Entwicklungsländern als
Vollmitglieder, betont die Bundesregierung.

 * 

2. Prognosen zum Stromverbrauch

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Bundesregierung hält an ihrer Prognose zum
Stromverbrauch im Jahr 2030 fest. Das geht aus einer Antwort
(19/18989) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/17690) hervor. Unterschiede zu anderen Studien ließen sich durch
abweichende Berechnungsgrundlagen erklären, heißt es darin. So gehe
die Bundesregierung beispielsweise von sieben bis zehn Millionen
Elektrofahrzeugen im Jahr 2030 aus, eine von den Fragestellern
zitierte Prognose unterstelle 23 Millionen E-Autos im selben Jahr.
Dadurch ergäben sich Abweichungen beim Bruttostromverbrauch von etwa
25 Prozent und verschiedene Angaben zum zukünftigen Energiemix.
Besonders der Anteil der Erneuerbaren Energien (EE) wird
unterschiedlich angegeben.

Gemäß dem Marktstammdatenregister der Bundesnetzagentur erfolge
derzeit kein nennenswerter Rückbau von EE-Anlagen. Diese fallen nach
21 Jahren aus der EEG-Vergütung. "Die Nutzungsdauer einer Anlage hängt
jedoch nicht ausschließlich von der Zahlung der EEG-Vergütung ab",
schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Corona-Folgen für Mittelständler

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die durch die Corona-Pandemie bedingte Situation
führt auch im Handwerk und bei Betrieben im Bau- und Ausbaugewerbe zu
Umsatzrückgängen. Das schreibt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/18923) auf eine Kleine Anfrage (19/18571) der FDP-Fraktion. Die
Situation sei allerdings nicht "dramatisch", da die Branche aus einer
sehr guten Ausgangslage komme und aus vollen Auftragsbüchern schöpfen
könne. Eine Kontaktstelle soll Probleme in den Lieferketten lösen,
zudem sei ein Schutzschirm im Umfang von 30 Milliarden Euro für die
Kreditversicherer aufgespannt worden, sodass die Lieferketten
abgesichert seien. Die Unternehmen profitierten zudem von einem neuen
KfW-Schnellkredit, der 100 Prozent Haftungsfreistellung für den
Finanzierungspartner garantiere. Somit könnten Kreditanfragen
schneller bearbeitet werden und der Antragssteller müsse kein
Eigenkapital einbringen.

Zum 20. April wurden den Angaben zufolge insgesamt 14.524 Anträge mit
einem Volumen von 27,26 Milliarden Euro für das KfW-Sonderprogramm
gezählt. Davon seien 14.288 Kredite mit einem Gesamtwert von 8,92
Milliarden Euro gewährt worden, die durchschnittliche Höhe der
ausgezahlten Kredite betrage rund 330.000 Euro.

 * 

4. Corona-Folgen für die Wirtschaft

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Bundesregierung erwartet einen deutlichen
Dämpfer für die deutsche Wirtschaft aufgrund der COVID-19-Pandemie. In
einer Antwort (19/18924) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/18570) schreibt sie, dass das deutsche Bruttoinlandsprodukt im
Jahr 2020 wahrscheinlich um 6,3 Prozent zurückgehen werde. Im Jahr
2021 gebe es dann ein Wachstum von 5,2 Prozent. Somit erreiche das
gesamtwirtschaftliche Aktivitätsniveau erst Anfang 2022 wieder den
Stand von 2019. Im verarbeitenden Gewerbe könne es noch länger dauern,
bis die Bruttowertschöpfung ihrem Ausgangsniveau entspricht. Die
Inflation bleibt im Szenario der Bundesregierung in der nächsten Zeit
unter zwei Prozent. Durch den niedrigen Ölpreis könnte diese 2020 mit
0,5 Prozent deutlich unter dem Vorjahreswert (1,4 Prozent) liegen und
erst 2021 auf 1,5 Prozent ansteigen.

Bisher hätten Soloselbstständige und Unternehmen mit bis zu zehn
Beschäftigten 1.729.100 Anträge auf Soforthilfe gestellt (Stand: 22.
April), davon hätten die Länder bisher 1.189.100 genehmigt. Die KfW
bearbeite 15.150 Kreditanträge mit einem Volumen von 27,8 Milliarden
Euro, von denen 14.926 mit einem Volumen von 9,3 Milliarden Euro
bewilligt worden seien. Für den Wirtschaftsstabilitätsfonds (WSF)
erwartet die Bundesregierung mindestens 7.000 antragsberechtigte
Unternehmen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und das
Bundesfinanzministerium seien fachlich für den WSF verantwortlich, die
Aufgaben könnten aber an die KfW übertragen werden.

 * 

5. Bundesrat für mehr Patientendatenschutz

Gesundheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Der Bundesrat spricht sich für Änderungen am
Patientendaten-Schutzgesetz (19/18793) der Bundesregierung aus. Die
Länderkammer sorgt sich in ihrer Stellungnahme zu dem Entwurf um die
Gewährleistung des Datenschutzes, wie aus der Unterrichtung (19/19365)
der Bundesregierung hervorgeht.

So kritisiert der Bundesrat unter anderem, dass für die Versicherten
nicht erkennbar sei, wer bei einem Datenleck oder unbefugter
Datenlöschung die Verantwortung trage. Es sei sinnvoll, einen
Gesamtverantwortlichen zu bestimmen.

Zudem warnt die Länderkammer vor einem Interessenkonflikt bei der
Zulassung von Komponenten und Diensten. Daher plädiert der Bundesrat
dafür, die Aufgabe nicht der Gesellschaft für Telematik, sondern dem
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) zu
übertragen.

Der Gesetzentwurf ist im Bundesrat nicht zustimmungspflichtig.

 * 

6. Bodenfeuchtigkeit in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/19265) die nach zwei "Hitzesommern"
ausgetrockneten Böden. Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen,
ob sich die Niederschlagsmengen und der Grundwasserspiegel verändert
haben. Auch die Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Produktion
werden erfragt.

 * 
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BUNDESTAG/9835: Heute im Bundestag Nr. 528 - 25.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 528

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 25. Mai 2020, Redaktionsschluss: 12.56 Uhr

1. Bestellung von Schutzmasken

2. Werbekampagnen des BMEL

3. Aalforschung im Thünen-Institut

4. Länder zur Änderung des NetzDG

5. Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes

6. Haftungsrecht im Luftverkehr



1. Bestellung von Schutzmasken

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Bestellung von Schutzmaterial in der
Coronakrise befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/19289). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wann die
Bundesregierung vor Lieferengpässen gewarnt wurde und was sie bis zum
3. März unternommen hat, um Schutzausrüstung, Schutzmasken und
Desinfektionsmittel zu beschaffen.

 * 

2. Werbekampagnen des BMEL

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/19270) nach der Wirkung der Werbekampagnen "#Dorfkinder"
und "Du entscheidest!". Die Abgeordneten wollen die Kosten, die Ziele
und das Ergebnis der Aktionen des Bundesministeriums für Ernährung
Landwirtschaft (BMEL) erfahren.

 * 

3. Aalforschung im Thünen-Institut

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die Erforschung des Aals im Thünen-Institut (TI)
beschäftigt die Abgeordneten der FDP-Fraktion (19/19266). Im Fokus
stehen die Kosten der Untersuchung und die bisherigen Erkenntnisse.

 * 

4. Länder zur Änderung des NetzDG

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/MWO) Über die Stellungnahme des Bundesrates und die
Gegenäußerung der Bundesregierung über den Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) (19/18792)
informiert die Bundesregierung in einer Unterrichtung (19/19367). In
seiner Stellungnahme bittet der Bundesrat unter anderem, im weiteren
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob als Konsequenz aus dem Urteil des
Europäischen Gerichtshofs vom 3. Oktober 2019 (Rechtssache C-18/18)
eine gesetzliche Regelung geschaffen werden sollte, wonach die bereits
bestehende gesetzliche Löschungsverpflichtung der Plattformbetreiber
über den konkret gemeldeten Inhalt hinaus auf wortgleiche
rechtswidrige Inhalte sowie möglichst auch auf sinngemäß
inhaltsgleiche rechtswidrige Inhalte ausgedehnt wird. Die
Bundesregierung weist in ihrer Gegenäußerung unter anderem darauf hin,
dass sich das NetzDG mit seinen Compliance-Vorgaben bewusst auf den
jeweiligen Inhalt richte, gegen den Beschwerde erhoben werde und der
potentiell strafbar sei. Schon nuancierte Veränderungen des konkret
gemeldeten Inhalts oder des jeweiligen Kontextes (zum Beispiel Satire,
Berichterstattung) könnten eine andere Bewertung der Strafbarkeit
erfordern. Aus Sicht der Bundesregierung sollte die im Beschluss
angesprochene breiter angelegte Thematik nicht unter dem Zeitdruck des
laufenden Gesetzgebungsverfahrens diskutiert werden. Anlass dazu biete
auch der von der Europäischen Kommission angekündigte Vorschlag eines
sogenannten Rechtsakts über digitale Dienste. Die
Bundesrats-Stellungnahme umfasst insgesamt 17 Anmerkungen, Vorschläge
und Prüfbitten, die die Bundesregierung unterschiedlich bewertet.

 * 

5. Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/MWO) Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Entwurf
eines Gesetzes zur Förderung der Elektromobilität und zur
Modernisierung des Wohnungseigentumsgesetzes und zur Änderung von
kosten- und grundbuchrechtlichen Vorschriften
(Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetz - WEMoG) (19/18791) und die
Gegenäußerung dazu ist Gegenstand einer Unterrichtung der
Bundesregierung (19/19369). Danach beschloss der Bundesrat in seiner
Sitzung Mitte Mai, Verbesserungen bei der Errichtung der
Ladeinfrastruktur und eine Reihe weiterer Änderungen vorzuschlagen.
Zur Ladeinfrastruktur verweist die Bundesregierung in ihrer
Gegenäußerung auf den Entwurf eines Gesetzes zum Aufbau einer
gebäudeintegrierten Lade- und Leitungsinfrastruktur für die
Elektromobilität (Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz -
GEIG), der sich derzeit im Gesetzgebungsverfahren befinde. Einigen
Vorschlägen stimmt die Bundesregierung nicht zu, weiteren wird
teilweise zugestimmt.

 * 

6. Haftungsrecht im Luftverkehr

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/MWO) Wie die Bundesregierung in einer Unterrichtung
(19/19370) mitteilt, hat der Bundesrat in seiner 989. Sitzung am 15.
Mai 2020 beschlossen, in seiner Stellungnahme zu dem Entwurf eines
Dritten Gesetzes zur Harmonisierung des Haftungsrechts im Luftverkehr
(19/18790) eine Änderung vorzuschlagen. Danach soll der
Anwendungsbereich der Paragrafen 57 und 57a des Luftverkehrsgesetzes
auf Ansprüche im Zusammenhang mit der Aufhebung eines
Luftbeförderungsvertrags, dem Nichtantritt eines Teils der gebuchten
Flugreise und Gutscheine, die an Stelle der Rückzahlung des
Flugpreises bei Annullierung ausgegeben werden, erweitert werden. Wie
die Bundesregierung in der Unterrichtung schreibt, wird sie den
Vorschlag des Bundesrates prüfen. Die Bundesregierung setze im
Hinblick auf die Schlichtung im Luftverkehr auf freiwillige Lösungen
und auf eine Verständigung mit der Luftverkehrswirtschaft. Eine
Schlichtung könne nur dann gelingen, wenn sie von den Beteiligten auch
akzeptiert wird. Aus Sicht der Bundesregierung wäre daher unabdingbare
Voraussetzung für die Umsetzung des Vorschlags, darüber zuvor eine
Verständigung mit den Luftfahrtunternehmen zu suchen.

 * 
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BUNDESTAG/9834: Heute im Bundestag Nr. 527 - 25.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 527

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 25. Mai 2020, Redaktionsschluss: 11.20 Uhr

1. Steuerabkommen mit Finnland

2. Bundesrat verlangt Kostendarstellung

3. Verbotsverfügung zugeschickt

4. Straftaten der Reichsbürger

5. Antisemitische Internetseite

6. Mehr als zwei Millionen Konsultationen

7. Mehr mobiles Arbeiten in Ministerien



1. Steuerabkommen mit Finnland

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
zu dem Protokoll vom 18. November 2019 zur Änderung des Abkommens vom
19. Februar 2016 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Finnland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur
Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom
Einkommen (19/19385) eingebracht. Unter anderem soll eine
Missbrauchsvermeidungsklausel in den Vertrag aufgenommen werden.

 * 

2. Bundesrat verlangt Kostendarstellung

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Für den Bundesrat ist unklar, wie die
Vereinheitlichung der Aufsicht über Finanzanlagenvermittler bei der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) finanziell und
organisatorisch tatsächlich umgesetzt werden soll. Dies schreibt der
Bundesrat in seiner Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur
Übertragung der Aufsicht über Finanzanlagenvermittler und
Honorarfinanzanlagenberater auf die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (19/18794), die von der Bundesregierung
als Unterrichtung (19/19364) vorgelegt wurde.

Der Bundesrat verweist auf den Nationalen Normenkontrollrat (NKR), der
zu dem Ergebnis gekommen sei, dass der Erfüllungsaufwand und die
weiteren Kosten nicht vollständig methodengerecht ermittelt und
nachvollziehbar dargestellt worden seien. Daher bittet der Bundesrat,
den tatsächlichen Personalbedarf und die jährlichen Kosten, die durch
die Aufsicht der BaFin für die Wirtschaft tatsächlich entstehen
würden, erneut zu prüfen. Außerdem kritisiert der Bundesrat, dass sich
die Bundesregierung nicht substantiiert genug mit möglichen
Regelungsalternativen auseinandergesetzt habe.

In ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesrates kündigt die
Bundesregierung eine nochmalige Prüfung der Kosten und
Personalkalkulationen im Rahmen des Gesetzgebungsvorhabens an.
Insgesamt unterstreicht sie ihre Ansicht, dass eine
Aufsichtsübertragung erforderlich sei. Die bestehende organisatorische
Zersplitterung der Aufsicht könne sich negativ auf deren
Einheitlichkeit und Qualität sowie den Anlegerschutz auswirken.

 * 

3. Verbotsverfügung zugeschickt

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Verbotsverfügung gegen die rechtsextreme
Vereinigung "Combat 18" ist sieben Personen zugestellt worden. Die
Gruppe habe in Deutschland bis zu ihrem Verbot im Januar 2020 rund 20
Mitglieder gehabt, heißt es in der Antwort (19/19261) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/18577) der Linksfraktion.
Darüber hinaus gebe es eine unbekannte Zahl von Sympathisanten.

 * 

4. Straftaten der Reichsbürger

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Sicherheitsbehörden haben 2019 mehrere Hundert
Straftaten sogenannter "Reichsbürger" und "Selbstverwalter"
registriert. Insgesamt waren es 677 versuchte oder ausgeführte
Delikte, wie aus der Antwort (19/19183) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/17181) der Grünen-Fraktion hervorgeht.

Zu den Straftaten zählten unter anderem Körperverletzung, Erpressung,
Nötigung oder Volksverhetzung. "Reichsbürger" lehnen die Legitimität
und Souveränität der Bundesrepublik Deutschland ab.

 * 

5. Antisemitische Internetseite

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Ende November 2015 eingerichtete Internetseite
"judas.watch" weist nach Einschätzung der Bundesregierung eine
antisemitische Ausrichtung auf. Die Seite nehme für sich in Anspruch,
einen "jüdischen Einfluss" zu verdeutlichen, heißt es in der Antwort
(19/19178) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/17966) der
Linksfraktion.

Ziel der Betreiber sei es, Beweise für die Existenz eines Netzwerks zu
sammeln, das gegen "weiße Menschen und ihre Interessen" agiere und
Demokratien untergrabe. Als Herkunftsland des Seitenanmelders sei
Panama angegeben. Eine Kontakt- oder E-Mail-Adresse des Anmelders sei
nicht bekannt.

 * 

6. Mehr als zwei Millionen Konsultationen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Zwischen dem 5. Februar 2016 und dem 31. Mai 2019
sind rund 594.000 Ausländer nach Deutschland eingereist, die
anschließend ein Asylgesuch oder einen Asylerstantrag gestellt haben.
Das geht aus der Antwort (19/19233) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/18345) der Linksfraktion hervor.

In mehr als zwei Millionen Fällen wurden seit Mai 2017 die Daten von
Asylsuchenden über eine sogenannte Konsultationsanfrage an die
Sicherheitsbehörden und Nachrichtendienste des Bundes übermittelt.
2017 waren es rund 857.000 Anfragen, 2018 rund 683.000, 2019 rund
582.000 und bis Ende März 2020 rund 130.000 Anfragen. Die Zahl der
Personen, zu denen konsultiert wurde, lag jeweils deutlich niedriger.

 * 

7. Mehr mobiles Arbeiten in Ministerien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesministerien ermöglichen ihren Beschäftigten
in der Coronakrise die Teilnahme am mobilen Arbeiten. Diese Regelungen
gingen derzeit weiter als im Normalbetrieb, heißt es in der Antwort
(19/19170) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/18882) der
FDP-Fraktion.

Damit werde den Mitarbeitern die Möglichkeit gegeben, Fahrten mit
öffentlichen Verkehrsmitteln in den Dienst zu vermeiden und somit die
Ansteckungsgefahr zu reduzieren oder der besonderen Ausnahmelage
Rechnung zu tragen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 527 - 25. Mai 2020 - 11.20 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag
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SOZIALES/1553: Brauchen flächendeckend Öffnungskonzepte für Kitas und Schulen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 25. Mai 2020

SEESTERN-PAULY: Brauchen flächendeckend Öffnungskonzepte für Kitas
und Schulen



Zur Debatte über die Öffnung von Kitas und Schulen erklärt der
kinder- und jugendpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Matthias
Seestern-Pauly:

"Durch weiter andauernde Schul- und Kita-Schließungen riskieren wir,
dass es zu großen Rückständen in der sozialen Entwicklung von Kindern
kommt und schmälern die Bildungschancen einer ganzen Generation.
Deshalb müssen Kinder und Familien in der Corona-Krise endlich
größere Priorität haben. Wir brauchen flächendeckend verantwortbare
Öffnungskonzepte für Kitas und Schulen, damit diese schnell wieder
öffnen können. Einige wenige Länder gehen zwar mit gutem Beispiel
voran, die übrigen müssen jedoch folgen. Experten und Fachverbände
warnen schon lange vor den Langzeitfolgen der Schließungen von Kitas
und Schulen für Kinder. Klar ist: Kinder brauchen Kinder zum Spielen
und Lernen sowie Eltern Entlastung. Beides ist jetzt wieder möglich
und muss daher kommen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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WIRTSCHAFT/3124: Große Koalition darf keine Strohfeuer entfachen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 22. Mai 2020

HOUBEN: Große Koalition darf keine Strohfeuer entfachen



Zu den Empfehlungen des Sachverständigenrates erklärt der
wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard Houben:

"Die Wirtschaftsweisen haben bestätigt, was die FDP-Fraktion seit
Wochen anmahnt: selektive Einzelmaßnahmen wie etwa eine Kaufprämie
für Autos sind ein Irrweg und würden der Konjunktur wenig helfen.
Statt solche Strohfeuer zu entfachen, muss die Große Koalition die
Rahmenbedingungen für die Wirtschaft verbessern. Dafür fordert die
FDP-Fraktion beispielsweise die Einführung einer 'negativen
Gewinnsteuer', die von den Finanzämtern direkt an Unternehmen
ausgezahlt wird. Das würde die Wirtschaft schnell und zielsicher
entlasten, ohne den Steuerzahler übermäßig zu belasten. Zusätzlich
müssen die Energiekosten durch eine reduzierte Stromsteuer für
Privathaushalte und Unternehmen dringend gesenkt werden. Wir
erwarten, dass die Bundesregierung die Empfehlungen der
Wirtschaftsweisen umgehend umsetzt."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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HAMBURG/5154: Schulöffnungen - Kein Plan bei der Hygiene (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 25. Mai 2020

Schulöffnungen: Kein Plan bei der Hygiene



Zur heute beginnenden schrittweisen Öffnung der Hamburger Schulen hat
sich der Bildungssenator mit einer Privatspende von mehreren
zehntausend Mund-Nase-Schutzmasken präsentiert. "Nach neun Wochen der
Schließung hat die Behörde weder ein überzeugendes Konzept noch das
entsprechende Material, um den Schulen überhaupt die Einhaltung der
Hygienestandards zu ermöglichen", erklärt Sabine Boeddinghaus, die
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Die schulischen Mitarbeiter_innen klagen
seit langem über ungenügende Schutzausrüstung und große Unklarheit.
Der Krisenstab, der die Hygienemaßnahmen in den Schulen umsetzen soll,
hat die Lieferung von gerade mal einem Desinfektionsspender pro
Grundschule oder ReBBZ verfügt - auf dieser Grundlage können die
Schulen nicht sicher arbeiten. Aber die Behörde interessiert sich
nicht für die konkrete Arbeit, sie übernimmt keine Verantwortung,
weder für ihre Bediensteten noch für Hamburgs Schüler_innen."

Boeddinghaus kritisiert besonders, dass beim Gesundheitsschutz die
Personalvertretungen ausgehebelt wurden: "Die Behörde meint, allein
und nach Gutdünken verfahren zu können. Aber betriebliche
Mitbestimmung gilt auch jetzt! Ich fürchte, dass der Senator sein
unverbindliches Versprechen, Lehrkräfte aus Risikogruppen müssten
nicht in den Präsenzdienst, wieder kassieren wird, so wie es auch in
NRW gelaufen ist. Schlechte Politik ist eine schlecht Kopiervorlage."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 25. Mai 2020
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HAMBURG/5153: "Hygienedemos" und Gegenproteste - Zweierlei Maß bei der Polizei? (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 24. Mai 2020

"Hygienedemos" und Gegenproteste: Zweierlei Maß bei der Polizei?



Die Polizei ist gestern mit Wasserwerfern und Festnahmen gegen
friedliche Proteste gegen die "Hygienedemonstrationen" vorgegangen.
Wegen des harten Einsatzes sah sich das "Hamburger Bündnis gegen
Rechts" gezwungen, seine angemeldete und genehmigte Kundgebung
frühzeitig aufzulösen. "Das Vorgehen gegen friedliche
Demonstrant_innen und ohne erkennbaren Anlass war vollkommen überzogen
und unverhältnismäßig, die Polizei hat eine vermeidbare Eskalation
herbeigeführt", erklärt Deniz Celik, innenpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Trotz mehrerer
Dialogversuche war die Einsatzleitung nicht zu einer deeskalierenden,
die Versammlung ermöglichenden Lösung bereit. Legitimer Protest darf
nicht so durchsichtig unter dem Vorwand des Infektionsschutzes
verhindert werden!"

Einzelne Verstöße gegen das Abstandsgebot könnten den überharten
Einsatz und im Ergebnis die notgedrungene Auflösung der Kundgebung
keinesfalls rechtfertigen, so Celik: "Vor dem Hintergrund, dass seit
Wochen Auflagenverstöße auf so genannten Hygienedemos großzügig
geduldet werden, entsteht der Eindruck, dass mit zweierlei Maß
gemessen wird."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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HAMBURG/5152: Rot-grüne Umweltpolitik - Es ist nur noch traurig (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 22. Mai 2020

Rot-grüne Umweltpolitik: "Es ist nur noch traurig"



In den Koalitionsverhandlungen haben sich SPD und Grüne auf ihre
weitere Umweltpolitik geeinigt. Moorburg soll - wenn überhaupt - nur
in Absprache mit Vattenfall abgeschaltet oder umgebaut werden, Geld
für einen möglichen Rückkauf wird nicht bereitgestellt. Die A26 Ost
wird nun doch gebaut und für den Vollhöfner Wald werden andere Gelände
geopfert. "Von gestärkten Grünen hätte ich mehr für Hamburg, das Klima
und die Umwelt erwartet", erklärt Stephan Jersch, umweltpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.
"Diese Verhandlungen sind nur noch ein trauriges Kapitel für eine
einstmals ambitioniert gestartete Partei. Auf einen völlig
unzulänglichen Klimaplan lediglich ein paar Prüfaufträge
draufzusatteln reicht einfach nicht. Und es ist geradezu höhnisch,
dass die Koalitionäre versprechen, ihre in diesem schwachen Klimaplan
längst festgelegten Klimaschutzvorgaben erfüllen zu wollen."

Von ordnungspolitischen Vorgaben wie klimapolitischen Bedingungen für
die Vergabe von Fördermittel im Rahmen der Corona-Pandemie ist nichts
zu hören. "Der Senat will einfach da weitermachen, wo er vor der Krise
aufgehört hat", kritisiert Jersch. "Ein ambitionierter Neustart ist
verpasst worden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 22. Mai 2020
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RECHT/749: Abschaltautomatik ist vorsätzlich sittenwidrige Schädigung der Verbraucherinnen und Verbraucher

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 25. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Abschaltautomatik ist vorsätzlich sittenwidrige Schädigung der Verbraucherinnen und Verbraucher



Nach dem heutigen Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) steht
höchstrichterlich fest, dass Verbraucherinnen und Verbraucher im
Dieselskandal sittenwidrig geschädigt wurden. Die
SPD-Bundestagsfraktion begrüßt das verbraucherfreundliche Urteil.

"Der Bundesgerichtshof hat mit seinem heutigen Urteil einen weiteren
Meilenstein in der juristischen Aufarbeitung des Diesel-Abgas-Skandals
genommen. Nachdem im April bereits mehr als 200.000 geschädigte
VW-Kundinnen und Kunden durch die erste von uns eingeführte
Musterfeststellungsklage zu ihrem Recht gekommen sind, hat der BGH nun
auch für die weiteren rund 60.000 Verbraucherinnen und Verbraucher,
deren Klagen noch anhängig sind, den Weg geebnet.

Der Bundesgerichtshof hat außerdem ausdrücklich festgestellt, dass VW
auf der Grundlage einer strategischen Entscheidung im eigenen Kosten-
und Gewinninteresse durch bewusste und gewollte Täuschung die
Verbraucherinnen und Verbraucher sittenwidrig getäuscht hat und die
Motorsteuerungssoftware bewusst und gewollt so programmiert hat, dass
die gesetzlichen Abgasgrenzwerte mittels einer unzulässigen
Abschalteinrichtung nur auf dem Prüfstand eingehalten wurden. Damit
ist klar: Auch für große Konzerne gelten Recht und Gesetz. Wer
Verbraucherinnen und Verbraucher betrügt, haftet für die Schäden."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. Mai 2020
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LATEINAMERIKA/1974: Haiti - Trotz Pandemie nimmt die Protestwelle wieder Fahrt auf (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Haiti 

Trotz Pandemie: Protestwelle nimmt wieder Fahrt auf



Seit Ende 2019 steht Haitis Präsident wegen Korruption und
Veruntreuung staatlicher Gelder in der Kritik. Nun nimmt der Protest
Fahrt auf - trotz Corona.

(Port-au-Prince, 18. Mai 2020, TeleSUR/npla) - Die Oppositionsbewegung
"Sector Democrático y Popular" (Demokratischer und volksnaher Sektor)
hat abermals zum Protest aufgerufen, um den Rücktritt von Präsident
Jovenel Moïse zu fordern. Die Kundgebungen sollten trotz der
Pandemie-bedingten Beschränkungen stattfinden. Als Protesttag wurde
der 18. Mai 2020 ausgewählt - in Haiti ein bedeutsames Datum: Nachdem
Toussaint Louverture [1], Anführer der haitianischen Revolution, sein
Volk aus der Sklaverei geführt hatte, wurde als Symbol der Vertreibung
des weißen Mannes am 18. Mai 1803 der weiße Streifen aus der
französischen Trikolore gerissen. So entstand die blaurote Fahne
Haitis. Seither wird dieses Datum traditionell als Entstehungstag der
Nationalflagge gefeiert.

Die Demonstrant*innen kritisieren die von Präsident Moïse ergriffenen
Maßnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus und fordern ihn auf, sein Amt
zum 7. Februar 2021 niederzulegen. Seit Ende 2019 steht der amtierende
Präsident wegen angeblicher Korruption und Veruntreuung staatlicher
Gelder in der Kritik. Die Vorwürfe haben zu einer Welle von Protesten
geführt, die bis zum heutigen Tage anhalten. Seit Februar 2020 meldet
auch die Polizei Forderungen an. Im Zuge ihrer Protestaktionen kam es
zu Gewaltausbrüchen und sogar zum Putschversuch.

Währenddessen nimmt auch in Haiti die Zahl der Corona-Infizierten
stetig zu. Bisher (Stichtag 23. Mai 2020) wurden 734 Fälle bestätigt,
25 Menschen sind bisher an dem Virus gestorben.


Anmerkung:

[1] http://slaveryandremembrance.org/people/person/?id=PP052


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/trotz-pandemie-protestwelle-nimmt-wieder-fahrt-auf/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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HOCHSCHULE/2346: Sommersemester - Erfolgreicher Start, aber Herausforderungen bleiben (idw)

Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 22.05.2020

Sommersemester: Erfolgreicher Start, aber Herausforderungen bleiben

Besondere Unterstützung für Kunst- und Musikhochschulen nötig



Einen Monat nach dem Start des Sommersemesters 2020 als Online-Semester
zieht HRK-Präsident Prof. Dr. Peter-André Alt eine positive erste
Zwischenbilanz, benennt aber auch den verbleibenden Handlungsbedarf:

"Die Umstellung auf digitale Lehrformate ist den Hochschulen in weiten
Teilen sehr gut gelungen. Dies ist in erster Linie dem überragenden, auch
kräftezehrenden Engagement der Lehrenden und Verwaltungen zu verdanken.
Die Basis haben die Hochschulen oftmals schon lange vor der Corona-Krise
gelegt; sie haben im Rahmen ihrer Möglichkeiten Personal geschult, die
digitale Infrastruktur ausgebaut und Online-Lehrformate kontinuierlich
weiterentwickelt. Unterstützt werden sie aktuell vielfach und
anerkennenswert durch kurzfristig aufgelegte Sonderprogramme auf
Landesebene.

Diese erste positive Bilanz eines sehr besonderen Semesters kann aber
nicht darüber hinwegtäuschen, dass es bald einer gemeinsamen Anstrengung
von Bund und Ländern und Hochschulen bedarf, um die digitalen
Infrastrukturen an den Hochschulen für die nun umso deutlicher gewordenen
Anforderungen dauerhaft zu ertüchtigen. Die HRK hat dies schon vor der
entsprechenden Ankündigung im Koalitionsvertrag des Bundes und den
Empfehlungen der Expertenkommission Forschung und Innovation wiederholt
deutlich gemacht. Ein Förderprogramm des Bundes und der Länder, das die
Digitalisierungsbedürfnisse der Hochschulen berücksichtigt, wäre daher
sehr zu begrüßen.

Großer Aufmerksamkeit bedarf aktuell die Situation der deutschen Kunst-
und Musikhochschulen. Auch dort setzen sich die Lehrenden sehr dafür ein,
für ihre Studierenden digitale Lehrangebote im
theoretisch-wissenschaftlichen Bereich zur Verfügung zu stellen. Allerdings
sind die künstlerischen Hochschulen in besonders hohem Maße auf praktische
Lehrformate angewiesen, die in vollem Umfang nur im Präsenzunterricht
möglich sind. In diesem Bereich sind deshalb der Infektionslage
angemessene Lockerungen der physischen Unterrichtsbeschränkungen von
besonderer Bedeutung. Zu berücksichtigen ist auch, dass gerade einem
großen Teil der Kunst- und Musikhochschulen ein für das Wintersemester
2020/21 möglicherweise eintretender Rückgang der Zahl internationaler
Studierender erhebliche Probleme bereiten würde.

Vor diesem Hintergrund wendet sich der HRK an die Regierungen von Bund und
Ländern mit dem dringenden Appell, bei allen künftigen Beschlüssen die
besonderen Bedürfnisse der Kunst- und Musikhochschulen gezielt zu
berücksichtigen."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 22.05.2020
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KULTUR/445: Bund verdoppelt Mittel des Soforthilfeprogramms NEUSTART (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 22. Mai 2020

Bund verdoppelt Mittel des Soforthilfeprogramms NEUSTART 

Grütters: "Programm hat ins Schwarze getroffen!"



Kulturstaatsministerin Monika Grütters hat die Mittel für das
Soforthilfeprogramm NEUSTART zunächst um
weitere 10 Millionen Euro auf 20 Millionen Euro verdoppelt.

Ziel des Programms ist es, kleineren und mittleren Kultureinrichtungen bei
Umbau- und Ausstattungsmaßnamen angesichts der Coronakrise zu helfen.

Monika Grütters: "Unser Sofortprogramm NEUSTART hat ins Schwarze getroffen!
Die Nachfrage ist überwältigend: schon jetzt haben uns schon fast 1000
Anträge erreicht. Aufgrund des hohen Bedarfs haben wir uns daher sehr
schnell dafür entschieden, nach nur drei Wochen die Mittel in meinem
Haushalt erheblich aufzustocken. Denn unser Ziel ist es, so vielen
Kultureinrichtungen wie möglich bei der Wiedereröffnung zu helfen. Damit
leistet das Programm einen wichtigen Beitrag bei der Revitalisierung der
kulturellen Infrastruktur in den Ländern und Kommunen."

Die Mittel aus dem Programm dienen dazu, durch Corona bedingte
Umbaumaßnahmen in Kultureinrichtungen umzusetzen. Gefördert werden
Investitionen zwischen 10.000 und 50.000 Euro. Dazu gehören der Einbau von
Schutzvorrichtungen und die Optimierung der Besuchersteuerung. Auch
digitale Vermittlungsformate können gefördert werden. Das Programm richtet
sich an Museen, Ausstellungshallen und Gedenkstätten, Veranstaltungsorte
von Konzert- und Theateraufführungen sowie an soziokulturelle Zentren und
Kulturhäuser. Projektträger ist der Bundesverband Soziokultur.

Weitere Informationen erhalten Sie auf

www.neustartkultur.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. Mai 2020

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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MILITÄR/975: Der Abriss der Rüstungskontrolle (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 25. Mai 2020

german-foreign-policy.com

Der Abriss der Rüstungskontrolle

Berlin beschuldigt Russland für den US-Ausstieg aus dem Open
Skies-Vertrag, lehnt eigene Abrüstungsschritte ab.



BERLIN/WASHINGTON - Außenminister Heiko Maas äußert "Bedauern"
über die Kündigung des Open Skies-Vertrages durch die Vereinigten Staaten,
lehnt aber zugleich eigene Abrüstungsschritte dezidiert ab. Die
Trump-Administration hatte vergangene Woche angekündigt, sich aus dem für
die Rüstungskontrolle wichtigen Open Skies-Vertrag zurückzuziehen. Wie
üblich schiebt Washington die Schuld Moskau in die Schuhe. Dem schließt
sich nun auch das Auswärtige Amt an. Laut Einschätzung eines Experten der
Berliner Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) entbehren die Vorwürfe
allerdings jeder "faktischen Grundlage". Die US-Regierung droht dennoch
einen Schritt weiterzugehen und nicht nur mit dem "New Start"-Abkommen den
nächsten Rüstungskontrollvertrag zu verlassen, sondern auch das weltweit
respektierte Atomtestmoratorium zu brechen. Unterdessen weist die
Bundesregierung Forderungen zurück, Deutschland solle sich von der
"nuklearen Teilhabe" trennen, um einen eigenen Beitrag zur Abrüstung zu
leisten. Dies sei keine Option, weil es "Russland gelegen" komme, heißt es
zur Begründung in Kommentaren. 

Der Open Skies-Vertrag

Der Open Skies-Vertrag (Treaty on Open Skies, Vertrag über den Offenen
Himmel), der 1992 geschlossen wurde und 2002 in Kraft trat, ist bis heute
von 34 Staaten unterzeichnet und ratifiziert worden, darunter insbesondere
Russland und die USA, aber auch fast alle NATO-Staaten Europas. Er erlaubt
es, Beobachtungsflüge über den Territorien anderer Vertragsstaaten
durchzuführen; die zulässige Anzahl richtet sich nach der Größe des
betreffenden Landes. So dürfen zum Beispiel die USA und Russland jeweils 42
Flüge pro Jahr durchführen, Deutschland zwölf. Die Flüge ermöglichen es
nicht nur, die Einhaltung von Rüstungskontrollvereinbarungen zu überprüfen,
sondern auch, punktuell militärische Aktivitäten zu beobachten. So führten
westliche Staaten auf dem Höhepunkt der Ukraine-Krise zwischen März und
Juli 2014 22 Flüge über Westrussland und der Ukraine durch.[1] Eine
Besonderheit der Open Skies-Beobachtungsflüge besteht darin, dass jeweils
Teams sowohl des beobachtenden als auch des beobachteten Staates an Bord
sind und ihre Erkenntnisse teilen; das begünstigt zumindest potenziell eine
einvernehmliche Feststellung von Tatsachen. Laut Angaben der Stiftung
Wissenschaft und Politik (SWP) in Berlin wurden seit 2002 gut 1.500
Beobachtungsflüge durchgeführt, rund 500 davon über russischem und
belarussischem Territorium durch die USA (200) und andere NATO-Staaten
(300). Russland führte nur 70 Flüge über US-Territorium durch, sehr viel
mehr hingegen über den NATO-Staaten Europas, die für etwaige westliche
Angriffsvorbereitungen zentrale Bedeutung besitzen.

Vorwürfe ohne Grundlage

Die Vorwürfe gegen Russland, mit denen die Trump-Administration ihren
Austritt aus dem Open Skies-Vertrag begründet, entbehren laut Auffassung
der SWP "der faktischen Grundlage".[2] Zum einen geht es dabei um
Differenzen hinsichtlich der russischen Südgrenze. Moskau hat im Jahr 2008
Abchasien und Südossetien als Staaten anerkannt und wendet seitdem dort die
Vertragsregel an, dass bei den Beobachtungsflügen ein Abstand von zehn
Kilometern zu Nichtvertragsstaaten eingehalten werden muss. Es gibt also
Einschränkungen für Beobachtungsflüge an der russischen Südgrenze. Georgien
hat daraufhin im Jahr 2012 den Open Skies-Vertrag gegenüber Russland
suspendiert. Der Konflikt ist nicht gelöst; allerdings weist die SWP darauf
hin, dass die Sensoren, die bei den Beobachtungsflügen genutzt werden,
"äußerst leistungsfähig" sind, weshalb die 10-Kilometer-Zone "für die
Erkenntnisgewinnung nur von geringer Bedeutung" ist. Zum anderen hat
Russland die Flüge über seiner Exklave Kaliningrad eingeschränkt, seit
Polen im Jahr 2014 einen Flug über dem lediglich 15.000 Quadratkilometer
großen Gebiet auf mehrere Stunden ausdehnte und damit eine Sperrung des
dortigen Luftraums für andere Flüge erzwang. Seitdem dürfen die Flüge über
Kaliningrad 500 Kilometer nicht überschreiten. Eine solche Einschränkung
ist üblich: Tschechien lasse lediglich 600 Kilometer weite Flüge zu,
Deutschland 1.200 Kilometer weite, berichtet die SWP. Die USA, heißt es bei
dem Think-Tank weiter, hätten dennoch, um Vergeltung zu üben, Russlands
Beobachtungsflüge "über und von Alaska aus so begrenzt", dass russische
Flugzeuge "Hawaii und die anderen pazifischen Inseln nicht mehr überfliegen
können".

"Ein beispielloses nukleares Wettrüsten"

Die Kündigung des Vertrags, die in sechs Monaten rechtswirksam wird, bringt
den Vereinigten Staaten operativ keine Nachteile. Zum einen stufen Experten
die US-Satellitenaufklärung als nicht weniger effizient als Open
Skies-Flüge ein; zum anderen werde Washington wohl, urteilt die SWP, von
den Beobachtungsflügen der europäischen NATO-Staaten profitieren: "Zwar
verbietet das der [Open Skies-]Vertrag, doch die Bündnispartner tauschen
die Erkenntnisse der Nachrichtengewinnung regelmäßig untereinander aus."[3]
Russland hingegen kann in Zukunft nur noch US-Truppen in Europa beobachten,
nicht mehr aber US-Territorium; machtpolitisch verschieben sich damit die
Gewichte ein weiteres Stück zugunsten der USA. Schwer wiegt jedoch vor
allem, dass Deutschlands wichtigster NATO-Verbündeter das globale
Rüstungskontrollsystem weiter niederreißt: Nach dem US-Ausstieg aus dem
INF-Vertrag zur Abschaffung landgestützter Mittelstreckenraketen und der
Kündigung des Open Skies-Vertrags hat die Trump-Administration nun auch
noch in Aussicht gestellt, den New Start-Vertrag zur Reduzierung nuklearer
strategischer Angriffswaffen nicht, wie ursprünglich geplant, im kommenden
Jahr zu verlängern. Vergangene Woche wurde darüber hinaus bekannt, dass
Washington jüngst erwogen hat, einen Atomtest durchzuführen und damit das
einschlägige Moratorium, das alle Atommächte bis auf Nordkorea einhalten,
zu brechen. Ob inzwischen eine Entscheidung gefällt wurde, ist unklar.
Kritiker warnen, der Schritt könne "ein beispielloses nukleares
Wettrüsten" auslösen.[4]

"Druck auf Moskau"

Davon, dass sein militärischer Hauptverbündeter die Welt immer weiter an
den Rand des nuklearen Abgrunds treibt, sucht Berlin - wie bereits im Falle
des INF-Vertrags [5] - abzulenken, indem es die US-Vorwürfe gegenüber
Russland unterstützt. So wird Außenminister Heiko Maas mit der Äußerung
zitiert, zwar sei die Kündigung des Abkommens "nicht gerechtfertigt";
allerdings gebe es "auf der Seite Russlands ... Schwierigkeiten bei der
Umsetzung des Vertrags", weshalb man "Druck auf Moskau" ausüben müsse.[6]
Zudem hat Maas gemeinsam mit seinen Amtskollegen aus zehn weiteren
EU-Staaten eine Erklärung unterzeichnet, in der es heißt, man wolle
"weiterhin auf Russland einwirken", um etwa "die unzulässigen
Beschränkungen der Flüge über Kaliningrad" zu beenden.[7] Gegenüber
der Trump-Administration, die mutwillig Schritt um Schritt sämtliche in den
vergangenen Jahrzehnten erzielten Rüstungskontrollmechanismen niederreißt,
drücken die elf EU-Minister lediglich "Bedauern" aus.

Machtkampf hat Vorrang

Ohnehin gilt das vorgebliche deutsche Streben nach Abrüstung lediglich der
Aufrechterhaltung von Mechanismen, die - wie der INF- sowie der Open
Skies-Vertrag - dazu beitragen, die Aufrüstung gegnerischer Staaten, in der
Praxis meistens Russlands, zu begrenzen oder sie wenigstens zu
kontrollieren. Anders verhält es sich, sobald Deutschland selbst einen
Beitrag leisten müsste. Dies zeigen nicht nur die milliardenschweren
konventionellen Aufrüstungspläne Berlins [8], sondern beispielhaft auch die
Debatte um die "nukleare Teilhabe", in deren Rahmen deutsche Kampfjets bei
Bedarf die in Büchel gelagerten US-Atombomben abwerfen müssten. Die
Forderung, Berlin solle, um glaubwürdig zu sein, einen ersten Schritt in
Sachen Abrüstung tun und aus der "nuklearen Teilhabe" aussteigen, erteilt
Außenminister Maas eine klare Absage. "Einseitige Schritte" würden "das
Vertrauen unserer engsten Partner und europäischen Nachbarn untergraben" -
sie "schwächen unsere Bündnisse", erklärte Maas kürzlich; eine Absage an
die "nukleare Teilhabe" komme deshalb nicht in Frage.[9] Als liberal
geltende Medien lehnen eine solche Absage mit der Begründung ab, sie "käme
Russland gelegen".[10] Demnach hat der Machtkampf gegen Russland Vorrang
vor nuklearer Abrüstung - nicht nur für Washington, sondern auch für
Berlin.


Anmerkungen:

[1], [2], [3] Wolfgang Richter: Angriff auf den Open-Skies-Vertrag.
Präsident Trump will den Vertrag über den Offenen Himmel kündigen.
SWP-Aktuell Nr. 38. Mai 2020.

[4] John Hudson, Paul Sonne: Trump administration discussed conducting
first U.S. nuclear test in decades. washingtonpost.com 22.05.2020.

[5] S. dazu Abschied vom INF-Vertrag (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7804/

und Abschied vom INF-Vertrag (III)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7996/

[6] Europäische Staaten wollen "Open Skies"-Abkommen retten. Frankfurter
Allgemeine Zeitung 23.05.2020.

[7] Erklärung der Außenministerien Belgiens, Deutschlands, Finnlands,
Frankreichs, Italiens, Luxemburgs, der Niederlande, Portugals, Spaniens,
Schwedens und der Tschechischen Republik zur Ankündigung der USA, aus dem
Vertrag über den Offenen Himmel auszutreten. auswaertiges-amt.de
22.05.2020.

[8] S. dazu Kampfjets statt Masken

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8251/

Gepanzerte und weiche Ziele

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8275/

und Ein "nationaler Champion" im Kriegsschiffbau

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8280/

[9] Christoph Schult: Maas gegen "deutschen Sonderweg" bei Atomwaffen.
spiegel.de 04.05.2020.

[10] Michael Thumann: Abrüstung geht anders. zeit.de 19.05.2020.
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HERRSCHAFT/1892: Sozialökologische Forderungen gefährden das herrschende Staatsverständnis ... (SB)



Auch die große öffentliche Aufmerksamkeit und breite
Anschlussfähigkeit, die mit dem Thema "Klimaschutz" verknüpft sind,
werden von Linksextremistinnen und Linksextremisten genutzt, um sich
als wirkmächtige Akteure zu profilieren. Dabei verbünden sie sich
offensiv und zum Teil plakativ mit zivilgesellschaftlichen
Initiativen. Ihnen geht es jedoch nicht nur um effektiven
Klimaschutz, sondern auch hier um eine gezielte Diskreditierung von
Staatlichkeit. Darüber hinaus versuchen sie, die - zumeist jungen -
Klimaakteure zu vereinnahmen und zu radikalisieren.

Aus dem Bericht des Landesamtes für Verfassungsschutz Berlin 2019 [1]

Den Zusammenhang von Klimaschutz und Staatskritik
auseinanderzudividieren, wie vom Berliner Verfassungsschutz am
Beispiel der Interventionistischen Linken und Ende Gelände getan, ist
die notwendige Voraussetzung dafür, den Extremismusvorwurf an die
Adresse dieser beiden Gruppen richten zu können. Die Unterstellung,
aus anderen Gründen als denen des Klimaschutzes unterwegs zu sein,
hängt das Anliegen, für Klimagerechtigkeit und gegen Naturzerstörung
aktiv zu werden, so niedrig wie für das bekannte Regierungshandeln in
dieser Angelegenheit erforderlich. Trotz des seit Jahrzehnten
bestehenden Wissens um die Gefahren, die aus der Externalisierung
der sozialökologischen Kosten des herrschenden Akkumulationsmodells
für das Weltklima, die Biodiversität und das Leben der Menschen
erwachsen, hat sich weder an der kontinuierlich anwachsenden Menge
von Treibhausgasen in der Atmosphäre noch an der kapitalistischen
Produktionsweise, die dazu maßgeblich beiträgt, viel geändert.

Gerade Jugendliche glauben immer weniger daran, daß es sich beim
Klimaschutz um eine von mehreren Formen des Krisenmanagements handle,
die bei Bedarf gegeneinander auszutarieren wären. Sie wissen sehr
genau, daß der monströse Aufwand des fossilen Kapitalismus auf Kosten
ihrer Zukunft geht, indem noch bestehende Chancen, die
Klimakatastrophe einzudämmen, für die Aufrechterhaltung des aktuellen
Geschäftsbetriebes nicht etwa verspielt, sondern bewußt aufgezehrt
werden. Das Wiederhochfahren der Luftfahrt nach der pandemiebedingten
Quarantäne mit erheblichen Staatsmitteln und der ungebrochene
politische Einfluß der Autoindustrie sind zwei besonders prominente
Beispiele dafür, wie angebliche Sachzwänge geltend gemacht werden, um
den notwendigen Umbau zur sozialökologischen Gesellschaft zu
verhindern. 

Wer sich ausführlich mit der destruktiven Dynamik fossiler
Energieerzeugung und der stofflichen Voraussetzungen des nach
kapitalistischer Verwertungslogik organisierten Wirtschaftswachstums
auseinandersetzt weiß, daß dieser Entwicklungspfad primär zu Lasten
der Bevölkerungen des Globalen Südens geht, die konkrete Einbußen an
Lebensqualität erleiden. Mehrjährige Dürreperioden, kontaminiertes
Trinkwasser, vergiftete Atemluft, durch Bergbaukonzerne und
Agroindustrien verödete Landschaften, endemischer Hunger - direkte
wie mittelbare Folgen der Zerstörung von Natursystemen und
klimatischer Bedingungen, zu der es ohne globalisierte
Arbeitsteilung, am Weltmarkt orientierte Preisbildungsprozesse und
eine Verwertungsform, für die menschliche Bedürfniss nur als
zahlungsfähige Nachfrage in Erscheinung treten, nicht käme. Was die
Lebensmöglichkeiten der Menschen im Trikont direkt angreift, bedroht die
Bevölkerungen Westeuropas und Nordamerikas desto mehr, je tiefer sie
im Elend der bürgerlichen Klassengesellschaft versinken.

Auch wenn der heutige Neokolonialismus die Unabhängigkeit aller in
den Vereinten Nationen repräsentierten Staatssubjekte formal
respektiert, hat die materielle Ungleichheit zwischen ihnen seit der
Überwindung des europäischen Kolonialismus eher zu- denn abgenommen.
Die beschwichtigende Botschaft, daß es auf der Erde viele Länder
gibt, wo die Menschen weniger gut versorgt sind als in Bundesrepublik
und EU, verfehlt ihre Wirkung nicht, einen Großteil der Deutschen zu
KomplizInnen bei der Durchsetzung herrschender Verhältnisse zu
machen. Die Bundesrepublik unterhält zu den weniger effizient
organisierten, technisch-wissenschaftlich kaum entwickelten und
industriell abgehängten Staaten ein steil abfallendes
Produktivitätsgefälle, das mit der sozialen Verelendung und
verkürzten Lebenserwartung der Menschen bewirtschaftet wird, die am
Anfang der sogenannten Wertschöpfungskette ihre Haut unter
Bedingungen der Lohnsklaverei zu Markte tragen. Den abstrakten
Geldwert in der Materialität der Schmerzen und Verluste zu
dechiffrieren, die ihn bedingen, ist im Sinne der vom
Verfassungsschutz bekämpften Radikalisierung gerade deshalb wirksam,
weil es dazu keiner Ideologie bedarf, sondern diese Erkenntnis im
subjektiven Erfahrungshorizont unmittelbar evident ist.

Derartige An- und Einsichten gelten beim Verfassungsschutz als
"extremistisch", weil seine AnalystInnen die Überwindung des
Kapitalismus mit der Abschaffung dieses Staates gleichsetzen. Eine
zumindest vorstellbare Transformation zu einer ökosozialistischen
Organisation der Gesellschaft wird aus Sicht dieses Staatsschutzes
außerhalb der Verfassung verortet. Das Privateigentum zu schützen
bleibt aller im Grundgesetz konstatierten Gemeinwohlverpflichtung zum
Trotz oberstes Gebot, was antikapitalistische Forderungen zum
staatspolitischen Sündenfall macht. Wer das partikuläre Interesse der
durch das Gewaltmonopol des Staates geschützten EigentümerInnenklasse
vor allen anderen Fragen etwa der Herstellung sozialer Gerechtigkeit
und des Erhaltes der natürlichen Lebensvoraussetzungen rangieren
läßt, muß jede fundamentale Kritik daran als staatsfeindlich
einstufen.

Die Forderung nach Abschaffung des Verfassungsschutzes durch die
Grüne Jugend, die Jusos und die Linksjugend solid trägt dieser
Positionierung des Inlandsgeheimdienstes Rechnung, auch wenn es nicht
explizit ausgesprochen wird. So bezieht die im Kampf gegen
mutmaßliche Staatsfeinde propagierte Extremismusdoktrin ihre
Gültigkeit daraus, sich auf eine ideologische Definitionshoheit zu
berufen, die praktisch mit der deutschen Staatsräson identisch ist.
Da das neokolonialistische Agieren im kapitalistischen Weltsystem,
die nationalchauvinistisch grundierte Bereitschaft zum Führen
aggressiver Kriege und das patriarchale Prinzip der Ausbeutung von
Mensch, Tier und Natur wesentliche Merkmale dieser Staatsräson sind,
erklärt sich auch, woraus die von den KritikerInnen bemängelte
Unfähigkeit des Verfassungsschutzes zur Abwehr faschistischer
Bedrohungen resultiert. 

Wenn die radikale Linke die Überwindung des Kapitalismus fordert,
setzt das den Kampf gegen den Faschismus als dessen ideologisch
exponierteste und strukturell gewalttätigste Form voraus. Tut sie
dies im Namen des Klimaschutzes, dann nicht, wie vom Berliner
Verfassungsschutz insinuiert, unter Vorspiegelung irreführender
Tatsachen, sondern in Erkenntnis des komplementären Zusammenhangs von
Kapitalverwertung und Naturzerstörung. Diese Verbindung zu
bestreiten, um nach dem krisenbedingten Glaubwürdigkeitsverlust des
Neoliberalismus den Übergang in eine korporatistische
Arbeitsgesellschaft zu schaffen, deren soziale und ökologische
Maßnahmen strikt an standortpolitische Vorteilserwägungen gebunden
sind, vergrößert die politische Schnittmenge zwischen den Akteuren
der sogenannten Mitte und der Neuen Rechten desto mehr, als
verfassungsrechtliche Garantien außer Sicht geraten, die vor der
Coronapandemie noch als unhinterfragbar galten. Das erfolgreiche
Abschneiden des Standortes Deutschland im globalen Wettbewerb unter
Ausschaltung heutiger wie zukünftiger KonkurrentInnen wird von allen
ExtremistInnen befürwortet. Ob sie sich einer imaginierten Mitte oder
dem von dort aus rechts verordneten Rand zugehörig fühlen, im Streben
nationaler Selbstbehauptung bis an die Schwelle des Staatenkrieges sind
sie sich allemal einig. 

Das Ausüben einer politischen Normenkontrolle durch einen
Verfassungsschutz, der die ungleiche Verteilung politischer Macht im
Schatten formalrechtlicher Legitimationsproduktion leugnet, gibt auf
jeden Fall dazu Anlaß, die von ihm in Anspruch genommene politische
Neutralität als Beleg für das Gegenteil zu nehmen. Für die Jugend,
deren mögliche Radikalisierung IL oder Ende Gelände angelastet wird,
bedeutet dies, weniger denn je allein auf technische Lösungen für das
Problem der Klimakrise setzen zu können. Wenn die Widersprüche
zwischen der Verfügungsgewalt von Staat und Kapital auf der einen 
und den gesellschaftlichen Naturverhältnissen auf der anderen Seite
derart auseinanderklaffen, daß sie mit technologischer
Effizienzsteigerung, der Verschleierung notwendiger
Reduktionsmaßnahmen durch Netto-Null-Konstrukte oder die Reduzierung
des Problems auf die Investitionslogik der Bioökonomie, des
Emissionshandels und der Ökosystemdienstleistungen nicht zu brücken
sind, bedarf es keiner ideologischen Indoktrination durch
vermeintliche GesinnungstäterInnen, um so naheliegende wie
unbescheidene Forderungen zu erheben. Der sich unvoreingenommen
kundig machende Mensch entdeckt beim kritische Blick auf die
herrschenden Verhältnisse schnell, daß die Chancen auf eine
lebenswerte Zukunft mit jedem Moment, in dem nicht für sie gekämpft
wird, weiter schrumpfen, und wird dementsprechend handeln.


Fußnote:

[1] https://www.berlin.de/sen/inneres/verfassungsschutz/publikationen/wirtschaftsschutz/verfassungsschutzbericht-2019-pressefassung.pdf
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KRIEG/1786: Großmacht USA - vorsorglich ... (SB)



Wladimir Jermakow, der Direktor der Rüstungskontrollabteilung im
russischen Außenministerium, wies den Vorwurf der Vertragsverletzung
(...) als "absolut unbegründet" zurück und meinte, es sei "nicht das
erste Mal, dass die Vereinigten Staaten Angelegenheiten so
darstellten, dass Russland etwas verletzt habe, nur um dies als
Vorwand für den Rückzug aus einem Rüstungskontrollabkommen zu nehmen".


[1]

Daß die westlichen Mächte seit Jahrzehnten Rußland und China als ihre
finalen Gegner im Ringen um globale Dominanz ins Visier genommen haben
und immer enger einzukesseln versuchen, sollte kein Geheimnis sein.
Die US-Regierung hat diese Doktrin offiziell zur Priorität auf ihrer
geostrategischen Agenda erklärt und erhöht nicht nur den Druck auf
Moskau und Peking, sondern auch auf die NATO-Verbündeten, um die
wirtschaftliche, militärische und politische Einschnürung der beiden
gegnerischen Machtkomplexe zu forcieren. Für die Eliten der
Vereinigten Staaten liegt auf der Hand, daß sie in diesem
Konkurrenzkampf unterliegen, sofern sie nicht auf der Höhe ihrer
überlegenen Waffengewalt den Zerfall Rußlands erzwingen und den
Aufstieg Chinas verhindern. Was wie eine Geisterbahnfahrt Donald
Trumps anmuten mag, läuft unter dem Strich darauf hinaus, den
Machtkampf sofort auf die Spitze zu treiben, um die Feinde zu
unterwerfen oder zu vernichten, ehe es zu spät ist, selbst wenn dies
die Gefahr einschließt, die Menschheit im nuklearen Feuer
auszulöschen. Trump, dessen Weltsicht sich in der Überzeugung
erschöpft, höher als andere pokern und den besten Deal herausschlagen
zu können, verkörpert als Erfüllungsgehilfe im Weißen Haus die Ratio
einer unabweislichen Vorherrschaft der USA, die angesichts ihres
drohenden Niedergangs Freund und Feind in den Schwitzkasten nehmen, um
aller Welt ihren Willen aufzuzwingen.

Die verbündeten NATO-Staaten verfolgen als Teilhaber am globalen
Raubzug im Prinzip das gleiche Ziel, jedoch unter jeweils eigenen
Maßgaben, was Geschwindigkeit, Abfolge und Positionierung in diesem
Kriegszug betrifft. Auch sie wollen im Kampf um die schwindenden
Sourcen aller Art zu den Siegern gehören, aber nicht als Vasallen und
Hofnarren Washingtons oder gar vorzeitig als Schlachtopfer enden. Sie
brauchen die Bündnisstrukturen und Vertragswerke, um unter dem Schutz
der USA und internationaler Abkommen nach ihren Erfordernissen
aufzurüsten und eigenständige Stärke zu entwickeln. Die US-Regierung
kappt jedoch alle Sicherheitsanker und legt unter Volldampf
Kollisionskurs an, ohne sich um das Gezeter im Unterdeck zu scheren.

Die USA wollen sich aus dem 1992 geschlossenen und 2002 in Kraft
getretenen Abkommen "Open Skies" zurückziehen, das es den 34
Vertragsstaaten erlaubt, jährlich mehrere unbewaffnete
Aufklärungsflüge über den Territorien anderer Unterzeichner ohne
längere Voranmeldung durchzuführen. Sein Sinn besteht darin, die
Rüstungskontrolle zu erleichtern und eventuelle Überraschungsangriffe
zu erschweren. Bereits auf der Genfer Konferenz der Siegermächte im
Jahr 1955 schlug der damalige US-Präsident Dwight D. Eisenhower dem
sowjetischen Staats- und Parteichef Nikita Chruschtschow vor, das
Verhältnis zwischen der NATO und dem kurz zuvor gegründeten Warschauer
Pakt durch kontrollierte Aufklärungsüberflugsrechte zu entspannen.
Verwirklicht wurde dieser Vorschlag aber erst nach dem Ende des Kalten
Krieges. Seit 2002 wurden mehr als 1.500 Beobachtungsflüge
durchgeführt, an denen stets Vertreter beider Seiten teilnahmen. Bis
2016 haben die USA knapp 200 Überwachungsflüge über Rußland
durchgeführt, während andere NATO-Staaten 300 Flüge beisteuerten.
Moskau hat hingegen im selben Zeitraum nur 71 Flüge über US-Gebiet
angemeldet. [2]

Dies ist bereits das dritte Rüstungskontrollabkommen, aus dem die
Trump-Administration aussteigt. Im Mai 2018 verließen die USA das
Atomabkommen mit dem Iran von 2015, in dem sich Teheran verpflichtet
hatte, keine Atomwaffen zu bauen. Im August 2019 wurde der Rückzug
Washingtons aus dem INF-Vertrag von 1987 zur Begrenzung nuklearer
Mittelstreckenraketen rechtskräftig, was Trump im Herbst 2018
angekündigt hatte. Das Schicksal eines vierten Kontrollabkommens steht
auf der Kippe. Barack Obama hatte 2010 den "New Start"-Vertrag über
die Reduzierung der strategischen Atomwaffen um ein Drittel mit Moskau
geschlossen, der im Februar 2021 ausläuft. Die Trump-Regierung
kündigte an, sie wolle dieses Abkommen beibehalten, aber China
einbeziehen. [3]

Schon beim Ausstieg aus dem INF-Vertrag dürfte Washington neben
Rußland auch China ins Fadenkreuz genommen haben, das in den 1980er
Jahren nicht zu den Supermächten gehörte und daher in keine Verträge
zur Rüstungskontrolle eingebunden ist. Wie US-Verteidigungsminister
Mark Esper nach Kündigung des INF-Abkommens behauptete, bestehe das
chinesische Arsenal zu etwa 80 Prozent aus Raketen, die dieser Vertrag
verboten hätte. Die USA würden nun konventionelle
Mittelstreckenraketen mit einer Reichweite von bis zu 5000 Kilometern
in Asien stationieren. Daß Washington auch bei der Kündigung des
"Open Skies"-Abkommens China mit im Auge haben könnte, deutete Trumps
Äußerung an, es sei gut möglich, daß es in Zukunft ein neues Abkommen
gebe, das "Open Skies" ersetzt. Wegen der sechsmonatigen
Kündigungsfrist werden sich die USA noch bis Oktober an den Vertrag
halten, wobei sie ihren Ausstieg angeblich revidieren würden, sofern
sich die russische Seite entschließe, "den Vertrag strikt
einzuhalten".

Im Fall von "Open Skies" werfen die USA Rußland dreierlei vor. Erstens
verweigere Moskau häufig die Genehmigung für die von NATO-Staaten
beantragten Überflüge oder mache Auflagen zu Mindestflughöhen, obwohl
es verpflichtet sei, die Flüge zu erlauben. Das betreffe insbesondere
das Gebiet Kaliningrad, wo Rußland womöglich neue Atomwaffen
stationiert hat, die sich gegen Deutschland und andere europäische
Staaten richten; weiter die Region um Tschetschenien, wo Waffen
geschmuggelt werden, sowie entlang der Grenzen der Republiken
Abchasien und Südossetien, die sich von Georgien abgespalten haben.

Zweitens nutze Moskau die Überflüge nicht nur für den vorgesehenen
Zweck, militärische Bewegungen und Stationierungen zu überwachen,
sondern kartiere dabei wichtige Standorte von Industrie und
Infrastruktur als Angriffsziele für den Kriegsfall. Drittens
unterlaufe Rußland den Zweck von "Open Skies", die Überwachung
militärischer Bewegungen zur Konfliktprävention, wenn es westliche
Aufklärungsflüge gerade dann verweigere, wenn Manöver abgehalten
würden. Zudem vertrat Washington die Auffassung, es handle sich nur
noch um eine symbolische Vereinbarung, da man heute mit Satelliten
eine viel schnellere und bessere Aufklärung betreiben könne.
US-Außenminister Michael Pompeo brachte sogar das groteske Argument
vor, Moskau habe das Auftanken der US-Flieger auf einem Flugplatz auf
der Krim angeboten, um Washington zur faktischen Anerkennung der
Zugehörigkeit der Halbinsel zu Rußland zu nötigen.

Diese geballte Vorwurfslage erweist sich bei näherer Überprüfung als
eine recht dünne Suppe aus Halbwahrheiten und fingierten Vorwänden. So
haben die USA ihrerseits russische Flüge über Alaska und dem Pazifik
eingeschränkt. Vor nicht einmal einem Jahr nahm die damalige
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen in Hamburg einen
umgebauten Airbus A319 für die Bundeswehr entgegen, der ausgefräste
und verglaste Öffnungen an der Unterseite des Rumpfs erhielt. Durch
sie können Spezialkameras Fotos machen, auch ein Infrarotsensor ist an
Bord. Mehr als 20 Einsätze pro Jahr solle der Flieger über dem
Territorium Rußlands absolvieren und dabei eine Art legale Spionage
betreiben. Die Beobachtung aus Flugzeugen bleibt ein wichtiges
Instrument der Sicherheitsarchitektur, zumal nicht alle beteiligten
Staaten über direkten Satellitenzugang verfügen. Was die strittigen
Regionen im Südkaukasus angeht, so ist Georgien bereits 2012 aus dem
Abkommen ausgestiegen. Rußland warf Polen vor, Flüge über der Enklave
Kaliningrad unnötig auszudehnen, und noch am 2. März bestätigte der
US-Botschafter bei der OSZE, James Gilmore, daß Rußland Anfang des
Jahres bei einem Überflug der USA über der Region Kaliningrad
"kooperativ" gewesen sei.

Die Vorwürfe, Rußland halte sich nicht an das Abkommen, standen
bereits seit dem NATO-Gipfeltreffen von 2018 im Raum. Das Wall Street
Journal berichtete im Oktober 2019, der US-Präsident debattiere einen
Ausstieg, und noch im Herbst verschickte Washington Fragebögen an die
Mitglieder der Allianz, um deren Meinung dazu einzuholen.
Außenminister Heiko Maas schrieb daraufhin einen Brief an Mike Pompeo.
Mit Briten und Franzosen übersandten die Deutschen darüber hinaus eine
Demarche, Botschafterin Emily Haber wurde im Weißen Haus vorstellig.
Im März setzten die Europäer mit einem Brief nach, wobei diesmal auch
die Polen dabei waren. Dies sollte Washington demonstrieren, daß
selbst die gegenüber Rußland besonders skeptischen Osteuropäer keinen
Ausstieg aus dem Abkommen wollen. [4]

Die USA haben dennoch die nach dem Vertrag erforderliche offizielle
Mitteilung hinterlegt, daß sie in sechs Monaten das Abkommen verlassen
werden. Außenminister Mike Pompeo begründete die Entscheidung von
Präsident Donald Trump damit, daß Rußland "schamlos und fortgesetzt
über Jahre den Vertrag in verschiedener Art und Weise verletzt hat".
Alexander Gruschko, der stellvertretende russische Außenminister, wies
diesen Vorwurf entschieden zurück und warnte, daß sich nach Kündigung
des Überflugvertrages durch die US-Regierung die Sicherheitslage in
Europa verschlechtern werde. Das Instrument sei "seit über 20 Jahren
im Interesse der Erhaltung von Frieden und Sicherheit in Europa im
Einsatz" und "ein integrierter Bestandteil des Systems militärischer
Sicherheit, in dem alle Elemente aufeinander abgestimmt sind".

Anders als beim INF-Vertrag, wo die europäischen Regierungen die
Bezichtigung Rußlands uneingeschränkt mitgetragen hatten, versuchen
sie bei "Open Skies" zu bremsen. Wie Heiko Maas erklärte, gebe es "auf
der Seite Russlands in der Tat Schwierigkeiten bei der Umsetzung".
Dennoch "rechtfertigt dies aus unserer Sicht aber keine Kündigung".
Das Abkommen trage "zu Sicherheit und Frieden auf praktisch der
gesamten Nordhalbkugel bei". Die Kontrollflüge, bei denen Russen neben
Soldaten der NATO-Staaten sitzen, trügen zur Vertrauensbildung bei.
Zudem lasse sich über das Bildmaterial mit Moskau sehr offen reden, da
die Quelle unstrittig sei. Man wolle sich mit "gleichgesinnten
Partnern" dafür einsetzen, daß die USA ihre Entscheidung überdenken.
Die Außenminister von Belgien, Tschechien, Finnland, Frankreich,
Italien, Luxemburg, den Niederlanden, Spanien, Schweden und
Deutschland erklärten gemeinsam, an dem Vertrag festzuhalten. Zugleich
riefen sie Rußland auf, in einen Dialog zu treten und zur
vollständigen Umsetzung zurückzukehren.

Zu einer klaren Kritik an der US-Regierung oder gar substantiellen
Forderungen konnten sich die NATO-Botschafter aber nicht durchringen.
Sie wurden per Videokonferenz von Marshall Billingslea, Trumps
Sondergesandtem für Abrüstungsfragen, informiert, worauf
Generalsekretär Jens Stoltenberg in einer Erklärung mitteilte, daß die
NATO weiter "ein konstruktives Verhältnis" zu Rußland anstrebe, sofern
Moskaus Handeln dies erlaube. Rußlands Vize-Außenminister Sergej
Rjabkow erklärte dazu: "Es gibt keine Perspektiven für ein neues
Abkommen, um den Vertrag zu ersetzen." Der bisherige Vertrag
funktioniere ohne Probleme und gewährleiste die europäische
Sicherheit. Moskau fühle sich dem Vertrag weiterhin verpflichtet und
plane bis auf weiteres keinen Ausstieg.

Daher könnte das Abkommen zwischen den europäischen NATO-Staaten und
Rußland weitergeführt werden. Unklar ist jedoch, ob die USA trotz
ihres Ausstiegs künftig als NATO-Mitglied an den Ergebnissen der
Überwachungsflüge partizipieren würden. In den USA selbst ist die
Maßnahme der Regierung parteipolitisch umstritten. Der Rückzug aus dem
Vertrag "untergräbt die Glaubwürdigkeit Amerikas in der
Weltgemeinschaft weiter und macht Amerikaner weniger sicher", rügte
die Vorsitzende des Repräsentantenhauses, die Demokratin Nancy Pelosi.
Der Schritt mache Amerika "blind" und ermutige Feinde der USA. [5] Ein
Bekenntnis zu Abrüstung und friedlicher Koexistenz hört sich anders
an. Hoffnung in die Präsidentschaftswahl am 3. November zu setzen ist
auch aus diesem Grund keine Option. Die USA gehen unter Donald Trump
mit Handelskriegen, dem Ausstieg aus internationalen Vertragswerken
und wachsendem militärischen Druck zum offenen Angriff über. Die
europäischen Verbündeten einschließlich der Bundesrepublik beschränken
sich auf zahnlose Kritik, da sie zu Recht eine eskalierende
Kriegsgefahr fürchten, aber die Aussicht auf ihren Anteil an der Beute
nicht missen möchten.


Fußnoten:

[1] www.heise.de/tp/features/Wir-werden-aussteigen-bis-sie-sich-daran-halten-4726877.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/378771.open-skies-abkommen-wegen-99-luftballons.html

[3] www.tagesspiegel.de/politik/trump-kuendigt-ruestungskontroll-abkommen-open-skies-ausstieg-verschaerft-konflikt-mit-nato-partnern/25853062.html

[4] www.sueddeutsche.de/politik/usa-open-skies-abkommen-ausstieg-1.4915079

[5] www.zeit.de/politik/ausland/2020-05/usa-open-skies-abkommen-verteidigung-ausstieg
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AFRIKA/2214: USA Sudan - für die Taten der anderen ... (SB)



Am Beispiel Sudans wird deutlich, wie nützlich es für die
US-Regierung sein kann, eine "Terrorliste" für Staaten eingerichtet
zu haben, auf die sie mehr Einfluß nehmen will. Der mit diesem Stigma
verbundene ökonomische und politische "Druck" - ein anderes Wort für
Erpressung - wirkt. So hat die heutige sudanesische
Übergangsregierung zwar die Verantwortung für zwei Anschläge 1998 in
Ostafrika von sich gewiesen, jedoch prinzipiell ihre Bereitschaft
bekundet, einem Urteil des Obersten Gerichts der USA nachzukommen und
Entschädigungszahlungen für Taten zu leisten, die unter dem von ihr
gestürzten Diktator Omar al-Bashir begangen worden waren.

Am 7. August 1998 waren vor den US-Botschaften in Daressalam
(Tansania) und Nairobi (Kenia) zwei Autobomben gezündet worden, in
deren Folge 227 Menschen - darunter 212 aus Kenia, 12 aus den USA und
10 aus Tansania - ihr Leben verloren und mehrere tausend verletzt
wurden. Dafür verantwortlich gemacht wurde die Organisation Al-Qaida,
die damals von dem saudischen Bauunternehmer Osama bin Laden geleitet
worden war. Dieser hatte auf Einladung der Regierung al-Bashirs eine
Zeitlang in Sudan gelebt, war jedoch zum Zeitpunkt der Anschläge in
Afghanistan untergekommen. Dennoch bringt das die sudanesische
Regierung ins Spiel, gegen die sich die Klage von 567 Personen
richtet, die laut einem auf Reuters gestützten Bericht in der "jungen
Welt" eine Entschädigungssumme in Höhe von rund 4,3 Mrd. Dollar
fordern. [1]

Vor neun Jahren hat ein U.S. Federal District Court in Washington
Sudan zur Zahlung von sechs Mrd. Dollar Kompensation und knapp vier
Mrd. Dollar Strafschadenersatz verurteilt. Das Gericht befand das
Land schuldig, al-Qaida-Chef bin Laden technisch und finanziell
unterstützt zu haben. Außerdem habe es al-Qaida-Mitglieder nach Kenia
ausreisen und zugelassen, daß Waffen und Geld zu einer
al-Qaida-Zelle in Kenia flossen.

Sudan hat das Urteil nicht angenommen. 2017 wurde die Klage von einem
US-Berufungsgericht in Columbia abgewiesen, weil die Tat zu einem
Zeitpunkt geschah, als noch gar nicht das Recht bestand, Staaten für
"terroristische Taten" zur Verantwortung zu ziehen. Das war erst 2008
mit dem Foreign Sovereign Immunities Act rechtskräftig geworden. Vor
kurzem hat jedoch das Oberste Gericht der USA das Urteil des
Berufungsgerichts einkassiert - ein Schuft, wer Böses dabei denkt und
vermutet, daß das höchste Gericht in den USA politischen Wünschen
folgt. Das Gesetz soll auch rückwirkend gelten. [2]

Das Urteil kommt zu einem Zeitpunkt, der für Sudan kaum ungelegener
sein könnte. Es ist erst ein Jahr her, daß es einer breiten
Protestbewegung gelang, die Militärs auf ihre Seite zu ziehen und
Omar al-Bashir zu stürzen. Die gesellschaftliche Lage ist seitdem
keineswegs gefestigt, viele Forderungen der Protestierenden wurden
nicht oder nur bedingt erfüllt. Auch wenn manche neue Gesichter in
der Öffentlichkeit zu sehen sind, hat sich der alte Militärapparat,
der schon unter Omar al-Bashir gedient hatte, in die neue Zeit
gerettet.

Außerdem kam mit der Coronaviruspandemie das öffentliche und
wirtschaftliche Leben zum Erliegen, und der Weltmarktpreis für Erdöl,
des wichtigsten Exportartikels Sudans, befindet sich im Keller. Unter
diesen Umständen gestalten sich die Verhandlungen zur Konsolidierung
der Übergangsregierung und Vorbereitung auf Wahlen schwierig. Und jetzt
soll die Regierung als Rechtsnachfolgerin einer Diktatur auch noch
Entschädigungen in einer Höhe leisten, die den knappen Staatshaushalt
deutlich belasten würde.

Das Entgegenkommen Sudans gründet in dem Versuch, Wohlverhalten zu
zeigen, damit das Land endlich von der sogenannten Terrorliste der
USA genommen wird. Die von Sudan angestrebte Normalität der
Beziehungen sieht das Ende von US-Sanktionen und die Aufnahme von
Krediten bei IWF und Weltbank vor. So hoch der Preis für die Rückkehr
auf die Seite der vermeintlich Guten, die angeblich weder Terrorismus
unterstützen noch staatlichen Terrorismus begehen, durch das
Ableisten von Entschädigungen auch sein mag, er wird übertroffen von
den Verlusten, die das Volk unter den Sanktionen dauerhaft erleidet.
Somit beugt sich Sudan nicht dem Recht, sondern dem politischen
Druck.

Würde es hingegen ausschließlich nach Recht in seiner idealisierten,
nie erreichten Form und nicht nach dem letztlich in militärischer
Gewalt begründeten Form gehen, könnte Sudan ebenfalls eine Liste von
Staaten aufstellen, die den Terrorismus unterstützen oder begehen,
und darin die USA aufführen. Schließlich hatte Washington jahrelang
bewaffnete Kämpfer finanziell und mit Waffen unterstützt, die eine
gewaltsame Abspaltung Südsudans anstrebten. [3]

Außerdem war nur knapp zwei Wochen nach den Bombenanschlägen auf die
beiden US-Botschaften auf Befehl von US-Präsident Bill Clinton die
hochmoderne Medikamentenfabrik al-Shifa am Rande der sudanesischen
Hauptstadt Khartum von dreizehn Marschflugkörpern restlos zerstört
worden - unter dem fadenscheinigen Vorwand, daß dort Chemiewaffen
hergestellt würden. Als angeblicher Beweis gilt eine vom
US-Geheimdienst CIA bereitgestellte Bodenprobe vom Fabrikgelände, die
EMPTA enthielt, eine Vorläufersubstanz des Nervengases VX.

Bei dem nächtlichen Anschlag starb ein Wachmann, elf Personen wurden
verletzt. Anstatt die Fabrik zu zerstören, hätten die Amerikaner
einfach nur tagsüber an der Tür klingeln und fragen können, ob sie
die Anlage besichtigen dürfen. Sicherlich hätte man ihnen alles
gezeigt, so wie anderen westlichen Interessierten zuvor. Daß die in
der Lesart der US-Regierung "geheime Chemiewaffenfabrik" nachts von
lediglich einer einzigen Person bewacht worden war und nicht von
Militärs gesichert wurde, wie von den USA behauptet, muß wohl ein
besonders schlauer Trick des Betreibers zur Tarnung seiner finsteren
Machenschaften gewesen sein ...

In den Trümmern der Fabrik wurde kein EMPTA gefunden, weil gar nicht
erst danach gesucht wurde. Die USA hatten es abgelehnt, daß danach
gesucht wurde. Sie werden wohl ihre Gründe dafür gehabt haben. Auch
wurde jene belastende CIA-Probe nicht von unabhängiger Seite
überprüft. Was blieb: Der Verlust von Medikamenten, die für Menschen
weit über Sudan hinaus lebenswichtig waren, und Tierarzneimitteln.
Letztere waren fester Bestandteil des Öl-gegen-Lebensmittelprogramms,
dem damals Irak unterworfen worden war, in dem eine
Maul-und-Klauenseuche grassierte. Die Zerstörung der
Medikamentenfabrik hat in der Folge mehrere 10.000 Menschen das
Leben gekostet, vermuten Fachleute wie Werner Daum, von 1996 bis 2000
deutscher Botschafter in Sudan. [4]

Es ist fraglich, ob die heutige Regierung Sudans die damals
erlittenen Verluste jemals wird einklagen können, sieht sich doch
Washington nach wie vor im Recht, daß US-Präsident Bill Clinton
wenige Tage nach der von den Medien breit rezipierten Aussage seiner 
Praktikantin Monika Lewinsky vor der Grand Jury über ihre Affäre mit 
dem US-Präsidenten den Befehl zur Zerstörung Al-Shifas erteilte.

Die neue Regierung hat nicht nur zugesagt, Entschädigungen für die
Angehörigen der Opfer der beiden Bombenanschläge zu leisten, sondern
auch für die Angehörigen der am 12. Oktober 2000 auf dem
US-Kriegsschiff USS "Cole" getöteten 17 Seeleute. Die "Cole" hatte
zum Betanken den Hafen von Aden in Jemen angelaufen und war von einer
Bombe, die von Al-Qaida-Mitgliedern mit einem Boot an seine Bordwand
gelenkt worden war, schwer beschädigt worden. Eine Kompensationssumme
in Höhe von 30 Millionen Dollar ist im Gespräch. [5]

1993 hatten die USA Sudan auf die Terrorliste gesetzt. Bereits zur
Amtszeit von Präsident Barack Obama deuteten die USA an, das Land
wegen seines Wohlverhaltens hiervon wieder herunterzunehmen, also zu
einer Zeit, als Diktator al-Bashir noch fest im Sattel saß. Donald
Trump signalisierte ebenfalls ein Ende des Embargos, nachdem Sudan
neue Verbündete gesucht und gefunden hatte, nämlich Saudi-Arabien,
die Vereinigten Arabischen Emirate und andere Koalitionäre, die seit
Jahren den Jemen bekriegen. Sudan schickte seine Söldnertruppen auf
die andere Seite des Roten Meeres. Das war natürlich kein
Terrorismus.

Der Regierung Sudans wird seit Jahren eine Möhre vor die Nase
gehalten, hinter der sie herlaufen darf, möglicherweise ohne sie
jemals zu erreichen. Es sei denn, die USA sind an einer noch engeren
Bindung des wegen seiner Lage am Roten Meer und als Schnittstelle
zwischen dem arabischen und schwarzafrikanischen Raum geostrategisch
bedeutenden Landes an ihre eigene politische und wirtschaftliche
Hegemonialsphäre interessiert. Unter solchen Umständen könnte
schon mal die eine oder Möhre verteilt werden.

Eine solche "Möhre" ist beispielsweise im Mai dieses Jahres
Washingtons Anerkennung des altgedienten Diplomaten Noureldin Sati
als Botschafter Sudans in den USA. [6] Wer fragt schon danach, ob die
zunehmend wärmeren Gefühle, die man dort dem afrikanischen Land
entgegenbringt, in dem geopolitischen Ansinnen gründen, den Rivalen
China, dem bisherigen Hauptabnehmer sudanesischen Erdöls, Stück für
Stück von den weltweiten Versorgungsketten abzuschneiden und
niederzukonkurrieren.


Fußnoten:

[1] https://www.jungewelt.de/artikel/378660.sudan-soll-zahlen.html

[2] https://www.voanews.com/africa/analyst-sudan-has-no-cash-pay-damages-1998-embassy-bombings

[3] https://www.spiegel.de/politik/ausland/entfuehrtes-waffenschiff-diskreter-deal-fuer-einen-kleinen-krieg-a-733649.html

[4] jstor.org/stable/42762701

[5] https://www.afrikaverein.de/insight-africa/news/wiedergutmachung-der-sudan-entschaedigt-us-amerikanische-familien-mit-30-mio-us-dollar/

[6] https://www.voanews.com/usa/us-awaits-first-sudanese-ambassador-over-20-years
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ARMUT/281: Caritas-Schuldnerberatung - Mehr Menschen geraten in existentielle Krisen (Caritas)

Caritas Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Caritas-Schuldnerberatung: Mehr Menschen geraten in existentielle
Krisen

Verschuldung belastet das gute Aufwachsen von Kindern



Berlin - "Wenn die Coronapandemie dazu führt, dass immer mehr Menschen in
eine Schuldenkrise geraten, erleben besonders die betroffenen Kinder die
Armutssituationen als bitter", so Caritas-Präsident Peter Neher anlässlich
des Starts der bundesweiten "Aktionswoche Schuldnerberatung".

Bereits vor der Coronakrise waren 10 Prozent der Haushalte in Deutschland
überschuldet. Mit der Krise ist eine deutliche Zunahme zu erwarten. Laut
Bundesagentur für Arbeit haben über 750.000 Betriebe Kurzarbeit angemeldet,
für die Corona-Soforthilfen haben Soloselbständige und kleine Unternehmen 2
Millionen Anträge gestellt. Das Arbeitsministerium rechnet in nächster Zeit
mit 1,2 Millionen zusätzlichen Haushalten, die in die Grundsicherung
fallen. "Das bedeutet auch für viele Familien, dass ihnen die Krise
zunehmend an die Existenz geht. Manche haben den Arbeitsplatz verloren, für
viele brechen freiberufliche Aufträge weg, oder sie kommen mit dem
Kurzarbeitergeld nicht über die Runden. Wenn sie bereits vor Corona
verschuldet waren, wissen sie nicht mehr wie sie die laufenden Rechnungen
schultern sollen", so Neher.

Unter den akuten Einschränkungen leiden besonders die Kinder. Sie gehen
seit Wochen nicht mehr in die Schule, müssen sich beim Selbstlernen
Materialien zuhause ausdrucken und Inhalte selber erarbeiten, sie können
weder mit Freunden oder beim Sport der Enge und den Nöten zu Hause
entkommen. Und möglicherweise reißt auch die fehlende kostenlose
Mittagsverpflegung der Schule eine weitere Lücke ins Haushaltsbudget.
"Kinder aus verschuldeten und von Armut betroffenen Familien dürfen nicht
in eine hoffnungslose Situation geraten", unterstreicht Neher.

Rund 600 Mitarbeitende beraten in der Caritas-Schuldnerberatung bundesweit
etwa 110.000 Klientinnen und Klienten im Jahr. In den vergangenen Wochen
war die Schuldnerberatung, vor allem die Online-Beratung, stark angefragt
worden. Neher: "Unsere Beraterinnen und Berater berichten, dass sich die
Menschen mit vielfältigen Geldsorgen, wegen psychischer Belastungen und
wachsender Zukunftssorgen gemeldet haben." Im Vergleich zum Januar haben
die Online-Beratenden im April doppelt so viele Nachrichten empfangen,
Tendenz steigend. Besonders in Berlin, Dresden-Meißen, Görlitz, Hildesheim
und Köln sind die Kontakte zur Online-Schuldnerberatung stark gestiegen. In
den 40.800 Haushalten, die von der Caritas bundesweit beraten werden, leben
Kinder.

Zur Aktionswoche Schuldnerberatung vom 25. bis 29. Mai
Unter der Überschrift "Chancenlose Kinder? Gutes Aufwachsen trotz
Überschuldung!" wollen Wohlfahrts-und Fachverbänden mit der Aktionswoche
auf die besonders belastete Situation von Kindern hinweisen, deren Eltern
überschuldet sind und finanzielle Probleme haben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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RENTE/752: Jetzt bei der Grundrente nicht nachlassen (SoVD)

Sozialverband Deutschland - 25. Mai 2020

Jetzt bei der Grundrente nicht nachlassen!



Zur Anhörung zum Grundrentengesetzentwurf im Ausschuss für Arbeit und
Soziales des Deutschen Bundestages, in welcher der SoVD heute als
Sachverständiger Stellung beziehen wird, erklärt SoVD-Präsident Adolf
Bauer:

"Die Grundrente ist ein wichtiges und sachgerechtes Instrument zur
Aufwertung niedriger Renten von Menschen, die jahrzehntelang zu niedrigen
Löhnen gearbeitet, Kinder erzogen und Angehörige gepflegt haben. Dass sie
jetzt endlich auch den Weg in die parlamentarische Auseinandersetzung
gefunden hat, ist ein gutes Signal an die 1,3 Millionen Betroffenen, die
von der Grundrente profitieren würden. Jetzt ist es entscheidend, dass nach
der Sachverständigenanhörung nicht wieder Schluss ist: Die Verabschiedung
im Deutschen Bundestag darf nicht weiter hinausgezögert werden. Denn im
Ansatz ist der Gesetzentwurf zur Einführung einer Grundrente, die durch
Freibeträge in den Grundsicherungssystemen flankiert wird, gut und richtig.

Dass an verschiedenen Stellen nachgebessert werden muss, wird der SoVD
heute im Bundestagsausschuss für Arbeit und Soziales deutlich machen. Dazu
zählen unter anderem der Verzicht auf die vorgelagerte Einkommensprüfung,
Freibeträge unabhängig von der Anzahl der Grundrentenjahre und die
Berücksichtigung von Zurechnungszeiten bei Erwerbsminderung sowie Zeiten
der Arbeitslosigkeit als Grundrentenzeit."

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 25/2020 vom 25. Mai 2020

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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MELDUNG/916: Bundesnetzagentur veröffentlicht Bericht zu Online-Kommunikationsdiensten (BNA)

Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 22.05.2020

Bundesnetzagentur
veröffentlicht Bericht zu Online-Kommunikationsdiensten

Präsident Homann: "Rasante Verbreitung von Diensten wie Skype,
WhatsApp oder Threema"



Die Bundesnetzagentur hat heute einen Bericht zur Nutzung von
Online-Kommunikationsdiensten in Deutschland veröffentlicht.


"Dienste wie Skype, WhatsApp oder Threema haben sich in den
vergangenen Jahren rasant verbreitet. Sie werden mittlerweile von
breiten Teilen der Bevölkerung genutzt. Allerdings sind klassische
Telekommunikationsdienste weiterhin von hoher Bedeutung für die
Verbraucher", erläutert Jochen Homann, Präsident der
Bundesnetzagentur. "Wir stellen auch fest, dass die drei beliebtesten
Dienste WhatsApp, Facebook Messenger und Instagram alle zum Facebook-
Konzern gehören."

Klares Bild über Nutzung von OTT-Kommunikationsdiensten



Die Ergebnisse, die auf einer repräsentativen Verbraucherbefragung
basieren, zeigen, dass rund 83 Prozent der Befragten regelmäßig
sogenannte OTT-Kommunikationsdienste nutzen, die über das offene
Internet erbracht werden, insbesondere mithilfe von Smartphones. Eine
hohe Affinität zu diesen Diensten besteht dabei vor allem in jüngeren
Altersgruppen. So liegt der Nutzeranteil in der Gruppe der 16- bis
24-Jährigen schon bei 98 Prozent.

Folgende Dienste werden in Deutschland am häufigsten verwendet:
WhatsApp (96 Prozent), Facebook Messenger (42 Prozent), Instagram (30
Prozent), Skype (18 Prozent) und Snapchat (12 Prozent). Viele Nutzer
verwenden mindestens zwei verschiedene OTT-Kommunikationsdienste
parallel. Das bedeutet, fast zwei Drittel der Befragten (65 Prozent)
betreiben sogenanntes Multihoming.

Es wird deutlich, dass die Nutzer der OTT-Kommunikationsdienste die
angebotenen Funktionen unterschiedlich stark nutzen. Während
95 Prozent der befragten Teilnehmer regelmäßig Text- und
Bildnachrichten versenden, greifen nur 48 Prozent regelmäßig auf die
Internettelefonie-Funktion zurück. 81 Prozent der Nutzer versendet
täglich Textnachrichten, andere Funktionen werden dagegen merklich
seltener eingesetzt.

Die Erkenntnisse beziehen sich auf die private Nutzung von
OTT-Kommunikationsdiensten. Im beruflichen Bereich werden diese
Dienste deutlich zurückhaltender genutzt.

Klassische Telekommunikationsdienste weiterhin gefragt



Die neuen Möglichkeiten der elektronischen Kommunikation haben das
Kommunikationsverhalten insgesamt verändert. 61 Prozent der befragten
Nutzer gaben an, dass sie durch die Verbreitung der OTT-Kommunikation
grundsätzlich mehr kommunizieren als vorher.

Die Nutzung klassischer Telefonie ist weiterhin deutlich beliebter als
die Internettelefonie über einen OTT-Dienst. Für Zwecke der
Sprachtelefonie greifen OTT-Nutzer weiterhin häufiger und intensiver
auf Mobilfunk- (75 Prozent) und Festnetztelefonie (59 Prozent) zurück.
Nur 22 Prozent nutzen regelmäßig die Internettelefonie-Funktion ihres
OTT-Dienstes. Insbesondere die Mobilfunktelefonie hat eine sehr hohe
Bedeutung für die Nutzer von OTT-Kommunikationsdiensten. 74 Prozent
aller befragten OTT-Nutzer können sich nicht vorstellen, vollständig
auf die Nutzung von Mobilfunktelefonie zu verzichten.

Einerseits haben OTT-Kommunikationsdienste das Potenzial, klassische
Telekommunikationsdienste in größerem Umfang zu ersetzen, wie etwa bei
der SMS. Anderseits scheint aber ebenso eine komplementäre
Nutzungsmotivation vorzuliegen. Denn viele Nutzer kommunizieren durch
das Aufkommen von OTT-Kommunikationsdiensten insgesamt mehr als
vorher.

Umfangreiche Verbraucherbefragung



Anhand der Verbraucherbefragung liegen nun erstmals repräsentative
Informationen über die tatsächliche Nutzung von
OTT-Kommunikationsdiensten vor, die zukünftig in Teilen von der
Telekommunikationsregulierung erfasst werden. Daher sind die
Erkenntnisse von hoher Relevanz für die Aktivitäten der
Bundesnetzagentur in den Bereichen Marktbeobachtung und
Verbraucherschutz.

Grundlage für die Ergebnisse des Berichts ist eine repräsentative
Verbraucherbefragung. Deutschlandweit haben sich an der Befragung der
Bundesnetzagentur insgesamt 2.210 Personen beteiligt. Die Durchführung
erfolgte Ende des Jahres 2019 in Zusammenarbeit mit der INFO GmbH,
einem Markt- und Meinungsforschungsinstitut aus Berlin.

Hintergrund OTT-Kommunikationsdienste



In der Vergangenheit waren Telekommunikationsdienste, wie Telefonie
oder SMS, untrennbar mit dem jeweiligen Anbieter der
Telekommunikationsinfrastruktur verbunden. Die heute immer stärker
genutzten Online-Kommunikationsdienste zeichnen sich hingegen dadurch
aus, dass sie über das offene Internet (also over-the-top) erbracht
werden. Daher werden sie auch als OTT-Kommunikationsdienste
bezeichnet. Mittels dieser internetbasierten Dienste können Funktionen
wie Telefonie, Videotelefonie oder das Versenden von Text-,
Sprach- und Bildmitteilungen genutzt werden.


Der Bericht der Bundesnetzagentur ist im Internet unter

 www.bundesnetzagentur.de/ott-bericht veröffentlicht.


 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22.05.2020

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn
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UNTERNEHMEN/2845: Gemeinwohl trägt Start-ups durch die Krise - "Wer relevante Probleme löst, setzt sich durch" (idw)

HHL Leipzig Graduate School of Management - 22.05.2020

Gemeinwohl trägt Start-ups durch die Krise - "Wer relevante Probleme
löst, setzt sich durch"



«Unternehmen, die Gemeinwohlorientierung in ihrem Kerngeschäft leben,
überstehen die Corona-Krise besser als andere», meint Professor Dr. Timo
Meynhardt von der Handelshochschule Leipzig (HHL). Seiner Beobachtung nach
ist die Gemeinwohlorientierung im Geschäftsmodell von Start-ups der
Schlüssel zum Erfolg: «Wer relevante Probleme löst, wird sich durchsetzen.
Die anderen hängen viel mehr vom Glück und den Umständen ab. Da findet
eine gesunde Bereinigung der Szene statt.», Prof. Dr. Timo Meynhardt, HHL

Public Value Award/Start-ups mit Gemeinwohl

Jährlich vergibt die Handelshochschule Leipzig (HHL) zusammen mit der
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Ernst & Young GmbH (EY) einen Preis an
junge Unternehmen, die mit ihren Produkten und Dienstleistungen Lösungen
für gesellschaftliche Herausforderungen bieten und Gemeinwohlnutzen
stiften.

Einige der Start-ups, die in den letzten Jahren ihre Geschäftsmodelle im
Rahmen des "Public Value Awards for Start-ups" einen der begehrten Preise
erhalten haben, haben kürzlich an einem "virtuellen runden Tisch" ihre
Erfahrungen zu den Auswirkungen der Corona-Krise ausgetauscht. Dabei wurde
deutlich, dass die Aufgabe, den sich die Start-Up-Gründer gegeben haben -
nämlich einen Mehrwehrt für die Gesellschaft zu schaffen - jetzt umso
klarer hervortritt. Dies Start-ups werden jetzt sogar noch stärker
benötigt. So wird das Gemeinwohl ein Indikator dafür, was wirtschaftlich
trägt und nachhaltig Wert schafft.

Die gemeinwohlorientierten Start-Ups in Zeiten von Corona

Über eine stark wachsende Nachfrage berichtet zum Beispiel Selfapy, ein
Anbieter für Online-Therapie. Das Unternehmen bietet Soforthilfe bei
psychischen Belastungen als Online-Programm an. Die Kosten werden von
einer Vielzahl der Krankenkassen übernommen. Vor Corona war das Start-up
dazu gedacht, PatientInnen eine Therapiemöglichkeit zu bieten, wenn
Wartezeiten überbrückt werden mussten. Der direkte Kontakt zwischen
Therapeut und Patient fehlt im etwa 12-wöchigen Programm, das telefonische
psychologische Unterstützung mit psycho-edukativen Einheiten koppelt. Was
mancher Klient zuvor in der Online-Therapie vermisst hat, ist nun ein
Vorteil. Hier wird ein Erfahrungsraum für den Klienten geboten - ohne die
Gefahr einer Ansteckung mit Covid-19.

Das Hamburger Unternehmen "besser zuhause" bietet einen Komplettservice
für Menschen, die ihre Wohnung altersgerecht umbauen müssen.
Da die Sorge vor der Ansteckungsgefahr in Alters- und Pflegeheimen wächst,
bietet die Möglichkeit, ein barrierefreies Wohnumfeld zu schaffen in
Zeiten von Corona der Gesellschaft einen noch stärkeren Mehrwert als
zuvor.

Die Start-ups MOIO (intelligenter Pflegeassistent) und Coldplasmatech
(innovative Wundheilung) berichten, dass die Verhandlungen mit
potentiellen Investoren derzeit außergewöhnlich erfolgreich verlaufen, da
beide Unternehmen menschliche und soziale Bedürfnisse auf innovative Weise
aufgreifen. MOIO hat ein KI-getriebenes Pflaster entwickelt, welches die
Bewegungsabläufe und Standortdaten von Pflegebedürftigen aufzeichnet und
dem Pfleger übermittelt, wann Hilfe nötig ist. In Kürze wird das Produkt
auf dem Markt erhältlich sein. Coldplasmatech haben eine quadratische
Wundauflage aus kaltem Plasma entwickelt, die das Entstehen chronischer
Wunden verhindern soll. Neben der guten Handhabbarkeit auch für große
Wundflächen, weist das Produkt die für Krankenhäuser wichtige Eigenschaft
auf, inaktivierend auf heilungshemmende Keime zu wirken. Dr. Carsten
Mahrenholz, Gründer von Coldplasmatech: «In der Krise wird der richtige
unternehmerische Gedanke nicht falsch. Er muss nur unter anderen
Bedingungen umgesetzt werden.»

Verónica Celis Vergara, CEO von EnlightAid (Transparenz über Spenden)
beschreibt die grundlegende gesellschaftliche Ausrichtung als einen
Erfolgsfaktor, sozusagen «Public Value by design». Die Gründerin stellte
fest, dass etwa 30 Prozent von Spendengeldern durch Korruption verloren
gehen und sich dies entmutigend auf die Einstellung der Spender auswirkt.
Sie entwickelte eine App, mit der jeder Transfer einer Spende nachverfolgt
werden kann - bis zum jeweiligen Hilfsprojekt.

Markus Schweizer, Partner bei EY und Ko-Juryvorstand des Wettbewerbs,
sieht in der Gemeinwohlorientierung eine Möglichkeit, «die eigene
Resilienz zu stärken und durch die Verankerung im gesellschaftlichen
Ökosystem einfach bessere Karten» zu haben.


Die Handelshochschule Leipzig (HHL)

Die Handelshochschule Leipzig (HHL) ist eine der führenden Business
Schools in Deutschland und der Welt. Sie ist eine universitäre private
Wirtschaftshochschule mit Promotions- und Habilitationsrecht. Der
HHL-Studiengang Master in Management (M.Sc.) wurde mit Platz 1 in Europa
ausgezeichnet und Platz 2 weltweit (Wall Street Journal/Times Higher
Education College Rankings 2019). Der HHL wurde vom Stifterverband der
Titel "beste Gründerhochschule Deutschlands" verliehen. Ziel der ältesten
betriebswirtschaftlichen Hochschule im deutschsprachigen Raum ist die
Ausbildung leistungsfähiger, verantwortungsbewusster und unternehmerisch
denkender Führungspersönlichkeiten.


Weitere Informationen unter:

http://www.hhl.de

http://www.hhl.de/de/fakultaet-forschung/hhl-fakultaet/wirtschaftspsychologie-fuehrung/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution679

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HHL Leipzig Graduate School of Management, 22.05.2020
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UNTERNEHMEN/2844: Kinderarbeit auf Kakaoplantagen (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Kinderarbeit auf Kakaoplantagen: Zwei verlorene Jahrzehnte

Von Thomas Braunschweig und Oliver Classen, Public Eye, 31. März 2020



Vor bald 20 Jahren wurde das unverbindliche
Harkin-Engel-Protokoll aufgesetzt, um Kinderarbeit und Kinderhandel in
der Kakaoproduktion zu eliminieren. Aber auch um entsprechende Gesetze
zu verhindern. Heute steckt die Branche in einer Sackgasse und selbst
Kakaofirmen plädieren mittlerweile für eine Regulierung. Wie lange
will die Schoggi-Nation Schweiz damit noch zuwarten?

Die Aufregung war gross. Besorgte Bürger und Bürgerinnen in den USA
fragten sich entsetzt: Wird unsere geliebte Schokolade etwa mit
Sklavenarbeit hergestellt? Wir schreiben das Jahr 2001 und grosse
US-Medien berichten ausführlich über Kinderarbeit und Menschenhandel
auf westafrikanischen Kakaoplantagen. Die politische Reaktion liess
damals nicht lange auf sich warten. Der Abgeordnete Elliott Engel
reichte im Kongress einen Gesetzesantrag ein, der die Entwicklung
eines "slave free"-Label für Schokoladeprodukte vorsah. Damit sollte
sichergestellt werden, dass die im Land konsumierte Schokolade nicht
aus von Kinderhänden gepflücktem Kakao stammte. Gemäss der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) gilt Kinderhandel als
Sklaverei. Diese wie auch alle anderen Tätigkeiten, die der
Gesundheit, Sicherheit oder Moral von Kindern schaden können, fallen
unter die «schlimmsten Formen von Kinderarbeit», die gemäss dem ILO-
Übereinkommen 182 unverzüglich zu beseitigen sind. Auch deshalb fand
Engels Antrag breite Zustimmung und wurde im Kongress mit grosser
Mehrheit angenommen.


Listiges Lobbying gegen griffige Gesetzesgrundlage

Das versetzte nun die Schokoladeindustrie in helle Aufregung und deren
Lobbymaschinerie in vollen Gang. Mit Bob Dole und George Mitchell
wurden zwei sehr prominente Ex-Senatoren angeheuert. Deren
Verbindungen und Einfluss sollte verhindern, dass die griffige
Gesetzesvorlage auch noch den Senat passiert. Zugleich versicherte die
damalige Sprecherin des US-Verbands der Schokoladehersteller, man
würde doch bereits handeln und bräuchte kein Gesetz, um mit dem (bei
dieser Gelegenheit immerhin erstmals offiziell anerkannten) Problem
fertig zu werden.

Das war die Geburtsstunde des Harkin-Engel-Protokolls. Gemeinsam mit
diversen US-Regierungsstellen, der ILO, einigen NGOs sowie acht
Kakaokonzernen - darunter auch die Schweizer Barry Callebaut, Nestlé
und die von der Genferseeregion aus operierende Handelsgesellschaft
ADM - wurde unter Leitung von Senator Tom Harkin und dem Abgeordneten
Elliott Engel eine Vereinbarung unterzeichnet, die von den
Schokoladefirmen konkrete Massnahmen zur Identifizierung und
Beseitigung von Kinderarbeit forderte. Die wohl wichtigste war die
Entwicklung und Implementierung eines wirksamen Zertifizierungssystems
mit unabhängiger Überwachung und Berichterstattung. Deadline dafür war
das Jahr 2005.

Mit diesem Protokoll konnte tatsächlich das Schlimmste abgewendet
werden - allerdings nicht für die Kinder, sondern für die US-Geschäfte
der Schokoladefirmen.

Denn da der Deal auf reiner Freiwilligkeit basierte, sahen die
US-Bundesbehörden von einer Überwachung der Produktionsbedingungen ab.
Und die Konzerne wiederum sahen sich nicht genötigt, ihren
vollmundigen Versprechungen konkrete Taten folgen zu lassen.


Gebrochene Versprechen und verpasste Fristen

Die bald 20-jährige Geschichte des Harkin-Engel-Protokolls ist eine
der gebrochenen Versprechen und verpassten Fristen. Die durch die
Unterschrift der Firmenbosse bekräftigte Umsetzungsfrist von 2005
verstrich ohne öffentlichen Aufschrei. Vielmehr erwirkte die
Schokoladenindustrie einen Aufschub bis 2008, wobei die revidierte
Zielsetzung nun plötzlich nur noch die Hälfte der kakaoproduzierenden
Gebiete umfasste.

Doch auch dieser Termin wurde nicht eingehalten. Als sich abzeichnete,
dass die daraufhin bis 2010 erstreckte Galgenfrist wieder verpasst
würde, kam kurzerhand ein neuer Vorschlag auf den Tisch: The
Declaration of Joint Action to Support Implementation of the
Harkin-Engel-Protocol. In dieser Vereinbarung war plötzlich nur noch
von einer 70-prozentigen Reduktion der Kinderarbeit die Rede - und
zwar bis 2020. Aber selbst dieses deutlich weniger ehrgeizige Ziel,
für das es aus menschenrechtlicher Sicht keinerlei Rechtfertigung
gibt, wurde nicht erreicht.

Die zahlreichen Recherchen der letzten Jahre haben in erschreckender
Regelmässigkeit missbräuchliche Kinderarbeit zutage gefördert und
bestätigt, dass Kinderarbeit im Kakaoanbau nach wie vor gängig ist.
Als hätte es dafür noch einen weiteren Beleg gebraucht, befreiten
ivorische Behörden Anfang 2020 137 Kindersklaven, die teilweise auf
Kakaoplantagen zur Arbeit gezwungen wurden.

2021 jährt sich die Unterzeichnung des Harkin-Engel-Protokolls zum
zwanzigsten Mal. Doch laut dem U.S. Department of Labor ist
Kinderarbeit in den Hauptproduktionsländern Ghana und Côte d'Ivoire
ungelöst.

In Ghana und Côte d'Ivoire sind noch immer zwei Millionen Kinder von
missbräuchlicher Plantagenarbeit betroffen.

Und das im Protokoll geforderte Monitoringsystem zur Bekämpfung der
Kinderarbeit deckt laut der Internationalen Kakaoinitiative (ICI)
heute gerade einmal 15% der Kakaolieferkette in Ghana und der Côte
d'Ivoire ab.


Mangelnder Wille und fehlende Wirkung

Die Industrie betont häufig und gerne, das Grundübel der Kinderarbeit
im westafrikanischen Kakaosektor liege in der dortigen Armut, was
natürlich stimmt. Ebenso richtig ist aber, dass eine der Hauptursache
dafür das Fehlen eines existenzsichernden Einkommens für die
allermeisten der rund zwei Millionen Kakaobauern und -bäuerinnen in
Westafrika ist. Dass deren Einkünfte nicht für ein menschenwürdiges
Leben reichen, ist mittlerweile auch in Politik und Wirtschaft
unbestritten. Dass dieses Einkommen primär durch jene Abnahmepreise
bestimmt wird, die Kakaohändler und -verarbeiter den Bauernfamilien
für ihre Bohnen bezahlen, bleibt von der Industrie jedoch meist
unerwähnt.

Natacha Thys vom International Labor Rights Fund (ILRF) hat das
eigentliche Problem hinter der Kinderarbeit schon vor Jahren auf den
wunden Punkt gebracht:

"What's holding back progress on illegal child labor is nothing more
than the industry's unwillingness to exchange a small portion of its
massive profits to ensure a sufficient return for farmers and
workers."

Diese Kritik richtet sich auch an das Harkin-Engel-Protokoll, das es
versäumt habe, überprüfbare Schritte einzufordern, die sicherstellen,
dass die Bauern und Bäuerinnen faire Preise für ihre Produkte erhalten
- was das wirksamste Mittel gegen Kinderarbeit wäre.

Aktuelle Zahlen zeigen, wie locker sich die Kakaofirmen das leisten
könnten: So erhielten die Aktionäre von Barry Callebaut 2019 eine im
Vergleich zum Vorjahr 8,3% höhere Dividende, während Lindt & Sprüngli
seine Kapitalgeberinnen gar mit einer um 75% höheren Dividende am
gestiegenen Gewinn beglückte. Dass ihr Konzernchef im vergangenen Jahr
knapp 3,5 Millionen Franken verdiente, ist da nur noch eine Randnotiz.

Neue Berechnungen des VOICE-Netzwerks (Voice of Organisations in
Cocoa) zeigen zudem, dass der für ein existenzsicherndes Einkommen
notwendige Abnahmepreis bedeutend höher liegt als bisher angenommen.
Was nichts anderes heisst, als dass die heute von der
Schokoladeindustrie für ihren wichtigsten Rohstoff bezahlten Preise
noch viel tiefer und unfairer sind als bislang gedacht. Wobei ein
existenzsicherndes Einkommen eben auch nur knapp die Existenz
sichert - mehr nicht. Es ermöglicht den Bauernfamilien ein einfaches,
aber würdevolles Leben mit genug Geld für Nahrung, Kleidung,
Medikamente und Schule.

Ein existenzsicherndes Einkommen ist also kein Luxus, sondern ein
grundlegendes Menschenrecht.

Seit 20 Jahren versucht die Schokoladeindustrie nun schon vergeblich,
ihr im Harkin-Engel-Protokoll abgegebenes Versprechen einzulösen. Mit
dem öffentlichen Druck haben aber auch die Anstrengungen der
Unternehmen zugenommen: Neue Initiativen wurden angestossen, Programme
ausgeweitet und Projekte lokal besser abgestützt. Das Resultat ist
dennoch ernüchternd: Missbräuchliche Kinderarbeit bleibt weiter
omnipräsent im Kakaosektor Westafrikas.


Zertifiziert heisst nicht nachhaltig

Daran haben auch die diversen Labels kaum etwas geändert, egal ob
unternehmenseigene oder solche von unabhängigen Organisationen wie
Fairtrade oder Rainforest Alliance/UTZ. Selbst auf zertifizierten
Plantagen kommt es immer wieder zu Kinderarbeit, wie der
Dokumentarfilm "Shady Chocolate" oder zuletzt eine vom RTS
ausgestrahlte Recherche aufdeckten.

Grundlegende Vorbehalte gegenüber Zertifizierungsprogrammen, wie sie
ein aktuelles VOICE-Papier formuliert, betreffen vor allem ihre
bescheidene Wirkung auf die bäuerlichen Einkommen. Dazu kommen
gravierende Probleme bei der Überwachung durch Audit-Firmen. So musste
UTZ, dessen Label auf rund 65% allen zertifizierten Kakaos prangt,
erst letztes Jahr einräumen, dass vier ihrer wichtigsten unabhängigen
Überprüfer getrickst hatten. UTZ musste daraufhin die Zertifizierung
einiger Produzenten annullieren und hat die weitere Ausdehnung ihres
Programms auf Eis gelegt.

Dass Audit-Firmen ein Schwachpunkt des Systems sind, zeigt auch die
erwähnte RTS-Recherche. Ein versteckt gefilmter Auditor in der Côte
d'Ivoire gab unumwunden zu, dass es besser sei, bei den Kontrollen in
den Kakaoplantagen nicht so genau hinzuschauen, wenn man im Geschäft
bleiben wolle. Die Kunden, sprich die Kakaofirmen, würden strenge
Kontrollen nicht besonders schätzen.


"Too little, too late": diskreditierte Freiwilligkeit

Die Bemühungen der Unternehmen werden der Dimension der Probleme also
in keiner Weise gerecht. Oder wie VOICE das bisherige
Industrie-Engagement kommentiert: "too little, too late". Die Ansicht,
dass die Selbstregulierung im Kakaosektor definitiv gescheitert ist,
teilen auch die beiden US-Senatoren Brown und Wyden, die sich letzten
Sommer mit einem Brief an die US-Zollbehörde wandten. Darin fordern
sie ein hartes Durchgreifen beim Import von mit Kinderarbeit
produziertem Kakao aus der Côte d'Ivoire und konstatieren:

"The last 20 years demonstrate that the travesty of forced child
labour in the global supply chain cannot be solved by chocolate
companies' self-regulation."

Offenbar haben auch Ghana und die Côte d'Ivoire, die zusammen rund 60%
der globalen Kakaoproduktion auf sich vereinen, den Glauben an
freiwillige Massnahmen der Industrie verloren.

2019 kündigten die Regierungen der beider Länder entsprechend an, ab
dem Erntejahr 2020/21 von den Kakao-Firmen einen Aufpreis von 400
US-Dollar pro Tonne Bohnen zu verlangen. Dieses "living income
differential" soll den Bauernfamilien zugutekommen und helfen, die
Riesenlücke zu einem existenzsichernden Einkommen etwas zu
verkleinern. Während zivilgesellschaftliche Organisationen den beiden
Regierungen zu ihrer mutigen Massnahme gratulierten, äusserten sich
betroffene Unternehmen nur vorsichtig positiv. Man sei nicht
grundsätzlich gegen dieses Vorhaben, entscheidend sei jedoch dessen
Umsetzung.


Regulierung auf dem Vormarsch

Vor einem Jahr hat Holland ein Gesetz zur Bekämpfung von
ausbeuterischer Kinderarbeit in internationalen Lieferketten
verabschiedet. Es verpflichtet Unternehmen zur Durchführung einer
Sorgfaltsprüfung bezüglich Kinderarbeit. Sollten dabei entsprechende
Risiken identifiziert werden, müssen sie Korrekturmassnahmen
vorschlagen und umsetzen. Das voraussichtlich 2022 in Kraft tretende
Gesetz ist das erste, das bei Nichteinhaltung der menschenrechtlichen
Sorgfaltspflicht strafrechtliche Sanktionen vorsieht. Seine Anwendung
wird sich zwar nicht auf die Schokoladeindustrie beschränken, diese
steht aber im Fokus.

Einen anderen Weg sind die USA gegangen. Seit den 1930ern ist dort ein
Gesetz gegen Importe aus Sklavenarbeit in Kraft, das im Jahr 2000 um
Kinderarbeit erweitert wurde. Damit können solche Einfuhren
beschlagnahmt werden und strafrechtliche Ermittlungen gegen den
Importeur auslösen. Im Inland nicht ausreichend zur Verfügung stehende
Güter - wie Kakao - waren von dieser Regelung ausgenommen, bis Obama
diese Gesetzeslücke 2016 endlich geschlossen hat.


Zustimmung in der Branche wächst

Eine Reihe von Kakaofirmen, darunter auch solche mit starkem
Schweiz-Bezug wie Barry Callebaut, Cargill Cocoa & Chocolate und
Nestlé Nederland, haben in einem offenen Brief an die holländische
Regierung ihre Unterstützung für die neue Regulierung gegen
Kinderarbeit signalisiert.

Rückendeckung durch Teile der Kakaoindustrie gibt es auch für ein
hängiges EU-Gesetzesvorhaben mit ähnlichem Ziel, das allerdings einen
breiteren Fokus aufweist. Gemeinsam mit dem Kakaonetzwerk VOICE,
Fairtrade und Rainforest Alliance haben drei grosse
Schokoladeproduzenten (Barry Callebaut, Mars Wrigley, Mondelez) in
einem Positionspapier einer verbindlichen menschenrechtlichen
Sorgfaltsprüfung grundsätzlich zugestimmt.

Doch das wird kein Spaziergang für die Kakaofirmen. Denn ihr
Geschäftsmodell ist von der Armut der Bauernfamilien und von
Kinderarbeit abhängig. Bei einer ernsthaften Umsetzung der
Sorgfaltsprüfung müssten sie also ihr Geschäftsmodell grundsätzlich
ändern. Aber dafür dürfen ihnen nicht nochmals 20 Jahre eingeräumt
werden.


Schweiz zunehmend im Abseits

Während immer mehr Länder und inzwischen selbst Firmen zur Einsicht
gelangt sind, dass kein Weg mehr an einer gesetzlichen Regulierung
vorbeiführt, frönt die Schweiz unverdrossen dem Prinzip
Freiwilligkeit. Dies zeigt nicht zuletzt die 2018 ins Leben gerufene
Plattform für Nachhaltigen Kakao, eine unverbindliche
Multistakeholder-Initiative. Während Branchenvereinigungen wie die
European Cocoa Association oder der europäische Verband der Kakao- und
Buiscuitshersteller (CAOBISCO) regulatorische Massnahmen explizit
begrüssen, setzt der Schweizer Verband Chocosuisse weiter auf
freiwillige Selbstverpflichtung.

Auch die offizielle Schweiz sträubt sich - trotz ihrer hohen
Verantwortung - weiter gegen griffige regulatorische Massnahmen in
diesem Bereich.

Dabei steht die Schweiz mit ihren zahlreichen Schokoladeunternehmen,
aber auch als globaler Handelsplatz, über den rund ein Drittel des
weltweit gehandelten Kakaos läuft, besonders in der Pflicht.

Wie lange will die Schoggi-Nation ihren politischen Widerstand gegen
griffige Gesetze, welche die Menschenrechte ausgebeuteter Kinder statt
Profite ihrer Konzerne schützen, noch aufrechterhalten? Die Antwort
interessiert nicht nur die Schoggi-Opfer in Westafrika, sondern auch
die Schweizer Konsumierenden immer brennender.


Erstveröffentlichung:

https://www.publiceye.ch/de/themen/schokolade/kinderarbeit-auf-kakaoplantagen-zwei-verlorene-jahrzehnte?pk_source=Newsletter&cHash=956b671528d17f612f37cabc83511560
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VERKEHR/1588: Berlin - Proteste gegen S-Bahn-Ausschreibung (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Proteste gegen S-Bahn-Ausschreibung

von Katrin Kusche, Pressemitteilung des Aktionsbündnisses Eine S-Bahn
für Alle, 12. Mai 2020



Nicht mit uns! Berliner Bündnis Eine S-Bahn für Alle kritisiert
Einigung über die Ausschreibung der S-Bahn und kündigt Proteste
an.

Das Aktionsbündnis Eine S-Bahn für Alle kritisiert das
Festhalten der Berliner Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und
Klimaschutz im Zusammenwirken mit dem Verkehrminister Brandenburgs an
der Ausschreibung der Berliner S-Bahn. Der Raum für die dringend
notwendige öffentliche Auseinandersetzung über diese folgenschwere
Ausschreibung ist aufgrund der Maßnahmen zur Eindämmung der
Corona-Pandemie aktuell nicht gegeben. Das Aktionsbündnis fordert den
Verzicht auf die Ausschreibung, welche die Zerschlagung und
Privatisierung der S-Bahn auf Kosten von Fahrgästen, Beschäftigten und
des Klimas zur Folge nach sich ziehen könnte.

Dazu Selma und Simon von Students for Future Berlin:

"Eine Gesellschaft ist nur so gerecht, wie sie ihren Mitgliedern
Teilhabe garantieren kann. In diesem Sinne ist für Students for Future
Mobilität nicht nur ein ökologischer Grundpfeiler, sondern eindeutig
eine soziale Frage. Das wiederum setzt die sozial-ökologische
Verkehrswende auf die Tagesordnung. Und für uns heißt das: Ein ÖPNV,
der nicht nur ökologisch nachhaltig, sondern auch sozial gerecht im
Sinne der Beschäftigten und der Fahrgäste ist. Wir wollen eine S-Bahn,
die klimafreundlich, attraktiv und bezahlbar ist. Mit der
Ausschreibung in dieser Form ist das alles nicht möglich."

Das Aktionsbündnis warnt, dass im Extremfall mehr als zehn Unternehmen
für verschiedene Bereiche der Berliner S-Bahn zuständig sein könnten.
Durch die entstehenden Schnittstellen sind Verkehrschaos und
Mehrkosten vorprogrammiert.

Dazu Uwe Krug, Vorsitzender der Ortsgruppe S-Bahn Berlin der
Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL):

"Es geht bei der Ausschreibung nicht darum, die S-Bahn auszubauen, sie
pünktlicher zu machen oder die Arbeitsbedingungen zu verbessern. Es
geht um die Profitinteressen privater Betreiber. Es kann nicht sein,
dass die S-Bahn privatisiert wird und wir als Beschäftigte dafür
zahlen. Fast alle der Kollegen sagen: Nicht mit uns! Unsere
Gesprächsangebote wurden von der Politik bislang ignoriert. Jetzt
müssen wir neue Wege gehen: Wir als Beschäftigte werden uns zu wehren
wissen."

Die Online-Petition [1] gegen die Zerschlagung und Privatisierung der
S-Bahn wurde bereits von mehr als 2500 Berliner*innen unterzeichnet.
Das zeigt: In der Berliner Bevölkerung genießen die Forderungen des
Aktionsbündnisses große Unterstützung. Beim Petitionsauschuss des
Abgeordnetenhauses wurden mehrere Petitionen gegen die Ausschreibung
eingereicht. Zahlreiche Organisationen wie attac, Naturfreunde Berlin,
kritisieren die Ausschreibung scharf.


Gemeingut in BürgerInnenhand ist Teil des Bündnisses Eine
S-Bahn für Alle.


Anmerkung:

[1] https://www.gemeingut.org/civi-public/?page=CiviCRM&q=civicrm%2Fpetition%2Fsign&sid=28&reset=1


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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INTERNATIONAL/441: Chile - "Wir fordern das Recht, in Frieden zu Leben!" (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile 

"Wir fordern das Recht, in Frieden zu Leben!"






[image: Kleines Mädchen auf dem Bürgersteig, auf der Straße fährt ein gepanzertes Fahrzeug - Foto: © Marcelo Del Campo]

Foto: © Marcelo Del Campo



Mit einem Interventionsplan will die Regierung den Drogenhandel
bekämpfen. Doch faktisch häufen sich Beschwerden über polizeiliche
Willkür.

(Santiago de Chile, 16. Mai 2020, npla/Menschenrechtskomitee La
Legua) - La Legua Emergencia ist ein Stadtteil im Süden der
chilenischen Hauptstadt. Über die Hälfte der etwa 4.000 Bewohner*innen
lebt unterhalb der Armutsgrenze; organisierter Drogenhandel und Gewalt
bestimmen den Alltag der Menschen. 2001 wurde ein staatliches
Interventionskonzept eingeführt. Mit der Einrichtung einer
Polizeistation innerhalb des Viertels sollte die Kriminalität bekämpft
werden, doch faktisch häufen sich seither Anzeigen und Beschwerden
aufgrund polizeilicher Übergriffe. Mit der Gründung des
Menschenrechtskomitees im Oktober 2010 begann die Bevölkerung, sich
gegen die staatliche Willkür und das Fehlen rechtsstaatlicher
Garantien organisiert zur Wehr zu setzen. In Reaktion auf die jüngsten
Eskalationen hat das Komitee die folgende Erklärung veröffentlicht.


Wir haben ein Recht auf Frieden!

In den letzten Wochen hat die Gewalt in den Straßen von La Legua
Emergencia merklich zugenommen. Am 15. Mai kam es zu einer blutigen
Schießerei. Etwa ein Dutzend Streifenwagen der Kriminalpolizei PDI
(Policía de Investigaciones) fuhr vorbei, ohne sich um den Vorfall zu
kümmern. Berichten von Nachbar*innen zufolge wurde auf der Straße
Mataveri, die das Viertel im Norden begrenzt, auch ein Fahrzeug der
GOPE (Grupo de Operaciones Policiales Especiales) gesehen. Doch obwohl
die Polizei gerufen [1] worden war, kamen weder die Spezialeinheit der
Carabineros noch die Streifenwagen der PDI den Nachbar*innen zu Hilfe.
Die offizielle Darstellung der Behörden ist den Menschen von La Legua
nur zu bekannt: Man sei bemüht, für Sicherheit auf den Straßen zu
sorgen und die Gewalt und den Drogenhandel einzudämmen, doch faktisch
passiert das Gegenteil: Die Polizei gibt Gas und fährt weiter. Was die
Lage noch schlimmer macht: Bei Menschenrechtsverletzungen, die von
Garanten des Rechtsstaats begangen werden, greift die Polizei
grundsätzlich nicht ein.


Viele Schusswaffen stammen aus den Beständen von Polizei und
Militär

Wir Bewohner*innen von La Legua wehren uns gegen diese Behandlung und
fordern: Schluss mit der Ausgrenzung und Diskriminierung. Wir möchten
genauso behandelt werden wie andere Bürger*innen. Wir sagen es noch
einmal: Die in unserem Viertel stationierten Beamten sollen endlich
ihre Arbeit machen. Die Einrichtung der Polizeiwachen von GOPE und PDI
dient vielleicht dem Image der Regierung, die Probleme der Bevölkerung
lösen sie jedenfalls nicht. Verbrechen werden ganz offen verübt. Der
organisierte Drogenhandel stockt sein Waffenarsenal weiter auf, wobei
viele Schusswaffen offensichtlich aus Beständen von Polizei und
Militär stammen. Die Polizei schaut weg oder zieht sich zeitweilig
zurück. Seit 19 Jahren besteht der staatliche Interventionsplan. Wir
fragen: Wo war denn die Polizei in all' diesen Jahren, wenn die
Schüsse fielen und die Kugeln in die Häuser der Familien, in die
Körper der Bewohner*innen drangen?


Jeder Mensch hat das Recht auf ein Leben in Würde

Unter psychologischem und sozialem Aspekt hatte das Verhalten der
Sicherheitskräfte in den letzten zwei Jahrzehnten desaströse Folgen:
Immer mehr Kinder und Jugendliche schließen sich den Drogenbanden an.
Die Verzweiflung und Perspektivlosigkeit innerhalb der Familie und der
Bevölkerung verschärfen die allgemeine Misere. Polizei und Behörden
behandeln uns mit Geringschätzung. Es darf nicht sein, dass wir auf
die Güte der diensthabenden Beamten hoffen müssen, wenn es um unser
Recht auf ein würdiges Leben geht.

Aufgrund der weltweiten gesundheitlichen Notlage erlauben wir
weitreichende staatliche Eingriffe in unser tägliches Leben, bemühen
uns, zu Hause zu bleiben, nicht zur Arbeit zu gehen, nicht unsere
Liebsten zu umarmen. Inmitten dieser außergewöhnlichen Situation
fordern wir die Regierung auf, unsere Beschwerden ernst zu nehmen, die
Drogenkriminalität zu bekämpfen und die institutionelle Gewalt zu
beenden, die der Staat selbst gegen uns ausübt, und sich für die Würde
aller Menschen einzusetzen. Wir haben ein Recht darauf, in Frieden zu
leben. Unsere Forderungen zu erfüllen wäre ein erster Schritt, um das
Leben in Frieden in La Legua wieder möglich zu machen.


Anmerkung:

[1] https://www.eldesconcierto.cl/2020/05/16/redes-vecinos-de-la-legua-denuncian-ausencia-de-intervencion-policial-por-balacera-en-toque-de-queda/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/wir-fordern-das-recht-in-frieden-zu-leben/
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SCHACH-SPHINX/07281: Vorschule der Taktik (SB)

Wann erreicht man ein professionelles Level in der Kombinationskunst?
Der Laie ist es gewohnt, in jeder Stellung eine siegreiche Wendung zu
vermuten, weswegen er viel Zeit verbraucht und sein Blick einen
gehetzten Ausdruck annimmt. Er hat noch nicht gelernt, eine echte
Witterung aufzunehmen, und sieht Gespenster, wo nur Schatten tanzen.
Die Entwicklung setzt indes mit dem Vermögen ein, einzelne Figuren im
Durcheinander der Stellung mit einer Drehachsenfunktion zu versehen,
über die eine Kombination verdichtend aufgebaut wird. Diese Figur zu
erkennen und zu verstärken, ist die Vorschule jeder Kombination,
nichts fällt vom Himmel. Suschkewiz hatte in seiner Partie gegen
Gendel auf der Meisterschaft der UdSSR von 1956 den Läufer auf c5 zu
einer solch integrativen Figur funktionalisiert und damit die lauernde
Schwäche der weißen Königsstellung ins Korn genommen. Bauern- und
Kreuzfesselung ergänzten sich im heutigen Rätsel der Sphinx zu einem
prachtvollen Abschluß mit Damengewinn, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07281: Vorschule der Taktik (SB)]



Gendel - Suschkewiz

UdSSR 1956


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Alles stand reif zur Eroberung. Nur die schützende Dame auf h6 mußte
noch vertrieben werden. Also setzte David mit 1.Tf1-f6! Seitan das
Messer auf die Brust. Flieht die Dame 1...Dh6-h5, so wird der letzte
Bauer mit 2.Tf7xg7+! beseitigt und der König nach 2...Kg8xg7 3.Tf6-g6+
Kg7-h8 4.Dc2-d2! oder 3...Kg7-f7 4.Dc2-f2+ Dh5-f5 5.Lb1xf5 e6xf5 6.Tg6-
f6+ Kf7-e7 7.Df2xh4 zu Tode gehetzt. Daher nahm Seitan schweren
Herzens den frechen Turm 1...g7xf6 und ließ sich nach 2.Tf7-h7! bis
auf den letzten Nerv zermürben: 2...Dh6-g5 3.Th7-h8+! Kg8-f7 4.Dc2-h7+
Dg5-g7 5.Lb1-g6+ und das Licht ging aus.



Erstveröffentlichung am 4. Mai 2007
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FORSCHUNG/180: Ethnische Diskriminierung - Schlechtere Chancen auf ein WG-Zimmer für türkische Bewerber (idw)

GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften - 20.05.2020

Ethnische Diskriminierung: Schlechtere Chancen auf ein WG-Zimmer für
türkische Bewerber



In der Forschung gibt es zahlreiche starke Belege für starke ethnische
Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt. Doch die meisten Studien beziehen
sich auf die traditionelle Wohnungssuche und klammern damit
Wohngemeinschaften aus. Hier setzt die in der aktuellen Ausgabe des
Informationsdienst Soziale Indikatoren (ISI 64) zu lesende Studie von
Jascha Dräger (GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften) an: Er
untersucht die Rückmeldungen auf Wohnungsanfragen von fiktiven Bewerbern
mit deutsch und türkisch klingenden Namen auf dem bekannten Portal
wg-gesucht.de, insbesondere hinsichtlich statistischer Diskriminierung.

Ethnische Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt wird häufig auf
statistische Diskriminierung zurückgeführt. Man nimmt an, dass
Vermieterinnen und Vermieter Informationslücken über die Bewerberinnen und
Bewerber mit Annahmen über systematische ethnische Unterschiede zwischen
Gruppen füllen, zum Beispiel hinsichtlich ihrer Verlässlichkeit bei
Mietzahlungen oder dem Umgang mit Haus oder Wohnung. Jascha Dräger geht
davon aus, dass sich statistische Diskriminierung bei Wohngemeinschaften
anders verhält als in anderen Wohnungsmärkten, da in Wohngemeinschaften
neben den finanziellen Faktoren auch soziale Faktoren eine entscheidende
Rolle spielen. Somit kann erwartet werden, dass Wohngemeinschaften
diskriminieren, weil sie unvollständige Informationen über des Verhalten
der Bewerberinnen und Bewerben im täglichen Zusammenleben haben und auch
diesbezüglich systematische Unterschiede nach ethnischer Herkunft
erwarten.

Für seine Korrespondenzstudie kreierte der Autor fiktive Bewerberaccounts,
deren Namen sie als deutscher (Dominik Binder, Nico Heller) oder
türkischer Herkunft (Murat Arslan, Mustafa Ceylan) kennzeichnen sollten.
In den versendeten Anfragen gab er entweder keine spezifischen
Informationen über die Bewerber an oder fügte Angaben zu finanzielle oder
soziale Eigenschaften der Bewerber hinzu. Insgesamt wurden 414
Bewerbungen auf 208 Anzeigen verschickt, die zwischen dem 16. März und 25.
April 2018 für Mannheim auf wg-gesucht.de hochgeladen wurden.

Die Ergebnisse liefern klare Belege für eine ethnische Diskriminierung.
Während die Bewerber mit deutsch klingenden Namen eine Antwort auf 69%
ihrer Anfragen erhielten und in 47% der Fälle eingeladen wurden, erhielten
die als türkisch klingenden Bewerber nur auf 45% ihrer Bewerbungen eine
Antwort und wurden nur in 26% zu einer Besichtigung eingeladen. In beiden
Fällen erhielten Bewerber, die Angaben über einen gut bezahlten Job,
Hobbies oder soziale Eigenschaften machten, mehr Antworten und
Einladungen. Dieser positive Effekt zusätzlicher Informationen ist bei den
türkischen Bewerbern stärker ausgeprägt, sodass sich die Differenz der
Einladungsrate zwischen deutschen und türkischen Bewerbern - sprich der
Grad der Diskriminierung - durch das Hinzufügen von sozialen Informationen
um 11 Prozentpunkte verringert, durch die Angabe eines gut bezahlten Jobs
sogar um 20 Prozentpunkte.

Darüber hinaus deuten die aufgrund der geringen Anzahl der Beobachtungen
nur vorläufigen Ergebnisse darauf hin, dass für die (statistische)
Diskriminierung von Bedeutung ist, ob die Kontaktperson und der Bewerber
zusammenleben werden. So reduziert sich bei Mietern, die in der
Wohngemeinschaft wohnen bleiben, die Diskriminierung am stärksten durch
Informationen zur sozialen Eigenschaften. Mieter und Mieterinnen, die
ausziehen und einen Nachfolger suchen, reagieren hingegen eher auf das
finanzielle Signal. Wenn der Vermieter das Zimmer ausgeschrieben hat,
zeigt sich sogar keine Diskriminierung mehr, wenn türkische Bewerber
spezifische Informationen geben.


Als eine der weltweit führenden Infrastruktureinrichtungen für die
Sozialwissenschaften steht das GESIS - Leibniz-Institut für
Sozialwissenschaften Forscherinnen und Forschern auf allen Ebene ihrer
Forschungsvorhaben mit seiner Expertise und seinen Dienstleistungen
beratend zur Seite, so dass gesellschaftlich relevante Fragen auf der
Basis neuester wissenschaftlicher Methoden, qualitativ hochwertiger Daten
und Forschungsinformationen beantwortet werden können. GESIS ist Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft und unterhält institutionelle und projektbezogene
Kooperationen mit vielen Universitäten und Forschungseinrichtungen im In-
und Ausland. GESIS ist an wichtigen europäischen Projekten wie u.a. dem
European Social Survey (ESS), der European Value Study (EVS), dem
europäischen Archivverbund CESSDA, oder dem OECD-Projekt Programme for the
International Assessment of Adult Competencies (PIAAC) beteiligt.


Zur aktuellen Ausgabe (ISI 64):

https://www.gesis.org/fileadmin/upload/forschung/publikationen/zeitschriften/isi/ISI-64.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution479

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften, 20.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHAUSPIEL/1376: Die Komödianten Kiel - "Theater to go" live am 28.05.2020

Theater Die Komödianten

"Theater to go" live am 28.05.20

Endlich wieder live Theater: Am 28. Mai von 16 bis 17 Uhr



Liebes Publikum,

seit vielen Wochen warten wir sehnsüchtig darauf, wieder vor Ihnen
live zu spielen. Nun ist es soweit:

Der Komödianten-Theater-Notdienst für Schleswig-Holstein und die Welt
jetzt auch live.

Am Donnerstag, den 28. Mai 2020 präsentieren Theaterdirektor Markus
Dentler und Rafaela Schwarzer Theater aus der Tür. In der Zeit von 16
bis 17 Uhr bieten wir am Theater Die Komödianten Straßentheater im
Vorbeigehen / zum Abholen / to go.

Für alle, die schon sehnsüchtig auf echte Theater-Vorstellungen
warten: Nehmen Sie eine Kulturdusche im Vorbeigehen, natürlich mit
Getränk to go.

Ein Hygiene Konzept ist erstellt und vorgeschriebenen Mindestabstände
werden eingehalten. Je nachdem, ob ein oder zwei Haushalte zusammen
kommen, können jeweils 2 bis 4 Zuschauer die Vorstellungen gemeinsam
verfolgen.

Der "Eintritt" ist frei, um eine Spende wird gebeten.

Machen wir gemeinsam das Theater-Experiment.

 * 

Quelle:

Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: 0431 / 55 34 01

E-Mail: theater@komoediantentheater.de

Internet: www.komoediantentheater.com
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GARTEN/411: Mähroboter sind eine tödliche Gefahr für Igel (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 22. Mai 2020

Mähroboter sind eine tödliche Gefahr für Igel

Geräte nur tagsüber einsetzen / Garten igelfreundlich gestalten



Berlin - Mähroboter sind eine tödliche Gefahr für Igel. Der NABU
bittet darum, diese Geräte - wenn überhaupt - nur tagsüber zu
verwenden. "Der elektrische Helfer wird in Deutschland immer
beliebter" so NABU-Gartenexpertin Marja Rottleb, "Viele Menschen
wollen sich mit einem solchen Gerät die Arbeit im Garten erleichtern
und wissen oft gar nicht, dass sie für Tiere, insbesondere für Igel,
lebensgefährlich sind."

Die Stacheltiere rollen sich bei Gefahr zu einer Kugel und erstarren
so für einige Minuten statt zu flüchten. Dieses Verhalten wird ihnen
beim Zusammentreffen mit einem Mähroboter zum Verhängnis. "Die Tiere
können durch die scharfen Messer massive Verletzungen erleiden", sagt
Rottleb. "Besonders Jungtiere sind gefährdet, allein schon wegen ihrer
geringeren Körpergröße." Oft bleibt das Massaker auf dem Rasen
allerdings unbemerkt, da die Wildtiere im Verletzungsfall keine
Schmerzenslaute ausstoßen und sich ins Unterholz zurückziehen, um dort
qualvoll zu verenden.

Der NABU rät daher, Mähroboter nur tagsüber zu nutzen, da Igel
nachtaktiv sind. Auch beim Einsatz von Fadenmähern ist Vorsicht
geboten. Rottleb: "Unter Hecken und im hohen Gras sollte man vor dem
Mähen unbedingt mit einem Laubrechen prüfen, ob dort ein Igel
schläft."

Ein permanent vom Mähroboter gepflegter Rasen schadet dem Igel und
anderen Gartentieren außerdem bei der Nahrungssuche. Blühpflanzen und
Kräuter gehen verloren, die für den Igel notwendige Insekten- und
Kleintierpopulation wird abgetötet, bis nur noch eine biologische
wertlose grüne Fläche übrig bleibt. "Wer Igeln helfen möchte, sollte
seinen Garten möglichst naturnah gestalten", rät Rottleb. "Dazu
gehören heimische Sträucher und Stauden, außerdem auch eine wilde Ecke
oder ein selbstgebautes Igelhaus zum Verstecken." Mehr Tipps für einen
igelfreundlichen Garten bietet der NABU unter www.NABU.de/igelgarten

Mehr Infos: www.NABU.de/igelgarten

Anleitung Igelhaus: www.NABU.de/igelhaus

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 44, 22.05.2020

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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PROJEKT/007: Grüne Dächer für mehr Insektenvielfalt (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesamt für Naturschutz -
Berlin/Bonn, 25. Mai 2020

Grüne Dächer für mehr Insektenvielfalt

Neues Projekt "DaLLî" für naturschutzfachlich hochwertige
Dachbegrünungen im urbanen Raum



Dachbegrünungen können zum Natur- und Klimaschutz beizutragen, vor
allem im urbanen Raum. Derzeit werden extensive Dachbegrünungen jedoch
meist konventionell mit artenarmen Pflanzenmischungen aus
gebietsfremden Arten und Zuchtsorten ausgeführt. Jetzt ist im
Bundesprogramm Biologische Vielfalt ein neues Projekt gestartet, das
Verfahren für die artenreiche Begrünung von Dächern mit
gebietseigenen, blütenreichen Wildpflanzen weiterentwickelt und im
Rahmen konkreter Maßnahmen erprobt. Das Bundesamt für Naturschutz
fördert das Projekt "DaLLî - Extensive Dachbegrünungen in
urbanen Landschaften als Lebensraum für Insekten" mit Mitteln des
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit mit
rund 545.000 Euro.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "In den Städten gibt es oft
eine große Konkurrenz um knappe Flächen. Für den Schutz der Insekten
sind grüne Dächer eine Chance. Dabei kommt es darauf an, Gründächer so
zu gestalten, dass sie auch Nahrungs- und Nistmöglichkeiten für
Insekten bieten."

BfN-Präsidentin Prof. Dr. Beate Jessel: "Dies gilt insbesondere für
spezialisierte Insektenarten: So sind konventionelle Dachbegrünungen
beispielsweise für manche Wildbienen, die ausschließlich Pollen
bestimmter Pflanzenarten sammeln, kaum nutzbar. Wie Insekten von einer
Dachbegrünung mit artenreichen, gebietseigenen Pflanzenmischungen
sowie geeigneten Nistmöglichkeiten profitieren können, wird im Projekt
DaLLî untersucht und erprobt."

An sechs Modelldächern im Nordwestdeutschen Tiefland wird die
Begrünung mit Wildpflanzen aus regionaltypischen Sandmagerrasen
hinsichtlich ihrer Wirksamkeit als Lebensraum für blütenbesuchende
Insekten evaluiert und weiterentwickelt. Außerdem sollen auf den
Dächern auch Sonderstrukturen wie Sandlinsen und Totholz eingebracht
und bezüglich ihrer Eignung als Nisthabitate für Insekten getestet
werden. Drei der sechs Gründächer mit gebietseigenen Wildpflanzen
werden durch die externen Kooperationspartner, die Alfred Töpfer
Akademie für Naturschutz (NNA), die Friedrich Lütvogt GmbH & Co. KG
sowie der GEWOBA AG, auf ihren Gebäuden angelegt.

Für Planungs-, Architektur- und Ingenieurbüros sowie für
Gartenlandschaftsbau-Unternehmen werden in Kooperation mit dem
bundesweit aktiven Verein GebäudeGrün e.V. verschiedene
Fortbildungsveranstaltungen konzipiert und während der Projektlaufzeit
durchgeführt. Diese sowie weitere jeweils zielgruppenorientierte
Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit für Behörden, Privatleute,
Schülerinnen und Schüler sowie Studierende sollen nicht nur die
notwendigen Kenntnisse für die Anlage naturschutzfachlich hochwertiger
extensiver Dachbegrünungen vermitteln, sondern auch die Akzeptanz und
Umsetzung grüner Dächer steigern. Träger des Projekts "DaLLî"
ist die Hochschule Osnabrück.

Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Information und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.

Weitere Informationen zum Bundesprogramm:

https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm



Kontaktdaten sowie Projekt-Steckbrief unter: 

https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm/projekte/projektbeschreibungen/dalli.html

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 077/20, 25.05.2020

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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MASSNAHMEN/378: Bundeskabinett beschließt höheren CO2-Preis, Entlastungen bei Strompreisen und für Pendler (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie - Berlin, 20. Mai 2020

Bundeskabinett beschließt höheren CO2-Preis, Entlastungen bei
Strompreisen und für Pendler

Bundesregierung setzt Ergebnis des Vermittlungsausschusses zum
nationalen Emissionshandel um



Das Bundeskabinett hat heute zwei zentrale Regelungen zur Umsetzung
der Beschlüsse des Vermittlungsausschusses zum Klimaschutzprogramm
2030 auf den Weg gebracht. Bund und Länder hatten sich im Dezember
2019 unter anderem darauf geeinigt, ab 2021 die CO2-Bepreisung von
Brennstoffen zu erhöhen und im Gegenzug die Belastungen für
Stromverbraucher und Fernpendler zu begrenzen. Der nationale
Emissionshandel startet nun mit einem festen CO2-Preis von 25 Euro pro
Tonne im Jahr 2021. Gleichzeitig hat das Bundeskabinett eine
Verordnung beschlossen, damit Einnahmen aus dem nationalen
Emissionshandel zur Entlastung der EEG-Umlage eingesetzt werden
können.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die heutigen Beschlüsse
zeigen: Es ist möglich, Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit
zusammenzubringen. Der höhere CO2-Preis verteuert fossile Brennstoffe
und bringt uns den Klimazielen näher. Die zusätzlichen Einnahmen aus
dem nationalen Emissionshandel werden in voller Höhe für die
Entlastung von Haushalten und Unternehmen über die Stromrechnung
verwendet. Darüber hinaus werden Fernpendler für eine Übergangszeit
zusätzlich vor höheren Ausgaben geschützt. Beide Maßnahmen folgen
einem klaren Prinzip: Die klimafreundliche Wahl soll auch die richtige
Entscheidung für den Geldbeutel sein. Dann werden sich künftig mehr
Menschen beim nächsten Autokauf oder beim nächsten Heizungstausch für
die klimafreundliche Variante entscheiden.

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier: "Wir haben heute die
rechtlichen Voraussetzungen für eine Entlastung der EEG-Umlage ab dem
1. Januar 2021 auf den Weg gebracht. Das ist eine gute Nachricht für
die Bürgerinnen und Bürger und für die Wirtschaft. Bislang finanzieren
die Letztverbraucher die gesamten Förderkosten des EEG über den
Strompreisbestandteil der EEG-Umlage. Künftig werden wir durch den
Einsatz von Haushaltsmitteln die EEG-Umlage entlasten und damit auch
den Geldbeutel der Verbraucherinnen und Verbraucher schonen."

Der nationale Emissionshandel startet nach der Bund-Länder-Einigung
nun mit einem fixen CO2-Preis von 25 Euro pro Tonne im Jahr 2021. Das
entspricht brutto 7 Cent pro Liter Benzin, 8 Cent pro Liter Diesel, 8
Cent pro Liter Heizöl und 0,5 Cent pro Kilowattstunde Erdgas. Dieser
Preis war ursprünglich erst für das Jahr 2023 vorgesehen. Bis zum Jahr
2025 werden die Zertifikate mit einem auf 55 Euro ansteigenden
Festpreis ausgegeben. Ab 2026 wird der Zertifikatepreis dann durch
Versteigerungen ermittelt, wobei für 2026 ein Preiskorridor von 55
Euro bis 65 Euro pro Tonne CO2 vorgegeben ist.

Mit der Änderung der Erneuerbare Energien Verordnung (EEV) schafft das
Bundeskabinett zeitgleich die rechtlichen Voraussetzungen, um
Einnahmen aus dem Verkauf der Emissionsrechte als Bundeszuschuss zur
anteiligen Finanzierung der EEG-Umlage einsetzen zu können. So kann
die EEG-Umlage für betroffene Haushalte und Unternehmen entlastet
werden. Diese Änderungen bedürfen noch der Zustimmung des Bundestages.
Da die Übertragungsnetzbetreiber die EEG-Umlage für das Kalenderjahr
2021 am 15. Oktober 2020 veröffentlichen, ist das Inkrafttreten der
Änderungen noch vor diesem Termin im Herbst 2020 geplant.

Neben den Änderungen in der EEV entscheiden die Bundesregierung und
der Haushaltsgesetzgeber noch in den Haushaltsverfahren über die
Bereitstellung der Mittel sowie über deren Höhe. Diese Entscheidungen
werden durch die Änderungen in der EEV nicht vorweggenommen.

Das nationale Emissionshandelssystem tritt neben den
EU-Emissionshandel für große Industrieanlagen und Kraftwerke und
erfasst alle Brennstoffemissionen, die nicht bereits im
EU-Emissionshandel mit einem CO2-Preis belegt sind - unabhängig vom
Sektor, in dem die Brennstoffe eingesetzt werden.

Der höhere Zertifikatspreis bereits zum Start des Handelssystems ab
2021 kann die internationale Wettbewerbsfähigkeit von besonders
energieintensiven Unternehmen beeinträchtigen, wenn sie die erhöhten
CO2-Kosten nicht über die Produktpreise weitergeben können. Diese
unerwünschten Wettbewerbseffekte könnten zudem die Klimaschutzwirkung
schmälern, falls die Kosten des Emissionshandels zu
Produktionsverschiebungen mit höheren Emissionen im Ausland führen
(sogenanntes Carbon Leakage). Die Einigung zwischen Bund und Ländern
schließt daher die Möglichkeit ein, Maßnahmen zur Wahrung der
Wettbewerbsfähigkeit und zur Vermeidung von Carbon Leakage bereits mit
Beginn des Emissionshandels im Jahr 2021 einzuführen - ein Jahr früher
als ursprünglich vorgesehen.



Den Gesetzentwurf zum BEHG finden Sie unter www.bmu.de/GE877.

Den Entwurf der EEV finden Sie hier.

www.bmu.de/gesetz/verordnung-zur-aenderung-der-erneuerbre-energien-
verordnung/

Fragen und Antworten zum Emissionshandel finden Sie unter 

www.bmu.de/FQ126

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 073/20, 20.05.2020

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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POLITIK/581: Bundesumweltministerin Schulze - Konjunkturmaßnahmen müssen Beschäftigung, Innovation und Klimaschutz dienen (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 25. Mai 2020

Schulze: Konjunkturmaßnahmen müssen Beschäftigung, Innovation und
Klimaschutz dienen

Studie von Forschungsinstituten im Auftrag des BMU benennt
sozial-ökologische Impulse für die Konjunkturpolitik



Konjunkturmaßnahmen zur Erholung der Wirtschaft im Zuge der
Coronakrise können so gestaltet werden, dass sie zugleich dem
Klimaschutz dienen. Das ist eines der Ergebnisse einer Studie, die das
Bundesumweltministerium bei vier Wirtschaftsforschungsinstituten in
Auftrag gegeben hat. Bundesumweltministerin Svenja Schulze stellte die
Studie heute zusammen mit den Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern vor.

Schulze: "Wir haben jetzt die Chance, den Weg aus der Krise zu
verbinden mit einem großen Fortschritt beim Klimaschutz. Denn
Investitionen in den Klimaschutz gehören Ökonomen zufolge zu den
wirksamsten Konjunkturimpulsen überhaupt. Konjunkturhilfen brauchen
einen klaren Kompass: Beschäftigung, Innovation und Klimaschutz. Neben
Investitionen in saubere Mobilität und neue Energie sollte ein
Schwerpunkt der Hilfen bei den Kommunen liegen."

Die Studie wurde gemeinsam erstellt vom DIW Berlin, dem Forum
Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS), dem Institut für
Sozialökonomie (ifso) der Universität Duisburg-Essen und dem Institut
für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK). Die Autoren benennen
mögliche sozial-ökologische Impulse in den Bereichen Verkehr, Gebäude,
Energie und Industrie. Einen besonderen Schwerpunkt legen sie dabei
auf die kommunale Ebene.

Schulze: "Entscheidende Investitionen in den Klimaschutz finden in den
Kommunen statt, vom ÖPNV über neue Radwege bis hin zur Sanierung von
kommunalen Gebäuden. Zugleich leiden viele Kommunen stark unter
Einnahmeausfällen. Für den Weg aus der Krise kommt es darauf an, dass
Kommunen weiter gut investieren können. Ich werbe daher nicht nur für
einen Schutzschirm für die Kommunen, sondern auch für ein
Investitionsprogramm in den kommunalen Klimaschutz. Dazu muss der
öffentliche Nahverkehr gehören. Auch die Sanierung von öffentlichen
Gebäuden wie Kitas, Schulen oder Kultureinrichtungen bringt zugleich
Konjunktur und Klimaschutz voran."

Die Studie finden Sie unter www.bmu.de/DL2481

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 078/20, 25.05.2020

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien
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FORSCHUNG/524: Den Blick auf Insekten lenken (UFZ)

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)

Pressemitteilung, 20. Mai 2020

Den Blick auf Insekten lenken

Nur wenige
Schmetterlingsarten scheinen von den Natura 2000-Schutzgebieten zu
profitieren



Das Netzwerk der Natura 2000-Schutzgebiete der Europäischen Union (EU)
soll gefährdete Tier- und Pflanzenarten und deren Lebensräume
schützen. Allerdings profitieren auch etliche Arten, die nicht im
Fokus stehen. Nur sind diese Nutznießer ungleichmäßig über die großen
Tiergruppen verteilt, berichtet ein internationales
Forscher*innen-Team, darunter Wissenschaftler des Helmholtz-Zentrums
für Umweltforschung (UFZ) sowie des Deutschen Zentrums für integrative
Biodiversitätsforschung (iDiv) in der Zeitschrift Conservation
Biology. So zieht fast die Hälfte der nicht in der Zielgruppe
genannten Vogelarten Nutzen aus dem Natura 2000-Schutz, während bei
den Tagfaltern nur ein gutes Viertel von einem solchen Mitnahmeeffekt
profitiert.




[image: Bild: © Martin Musche]

Der Baumweißling (Aporia crataegi) ist ein weitverbreiteter
Schmetterling, der hinsichtlich seines Lebensraumes sehr variabel ist.
Er gehört zu den wenigen Tagfalterarten, die von den Natura
2000-Schutzgebieten profitieren

Bild: © Martin Musche



Die Ergebnisse der Studie liefern einen weiteren Hinweis darauf, dass
Insekten von den gegenwärtigen Schutzkonzepten nur ansatzweise erfasst
werden. "Wenn wir die Ziele des Naturschutzes definieren, sollten wir
deshalb unseren Blick stärker als bislang auf die Insekten lenken",
schließt Prof. Josef Settele, Mitautor der Studie, aus diesem
Ergebnis. Dabei denkt der Agrarökologe und Schmetterlings-Spezialist,
der an UFZ und iDiv forscht, nicht nur an Tagfalter, sondern auch an
andere, häufig unscheinbarere Arten wie Mücken, Ameisen oder die
vielen Bodeninsekten, die in der Natur ebenfalls zentrale Rollen
einnehmen.

Untersucht haben die Forscher allerdings nur die Auswirkungen der
Natura 2000-Schutzgebiete auf Vögel und Tagfalter. "Von diesen beiden
Gruppen gibt es die allermeisten Beobachtungsreihen über viele Jahre",
begründet Josef Settele diese Auswahl. Ausgewertet wurden die Daten,
die einige Tausend Freiwillige auf über 9.500 Flächen für Vögel und
über 2.000 Flächen für Tagfalter langfristig erhoben haben.

In diesen Gebieten sind die ehrenamtlichen wie auch hauptberuflichen
Ornithologen und Schmetterlings-Begeisterten regelmäßig unterwegs, um
zu zählen, wie viele Tiere der untersuchten Arten sich dort gerade
aufhalten. So laufen 318 Freiwillige in Deutschland 460 Probestrecken
von Anfang April bis Ende September meist einmal in der Woche ab und
zählen dort Tagfalter. Nur wenn das Wetter nicht mitspielt und zum
Beispiel starke Winde die allermeisten Schmetterlinge am Fliegen
hindern, pausieren auch die Beobachter. Zwischen den Jahren 2005 und
2018 zählten die Freiwilligen so allein in Deutschland 3,3 Millionen
Schmetterlinge.
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Der Zwergbläuling (Cupido minimus) ist der kleinste Tagfalter
Mitteleuropas und ein Spezialist für Offenlandschaften. Er profitiert
nicht von den Natura 2000-Schutzgebieten.

Bild: © Erk Dallmeyer



Auch die Ornithologen sammelten extrem viele Daten, die Vincent
Pellissier von der Sorbonne-Universität in Paris, der Hauptautor der
Studie, und seine Kollegen jetzt ausgewertet haben. Bei solchen
Untersuchungen haben sich die meisten Forscher bisher auf die
Artenvielfalt konzentriert und dabei in den Natura 2000-Gebieten oft
mehr Arten als außerhalb gezählt.

Dabei zielt Natura 2000 sehr erfolgreich auf ausgewählte Lebensräume
und Arten, die von hohem Interesse für den Naturschutz in der
Europäischen Union sind. So stehen zum Beispiel im Wald oft
Fledermaus-Arten auf der Agenda, die in weiten Teilen der EU in
Schwierigkeiten sind. In der offenen Landschaft stehen oftmals
trockene und nährstoffarme Wiesen im Fokus, die Lebensraum für seltene
Arten wie den Thymian-Ameisenbläuling sind. Mit Blick auf solche
Lebensräume und Arten schützen bereits seit 2013 in der Europäischen
Union 27.700 dieser Natura 2000-Gebiete rund 18 Prozent der Landfläche
und etwa sieben Prozent der Meeresgebiete - und machten das Netzwerk
zu einer der weltweit erfolgreichsten Naturschutzinitiativen.

In der Natur spielen aber nicht nur diese ausgewählten, sondern auch
viele andere Arten eine wichtige Rolle, von denen man annimmt, dass
sie von der Einrichtung der Natura 2000-Gebiete gleichermaßen
profitieren. Schwinden ihre Bestände, können Nahrungsnetze zerreißen
und sich ökologische Muster mit manchmal enormen Auswirkungen auf die
Natur stark verändern. Der Blick auf diese weniger beachteten Arten
ist daher durchaus wichtig - und zeichnet zwischen Vögeln und
Tagfaltern ein sehr unterschiedliches Bild.

So ist die Häufigkeit bei fast der Hälfte der untersuchten 155
Vogelarten in Regionen mit vielen Natura 2000-Gebieten wesentlich
höher, sehr viele davon sind typische Wald-Bewohner. Bei den
Tagfaltern profitieren dagegen gerade einmal 27 der 104 untersuchten
Arten von diesem Schutz. Und nur zwei dieser Schmetterlingsarten leben
in Wäldern. Das überrascht zunächst einmal nicht allzu sehr,
schließlich flattern die Tagfalter Europas viel häufiger über sonnige
Wiesen als durch Wälder. Obendrein sind viele Forste hierzulande
angepflanzt. "Dort wachsen Bäume gleichen Alters, deren Kronen ein
dichtes Dach bilden, durch das kaum Sonnenstrahlen dringen", erklärt
Martin Musche, ebenfalls Insektenforscher am UFZ und Mitautor der
Studie. Am düsteren Waldboden aber finden die allermeisten Tagfalter
keinen Lebensraum. "Aus der Sicht der Tagfalter bräuchten wir also
erheblich mehr lichtdurchflutete Wälder", schließt der Biologe.

Aber auch außerhalb der Wälder scheint die Situation nicht allzu gut
zu sein. Spezialisten für offene Landschaften wie der Zwergbläuling
fliegen in den Natura 2000-Gebieten keineswegs öfter. "Die Gründe
dafür haben wir noch nicht untersucht, wir haben aber einen dringenden
Verdacht", erklärt Martin Musche: Anscheinend geht es dem Grünland und
anderen offenen Lebensräumen in den Natura 2000-Gebieten nicht allzu
gut. So werden trockene Wiesen mit wenig Nährstoffen vielerorts häufig
von Büschen überwuchert - und die Spezialisten unter den
Schmetterlingen verlieren ihre Lebensgrundlage.

Andere Wiesen werden zum Beispiel gedüngt und dann - statt ein- oder
zweimal - häufiger im Jahr gemäht. Das aber verschlechtert die
Bedingungen für viele Schmetterlinge enorm. "Anderen Insekten, die wir
noch nicht untersucht haben, könnte es durchaus ähnlich gehen",
erklärt Martin Musche. Werden neue Schutzgebiete ausgewiesen oder wird
ein Managementplan für bestehende entwickelt, sollten daher die bisher
vernachlässigten Insekten viel besser als bisher beachtet werden. Eine
Forderung, die sowohl für die laufende Reform der europäischen
Agrarpolitik (GAP) als auch die Formulierung von Zielen der
Biodiversitätskonvention (CBD) für die Zeit nach 2020 von Bedeutung
sind, um den anhaltenden Insektenschwund zu mildern.
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Im Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) erforschen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Ursachen und Folgen der
weit reichenden Veränderungen der Umwelt und erarbeiten
Lösungsoptionen. In sechs Themenbereichen befassen sie sich mit
Wasserressourcen, Ökosystemen der Zukunft, Umwelt- und
Biotechnologien, Chemikalien in der Umwelt, Modellierung und
sozialwissenschaftlichen Fragestellungen. Das UFZ beschäftigt an den
Standorten Leipzig, Halle und Magdeburg circa 1.100 Mitarbeitende. Es
wird vom Bund sowie von Sachsen und Sachsen-Anhalt finanziert.

www.ufz.de

Die Helmholtz-Gemeinschaft identifiziert und bearbeitet große und
vor allem drängende Fragen von Gesellschaft, Wissenschaft und
Wirtschaft. Ihre Aufgabe ist es, langfristige Forschungsziele von
Staat und Gesellschaft zu erreichen. Damit sollen die Lebensgrundlagen
der Menschen erhalten und sogar verbessert werden. Helmholtz besteht
aus 19 naturwissenschaftlich-technologischen und
medizinisch-biologischen Forschungszentren.

www.helmholtz.de
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STELLUNGNAHME/616: Corona-Krisenbekämpfung muss Gesellschaft klimafreundlicher, gerechter und krisensicherer machen (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - BUND-Kommentar
vom 25. Mai 2020

Corona-Krisenbekämpfung muss Gesellschaft klimafreundlicher,
gerechter und krisensicherer machen



Anlässlich der Pressekonferenz "Sozial-ökologische Impulse für die
Konjunkturpolitik" von Bundesumweltministerin Svenja Schulze
kommentiert Olaf Bandt, Vorsitzender des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND): 

"Bundesumweltministerin Svenja Schulze will das Konjunkturprogramm der
Bundesregierung für mehr Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit und eine
hohe Krisenfestigkeit nutzen. Das ist richtig. Doch die Zeit drängt,
denn es bleibt nicht mehr viel Handlungsspielraum für die Erreichung
der Pariser Klimaziele. Die Ministerin hat recht: "Beim Weg aus der
Krise, bei der wirtschaftlichen Erholung kann die Politik vieles
richtig machen für Beschäftigung, für Innovation und für nachhaltigen
Klimaschutz." Vor allem aber muss die Bundesregierung jetzt handeln
und zwar schnell.

Für politische Fehlinvestitionen der Bundesregierung ist längst keine
Zeit mehr. Es ist richtig, die Maßnahmen auf den Ausbau des
Energiesektors zu konzentrieren, vor allem mit Fokus auf
Energiegenossenschaften, sowie auf die die Förderung von
Gebäudesanierung, von Klimaschutzmaßnahmen von Kommunen und eine
Mobilitätswende.

Es bestand bereits vor der Coronakrise dringender Handlungs- und hoher
Investitionsbedarf für die Bekämpfung von Klimakrise und
Massenaussterben der Arten. Die Schlüsselfrage für die
Zukunftsfähigkeit von Wirtschaft und Gesellschaft wird daher sein, die
Corona-Krisenbekämpfung mit langfristiger Wohlstandssicherung zu
verbinden. Dies wird nur gelingen, wenn die Bundesregierung den Ausbau
einer sozial-ökologischen öffentliche Infrastruktur vorantreibt. Der
Neustart muss, wie Schulze sagt, genutzt werden, um 'unsere
Gesellschaft insgesamt klimafreundlicher, gerechter und krisenfester
zu machen'. Das ist der Maßstab für die Politik."

 * 
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